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Bildung steht jedem Menschen zu. Das Recht auf 
Bildung, wie es in mehreren Menschenrechtskon­
ventionen verankert ist, besagt, dass der Staat 
einen diskriminierungsfreien Zugang zu Bildung 
gewährleisten muss – unabhängig von hautfar­
be, Geschlecht, einer Behinderung oder anderen 
Merkmalen der Persönlichkeit. Die vorliegende 
analyse möchte dazu beitragen, die gegenwärtigen 
Diskussionen über Bildung stärker an Menschen­
rechten zu orientieren. Eine menschenrechtliche 
Perspektive schafft Maßstäbe für Chancengleich­
heit, Bildungsgerechtigkeit und Inklusion und 
ermöglicht es so, konkrete und notwendige Verän­
derungsbedarfe für die Umsetzung des Menschen­
rechts auf Bildung aufzuzeigen. 
Im Fokus der analyse steht insbesondere der 
Diskriminierungsschutz, der Bestandteil aller 
Menschenrechte ist. Bildung als Menschenrecht 
bedeutet also die anerkennung des gleichen 
Rechts für alle. In der vorliegenden analyse wur­
den bestehende Studien zu Rahmenbedingungen 
schulischer Bildung menschenrechtlich eingeord­
net. Zudem wurden die Schulgesetze aller Bundes­
länder sowie die Bildungspläne von fünf ländern 
im hinblick auf Diskriminierungsfreiheit untersucht 
und in Bezug gesetzt zu den menschenrechtlichen 
Vorgaben. als Referenzrahmen diente das indi­
viduelle und gleiche Menschenrecht auf Bildung 
aller Kinder und Jugendlichen in Deutschland. Die 
daraus gewonnen Erkenntnisse bilden die Grundla­
ge, um Empfehlungen an Ministerien, Kommunen, 
Schulämtern, Schulleitungen und Schulkonferen­
zen auszusprechen. 
Darüber hinaus schlägt die analyse den Bogen 
zur Praxis. So befasst sie sich mit der Umsetzung 
des Diskriminierungsschutzes sowohl in lehr- und 
lernmaterialien als auch im Schulgeschehen. 
neben grundsätzlichen hinweisen, wie Diskrimi­
nierung vermieden und abgebaut beziehungsweise 
wie die gesamte Schulgemeinschaft dafür sensi­
bilisiert werden kann, nennt sie positive Beispiele 
und gibt auch hier Empfehlungen, wie lehr- und 
lernmaterialien sowie Interaktionen im Schulalltag 
so gestaltet werden können, dass sie zum abbau 
von Diskriminierung beitragen und darüber hinaus 
menschenrechtliche Vorgaben in Bezug auf freier 
Entfaltung der Persönlichkeit und achtung der 
Menschenrechte erfüllen. Denn die Umsetzung 
von Diskriminierungsschutz im Schulalltag ist 
keineswegs trivial, sondern die Voraussetzung, 
damit Bildung nachhaltig dazu beitragen kann, 
Diskriminierung in der Gesellschaft abzubauen und 
das Menschenrecht auf Bildung für alle zu gewähr­
leisten. 
  
   
  
8  E InlEItUnG 
1 Einleitung
 
Bildung ist ein Menschenrecht. Das Recht auf 
Bildung ist bereits in der allgemeinen Erklärung 
der Menschenrechte (aEMR) enthalten und wird 
in späteren Menschenrechtskonventionen er­
neut aufgegriffen und ausdifferenziert. Es gilt als 
Schlüssel für den Zugang zu weiteren Menschen­
rechten. Ohne Bildung kann die aktive politische, 
wirtschaftliche, soziale oder kulturelle teilhabe an 
der Gesellschaft erschwert oder eingeschränkt 
sein. Das Menschenrecht auf Bildung bietet die 
Grundlage dafür, dass Menschen ihre Rechte ken­
nen und aktiv ausüben können. 
Der ausschuss für wirtschaftliche, soziale und kul­
turelle Menschenrechte beschreibt das Recht auf 
Bildung wie folgt: „Bildung ist sowohl ein eigen­
ständiges Menschenrecht als auch ein unverzicht­
bares Mittel zur Verwirklichung anderer Men­
schenrechte. als ein Recht, das auf die Befähigung 
zur Selbstbestimmung abzielt, ist Bildung das 
hauptinstrument, mittels dessen wirtschaftlich 
und sozial ausgegrenzte Erwachsene und Kinder 
die armut überwinden und sich die Mittel zur 
vollen teilhabe an ihren Gemeinwesen verschaffen 
können. Der Bildung kommt bei der Ermächtigung 
der Frau, dem Schutz der Kinder vor ausbeu­
terischer und gefährlicher arbeit und sexueller 
ausbeutung, der Förderung der Menschenrechte 
und der Demokratie, dem Umweltschutz und der 
Steuerung des Bevölkerungswachstums eine we­
sentliche Rolle zu. Es wird zunehmend anerkannt, 
dass Investitionen in die Bildung zu den besten 
Investitionen gehören, die ein Staat tätigen kann. 
Der Bildung kommt jedoch nicht nur praktische 
Bedeutung zu, denn ein gebildeter, aufgeklärter 
und aktiver Geist, der frei und weit schweifen 
kann, ist eine der größten Freuden und lohnends­
ten Erfahrungen der menschlichen Existenz“1. 
Bildung kann also einerseits als Mittel zum Zweck, 
nämlich als Investition in die Zukunft sowie zur 
Verwirklichung weiterer Menschenrechte, ins­
besondere zum abbau von Diskriminierung und 
ausgrenzung, betrachtet werden. andererseits 
werden auch die Eigenständigkeit und der Eigen­
zweck des Rechts auf Bildung – in fast schon 
poetischer Weise – betont. 
Die Diskussion über die Qualität des deutschen 
Bildungssystems ist ein Dauerthema, nicht 
erst seit der ersten PISa-Studie im Jahr 2000. 
Schlagworte wie Bildungsgerechtigkeit und 
Chancengleichheit sind ebenso allgegenwärtig 
wie Diskurse über notwendige Kompetenzen und 
deren (ökonomischen) Wert für den arbeitsmarkt. 
Darüber hinaus bedeutet Bildung auch, dass die 
nachkommenden Generationen lösungsfähigkei­
ten vermittelt bekommen für weltumspannende 
Probleme wie Ungerechtigkeit, Diskriminierung, 
Gewalt, Ressourcenmangel und mangelnde 
nachhaltigkeit.2 Die Ratifizierung der Un-Behin­
dertenrechtskonvention und die damit einherge­
hende Verpflichtung Deutschlands, ein inklusives 
Schulsystem zu schaffen, ist Gegenstand leiden­
schaftlich geführter politischer, pädagogischer 
und juristischer auseinandersetzungen. Das Recht 
auf Bildung für geflüchtete Kinder und Jugendliche 
sicherzustellen, erweitert diese Diskussion und 
geht ebenfalls mit Veränderungen für lehrkräfte 
und Schulorganisation einher. 
Die vorliegende analyse möchte einen Beitrag 
dazu leisten, die Diskussionen um Bildung und 
Bildungsgerechtigkeit stärker an Menschenrech­
ten zu orientieren, und zwar insbesondere im 
hinblick auf Diskriminierungsschutz. Der Schutz 
vor Diskriminierung ist als menschenrechtliches 
1	 E/C.12/1999/10, Ziffer 1, Übersetzung der autor_innen in anlehnung an die deutsche Übersetzung gelistet beim Un treaty Bodies 
Download: http://tbinternet.ohchr.org/treaties/CESCR/Shared%20Documents/1_Global/E_C-12_1999_10_7458_O.doc (abgerufen 
am 05. 08. 2016). 
2	 Vgl. Krappmann (2016), insbesondere S. 153. 
  
9 E InlEItUnG 
Strukturprinzip Bestandteil aller Menschenrechte. 
Menschenrechte stehen allen Menschen gleicher­
maßen aufgrund ihres Menschseins zu und sind 
nur dann gewährleistet, wenn alle Menschen diese 
diskriminierungsfrei ausüben können. Bildung als 
Menschenrecht bedeutet also die anerkennung 
des gleichen Rechts für alle. 
Die in der öffentlichen Diskussion häufig ver­
wendeten Begriffe der Chancengleichheit oder 
Bildungsgerechtigkeit stellen zwar normative 
Bezugsrahmen dar, mit diesen Begriffen sind aber 
sehr unterschiedliche Verständnisse und Deutun­
gen verbunden, je nachdem, ob leistungsgerech­
tigkeit oder Bedarfsorientierung, gleiche Start­
chancen oder egalitäre, ausgleichende Prinzipien 
im Mittelpunkt stehen. Die menschenrechtliche 
Perspektive auf Bildung kann für mehr Klarheit 
in der Diskussion sorgen – und dafür, dass der 
Diskriminierungsschutz nicht nur eine Floskel ist, 
sondern dass deutlich wird, welche konkreten und 
allgemein verbindlichen Konsequenzen daraus 
folgen. als Referenzrahmen dient das individuel­
le und gleiche Menschenrecht auf Bildung aller 
Kinder und Jugendliche in Deutschland. Der Fokus 
der vorliegenden analyse ist auf das öffentliche, 
allgemeine Schulsystem gerichtet, also auf die 
Jahrgangsstufen 1–13. 
Methodisch liegt der Schwerpunkt hierbei auf 
der Einordnung bereits vorhandener empirischer 
Erkenntnisse in den menschenrechtlichen Kontext. 
Da jedoch zum Diskriminierungsschutz in Bezug 
auf Bildungsziele, Bildungsinhalte und Methoden 
sehr wenige Daten vorliegen, wurden dazu die 
Schulgesetze aller länder sowie die Bildungspläne 
von fünf ländern gesichtet und analysiert.3 Die 
daraus gewonnen Erkenntnisse dienen als Grund­
lage, um Empfehlungen an Ministerien, Bildungs­
verwaltung und Bildungspraxis auszusprechen, 
die zum teil Empfehlungen des internationalen 
Menschenrechtsschutzsystems reflektieren. (Dies 
ist entsprechend vermerkt.) 
Zunächst werden zentrale Begriffe definiert (Kapi­
tel 2). anschließend wird dargestellt, wie das Men­
schenrecht auf Bildung international verankert ist 
(Kapitel 3). aus den internationalen Vorgaben wird 
abgeleitet, welche menschenrechtlichen Bezugs­
punkte für die Umsetzung des Rechts auf Bildung 
von Bedeutung sind und welche analysefragen 
sich daraus ergeben (Kapitel 4). 
In einem weiteren Schritt werden Rahmenbedin­
gungen des deutschen Bildungssystems (Kapitel 5) 
sowie Bildungsziele,  Bildungsinhalte und Metho­
den (Kapitel 6) auf Basis der menschenrechtlichen 
Vorgaben analysiert und entsprechende Empfeh­
lungen abgeleitet. Die zentralen Ergebnisse der 
analyse werden anschließend zusammengefasst 
und abschließend bewertet (Kapitel 7). 
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2 Erläuterung von zentralen Begriffen
 
Für die menschenrechtliche Perspektive auf die 
Bildungssituation in Deutschland ist es erforder­
lich, verwendete Fachtermini menschenrechtlich 
zu füllen. Die Begriffe „Diskriminierungsschutz“ 
einschließlich verschiedener Diskriminierungsfor­
men, „Inklusion“ und „Intersektionalität“ werden je 
nach Kontext und akteur_in mit unterschiedlichen 
Schwerpunktsetzungen und nicht immer de­
ckungsgleich genutzt. Für die Verwendung dieser 
Begriffe in der vorliegenden analyse werden die 
folgenden menschenrechtlichen Definitionen und 
Erläuterungen zugrunde gelegt. 
2.1 Menschenrechtlicher
Diskriminierungsschutz
Der Schutz vor Diskriminierung ist ein Bestandteil
aller Menschenrechte. alle Menschenrechtsdoku­
mente enthalten artikel zur nicht-Diskriminierung,
die entweder ein selbstständiges oder ein akzes­
sorisches Diskriminierungsverbot beschreiben. So
enthält beispielsweise die Un-anti-Rassismuskon­
vention ein selbstständiges Diskriminierungsverbot
und verbietet rassistische Diskriminierungen in
allen lebensbereichen.4 Der Internationale Pakt
über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte
(Sozialpakt) hingegen enthält ein akzessorisches
Diskriminierungsverbot, das Diskriminierungen
in Bezug auf alle in dem Pakt verankerten Rechte
(zum Beispiel auch in Bezug auf das Recht auf Bil­
dung) verbietet: „Die Vertragsstaaten verpflichten
sich, zu gewährleisten, dass die in diesem Pakt ver­
kündeten Rechte ohne Diskriminierung hinsichtlich
der ‚Rasse‘5, der hautfarbe, des Geschlechts, der
Sprache, der Religion, der politischen oder sons­
tigen anschauung, der nationalen oder sozialen
herkunft, des Vermögens, der Geburt oder des
sonstigen Status ausgeübt werden.“6 
neben den im artikel aufgezählten verbotenen Un­
terscheidungsdimensionen, die nicht zur Ungleich­
behandlung von Personen führen dürfen, weist der 
terminus „sonstiger Status“ darauf hin, dass es 
sich bei den aufgezählten Dimensionen nicht um 
eine abgeschlossene liste handelt. Der ausschuss 
für wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte 
begründet dies (in seiner allgemeinen Bemerkung 
nr. 20) damit, dass die Erscheinungsform von 
Diskriminierung je nach Kontext variiert und einem 
zeitlichen Wandel unterliegt. Es bedürfe deshalb 
eines flexiblen ansatzes, der offen ist für ande­
re Formen der unterschiedlichen Behandlung.7 
Explizit in das Konzept des „sonstigen Status“ 
miteingeschlossen (aber nicht abschließend) sind 
laut Fachausschuss für wirtschaftliche, soziale und 
kulturelle Rechte folgende Dimensionen: Behinde­
rungen, alter, Staatsangehörigkeit, Familienstand 
und Familienverhältnisse, sexuelle Orientierung 
und Geschlechtsidentität, Gesundheitszustand, 
Wohnort sowie die wirtschaftliche und soziale 
Situation.8 In der vorliegenden analyse bezeichnen 
wir diese Kriterien, Kategorisierungen, Merkmale 
oder Unterscheidungsgründe als Dimensionen.9 
4 Vgl. ICERD. 
5 anführungszeichen von den autor_innen eingefügt. Zur Problematik des Begriffs ‚Rasse‘, der als Diskriminierungsgrund in den internatio­
nalen Diskriminierungsverboten ebenso wie im Grundgesetz und dem allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz aufgeführt ist, vgl.: Cremer 
(2010); Cremer (2008). 
6 ICESCR, artikel 2, absatz 2; Vgl. auch EMRK artikel 14. 
7 Vgl. E/C.12/GC/20, Ziffer 27. 
8 Vgl. E/C.12/GC/20, Ziffern 27–35. Der Schutz des allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes (aGG) umfasst folgende Dimensionen: ethni­
sche herkunft, Geschlecht, Religion oder Weltanschauung, Behinderung, alter oder sexuelle Identität (vgl. auch Kapitel 3.3). 
9 Insbesondere die Begriffe Merkmal und Unterscheidungsgrund sind zwar in juristischen Zusammenhängen gebräuchlich, werden aber 
von vielen Diskriminierungserfahrenen abgelehnt. Sie können als „Stempel“ wahrgenommen werden und zur Fehleinschätzung führen, die 
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Bei der Entscheidung, ob für eine Person einer 
der verbotenen Diskriminierungsgründe zutrifft, 
ist relevant, ob sich die betreffende Person selbst 
als zur Dimension zugehörig einordnet.10 Darüber 
hinaus kann Zugehörigkeit auch über die Ver­
bindung zu einer anderen Person bestehen. So 
können beispielsweise angehörige von Menschen 
mit Behinderungen von Diskriminierungen auf­
grund einer Behinderung betroffen sein, ohne dass 
bei ihnen selbst eine Beeinträchtigung vorliegt.11 
außerdem werden Menschen auch diskriminiert 
aufgrund von Dimensionen, die ihnen zugeschrie­
ben werden, ohne dass diese tatsächlich vorlie­
gen. So können Personen mit zum Beispiel einem 
türkisch klingenden namen von antimuslimischem 
Rassismus betroffen sein, ohne dass sie dem isla­
mischen Glauben angehören. 
aus menschenrechtlicher Perspektive ist eine Dis­
kriminierung dementsprechend jede unmittelbar 
oder mittelbar auf verbotenen Gründen beruhende 
Unterscheidung, ausschließung, Beschränkung, 
Bevorzugung oder sonstige unterschiedliche Be­
handlung, die zur absicht oder zur Folge hat, dass 
dadurch das gleichberechtigte Bewusstsein über, 
anerkennen oder ausüben der im Pakt niederge­
legten Rechte vereitelt oder beeinträchtigt wird.12 
Dabei ist Diskriminierung auch ein Machtmittel zur 
herstellung oder Bewahrung von Privilegien und 
hierarchisierungen.13 
Eine unterschiedliche Behandlung aus unzulässi­
gen Gründen wird menschenrechtlich als diskrimi­
nierend angesehen, wenn keine „vernünftige und 
objektive Rechtfertigung“14 dafür vorliegt. Dabei 
ist zu überprüfen, ob Ziele und Wirkung mit den 
Menschenrechten vereinbar sind, die Ungleichbe­
handlung ausschließlich dem allgemeinwohl und 
einer demokratischen Gesellschaft dient und eine 
eindeutige und vernünftige Verhältnismäßigkeit 
gewahrt wird.15 
Der menschenrechtliche Schutz vor Diskriminie­
rung geht allerdings über die herstellung formaler 
Gleichbehandlung hinaus. Vielmehr zielt er auf 
gleiche Möglichkeiten bei der tatsächlichen aus­
übung der Menschenrechte ab. Daraus ergibt sich, 
dass auch indirekte Formen von Benachteiligung 
und struktureller Diskriminierung vom menschen­
rechtlichen Diskriminierungsschutz umfasst sind. 
Für all diese Diskriminierungsformen gilt, dass das 
diskriminierende Verhalten nicht vorsätzlich aus­
geübt werden muss – entscheidend sind vielmehr 
die auswirkungen der Benachteiligung.16 
Für den Bereich der Bildung gilt der Diskriminie­
rungsschutz sowohl für die Rahmenbedingungen 
von Bildung, also für die Verfügbarkeit von und 
den Zugang zu Bildung, als auch für Bildungsziele, 
Bildungsinhalte und Methoden, also die annehm­
barkeit und adaptierbarkeit von Bildung. Es geht 
darum, Menschen in ihrem Zugang zu Bildung 
nicht zu diskriminieren und darum, die Bildungs­
inhalte diskriminierungssensibel zu gestalten. In 
anderen Worten: Die Inhalte als solches dürfen 
nicht diskriminieren (etwa in Bezug auf Sprache 
oder Bilder) und die Bildungsziele sollen darauf 
hinwirken, dass die Schüler_innen für Diskrimi­
nierung sensibilisiert und befähigt werden, gegen 
Diskriminierung vorzugehen. 
2.2 Diskriminierungsformen 
Grundsätzlich werden im menschenrechtlichen 
Diskriminierungsschutz verschiedene Formen von 
Diskriminierung unterschieden: 
Unmittelbare/direkte Diskriminierung 
als unmittelbare oder direkte Diskriminierung
werden Diskriminierungen bezeichnet, die an ei­
nen der verbotenen Diskriminierungsgründe (zum
Beispiel Geschlecht) anknüpfen. Sie liegt dann
vor, wenn eine Person aufgrund einer der oben
geschilderten Dimensionen eine weniger günstige
Behandlung erfährt als eine andere Person in einer
10 Vgl. E/C.12/GC/20, E/C.12/GC/20, Ziffer 16. 
11 Vgl. E/C.12/GC/20, Ziffer 16. 
12 Vgl. E/C.12/GC/20, Ziffer 7. 
13 Vgl. Beispielhaft für die Dimension Geschlecht: a/COnF.157/23, 6. Erwägungsgrund. Vgl. erläuternd dazu Rudolf/Chen (2015), 
S. 54–55. 
14 E/C.12/GC/20, Ziffer 13. 
15 Vgl. E/C.12/GC/20, Ziffer 13. 
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ähnlichen Situation.17 Eine direkte Diskriminierung
aufgrund des Geschlechts ist also, wenn Mädchen
vom Schulunterricht ausgeschlossen werden. 
Mittelbare/indirekte Diskriminierung
Mittelbare oder indirekte Diskriminierungen bezie­
hen sich auf Gesetze, Politiken oder Praktiken, die 
dem ersten anschein nach neutral sind. In ihrer 
Wirkung benachteiligen diese Gesetze, Politiken 
oder Praktiken allerdings unverhältnismäßig stark 
bestimmte Personen bei der ausübung ihrer Rech­
te. Eine mittelbare Diskriminierung kann beispiels­
weise dann vorliegen, wenn für die Einschulung 
eine Geburtsurkunde des Kindes vorgelegt werden 
muss, angehörige von ethnischen Minderheiten 
oder nicht-Staatsangehörige eine solche Urkunde 
aber nicht besitzen oder ihnen die ausstellung 
verweigert wurde.18 
Strukturelle/institutionelle Diskriminierung
Strukturelle beziehungsweise institutionelle Dis­
kriminierungen treten auf, wenn gesellschaftliche, 
staatliche beziehungsweise institutionelle Struk­
turen und Mechanismen im organisatorischen 
handeln im Zusammenwirken verschiedener Fak­
toren bestimmte Bevölkerungsgruppen benachtei­
ligen (diese Formen finden häufig als mittelbare 
Diskriminierung statt, siehe oben).19 Diese Form 
von Diskriminierung ist im Verhalten und in der 
Organisation der Gesellschaft tief verwurzelt und 
wird oft nicht wahrgenommen oder nicht in Frage 
gestellt.20 Im Bildungsbereich wird insbesondere 
die institutionelle Diskriminierung diskutiert (siehe 
Kapitel 5.4.1). 
Interaktionelle Diskriminierung 
Diskriminierungen, die an einen verbotenen 
Diskriminierungsgrund anknüpfen, können auch 
zwischen zwei oder mehreren Personen auftreten 
und zu abwertung oder ausgrenzung führen. Inter­
aktionelle Diskriminierung kann mit strukturellen 
und institutionellen Diskriminierungspraktiken 
zusammenhängen beziehungsweise aus diesen 
hervorgehen.21 Beispielsweise lobt eine lehrkraft 
eine in Deutschland geborene und aufgewachsene 
Schülerin dafür, dass sie – trotz ihrer familiären 
Migrationsgeschichte – so gut Deutsch spricht. 
Dieses lob kann von der Schülerin als diskrimi­
nierend wahrgenommen werden, wenn es als 
Signal dafür verstanden wird, dass diese Schülerin 
eigentlich nicht dazu gehört. an diesem Beispiel 
wird außerdem deutlich, dass nicht die absicht, 
sondern die mögliche oder tatsächliche Wirkung 
entscheidend für die Frage ist, ob es sich um eine 
Diskriminierung handelt.22 
Versagen angemessener Vorkehrungen
Die Un-Behindertenrechtskonvention erweitert 
das Diskriminierungskonzept, indem sie auch das 
„Versagen angemessener Vorkehrungen“23 als 
Diskriminierung wegen einer Behinderung aner­
kennt. Der Begriff „angemessene Vorkehrungen“ 
wird durch die Un-Behindertenrechtskonvention 
definiert als „notwendige und geeignete änderun­
gen und anpassungen“24, die sicherstellen, dass 
Menschen mit Behinderungen Menschenrechte 
gleichberechtigt genießen und ausüben können. 
Bei der Umsetzung von angemessenen Vorkehrun­
gen gilt der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit.25 
angemessene Vorkehrungen können je nach 
individuellem Bedarf Unterschiedliches meinen, 
zum Beispiel die Bereitstellung von barrierefreien 
Dokumenten, eine Rampe oder Gebärdensprach­
dolmetschen.26 
2.3 Inklusion 
Der menschenrechtliche Inklusionsbegriff ist stark 
von der Un-Behindertenrechtskonvention geprägt. 
Diese ist das erste Menschenrechtsdokument, 
in dem der Begriff Erwähnung findet. Die Un-Be­
hindertenrechtskonvention fordert Inklusion und 
17 Vgl. E/C.12/GC/20, Ziffer 10 a. 
18 Vgl. E/C.12/GC/20, Ziffer 10 b. 
19 Vgl. Deutsches Institut für Menschenrechte (o. J.): aktiv gegen Diskriminierung. Definition. 
20 Vgl. E/C.12/GC/20, Ziffer 12. 
21 Vgl. Jennessen et al. (2013), S.19. 
22 Vgl. Deutsches Institut für Menschenrechte (o. J.): aktiv gegen Diskriminierung. Definition. 
23 CRPD, artikel 2. 
24 CRPD, artikel 2 
25 Vgl. CRPD, artikel 2. 
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teilhabe für alle lebensbereiche.27 Es geht – im 
Gegensatz zur Integration28 – nicht darum, etwas 
ausgegrenztes wieder einzuschließen, sondern um 
den abbau von Barrieren, damit sich alle von vorn­
herein als dazugehörig fühlen und aktiv teilhaben 
können. Das Konzept der Inklusion fordert also 
keine „Integrationsleistung“ bestimmter Personen­
gruppen, die bisher nicht vollumfänglich an der 
Gesellschaft teilhaben können, vielmehr müssen 
die Strukturen und Mechanismen entsprechend 
angepasst und zur Verfügung gestellt werden.29 
Diese menschenrechtliche Perspektive auf Inklusi­
on ist eng verknüpft mit dem in der Un-Behinder­
tenrechtskonvention beschriebenen Konzept von 
Behinderung: Diese entsteht erst durch die Wech­
selwirkung von Beeinträchtigung und Barrieren, 
die dazu führt, dass Menschen in ihrer teilhabe 
behindert werden.30 Diese Barrieren können so­
wohl baulicher als auch kommunikativer art oder 
gesellschaftlich geprägt sein. In den deutschen 
Medien wird der Diskurs um Inklusion häufig auf 
das thema Schule verkürzt. Diese Engführung ent­
spricht nicht dem ansatz der Behindertenrechts­
konvention, auch wenn das Recht auf inklusive 
Bildung dort explizit verankert ist.31 
Inklusion wird in deutschen Diskursen außer­
dem oft auf Menschen mit Behinderungen be­
schränkt. International wird der Begriff häufig 
sehr viel umfassender verstanden. Bereits in der 
Salamanca-Erklärung der UnESCO-Konferenz 
(1994), die als Meilenstein für die internationale 
Verankerung von inklusiver Bildung gilt, zeigt sich 
ein sehr breites Verständnis des Begriffs: „Das 
leitprinzip, das diesem Rahmen zugrunde liegt, 
besagt, dass Schulen alle Kinder, unabhängig 
von ihren physischen, intellektuellen, sozialen, 
emotionalen, sprachlichen oder anderen Fähigkei­
ten, aufnehmen sollen. Das soll behinderte und 
begabte Kinder einschliessen, Strassen- ebenso 
wie arbeitende Kinder, Kinder von entlegenen 
oder nomadischen Völkern, von sprachlichen, 
kulturellen oder ethnischen Minoritäten sowie 
Kinder von anders benachteiligten Randgruppen 
oder -gebieten“32. Wird Inklusion als allgemeines 
menschenrechtliches Prinzip verstanden, welches 
eng mit dem menschenrechtlichen Strukturprinzip 
des Diskriminierungsschutzes verknüpft ist, wird 
deutlich, dass sich diese gegenseitig ergänzen und 
ein breiteres Verständnis von Inklusion im hinblick 
auf die Zielgruppe ermöglichen.33 Dementspre­
chend muss auch der Blick auf teilhabebarrieren 
und Exklusionsmechanismen geweitet werden, die 
zum Beispiel Menschen mit Migrationsgeschichte, 
alleinerziehende oder trans*personen an der vol­
len gesellschaftlichen teilhabe hindern können. 
2.4 Intersektionalität und
Mehrfachdiskriminierung 
Intersektionalität meint, dass historisch gewach­
sene Machtverhältnisse, Subjektivierungsprozes­
se und soziale Ungleichheiten wie zum Beispiel 
Geschlecht, Behinderung oder sozio-ökonomische 
herkunft nicht isoliert voneinander betrachtet 
werden können. Intersektionalität nimmt die „Ver­
wobenheiten“ oder „Überkreuzungen“ zwischen 
diesen Dimensionen in den Blick und betrachtet 
sie nicht nur additiv. Eine intersektionale Perspek­
tive umfasst nicht nur mehrere Dimensionen, son­
dern berücksichtigt auch deren Wechselwirkun­
gen, Überschneidungen und Effekte gegenseitiger 
Verstärkung in der lebenswirklichkeit von Men­
schen.34 Ebenfalls mit verschiedenen Dimensionen 
von Diskriminierung beschäftigt sich das Konzept 
der Mehrfachdiskriminierung: Während bei Inter­
sektionalität ein gleichzeitiges Wirken mehrerer 
Dimensionen in den Blick genommen wird, geht es 
bei Mehrfachdiskriminierung auch um das Wir­
ken mehrerer Dimensionen zu unterschiedlichen 
27	 Vgl. CRPD. 
28	 hierbei beziehen wir uns auf ein Verständnis von Integration, das eher assimilation meint, also eine einseitige anpassung. In der Praxis 
können die Übergänge zwischen Integration und Inklusion fließend sein, so hat die Integrationspädagogik seit Jahrzehnten eher inklusive 
ansätze verfolgt. 
29	 Vgl. niendorf/Reitz (2016). 
30	 Vgl. CRPD, artikel 1. 
31	 Vgl. CRPD, artikel 24. 
32	 UnESCO Weltkonferenz „Pädagogik für besondere Bedürfnisse: Zugang und Qualität“ (1994), Ziffer 3. 
33	 Vgl. Deutsches Institut für Menschenrechte (2012), insbesondere S. 41. 
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Zeitpunkten in unterschiedlichen Situationen für 
dieselbe Person.35 
Die einzelnen Diskurse um nicht-Diskriminierung 
fokussieren in der Regel auf eine klar identifizier­
bare Zielgruppe, die scheinbar eindeutig umschrie­
ben werden kann.36 Die Verschränkung verschie­
dener Diskurse macht hingegen sichtbar, dass es 
sich bei diesen klar identifizierbaren Zielgruppen 
keineswegs um eine homogene Gruppe von Per­
sonen handelt. So ist davon auszugehen, dass der 
Schulerfolg von Kindern mit Migrationsgeschichte 
nicht nur davon beeinflusst wird, dass sie eine 
(familiäre) Migrationsgeschichte haben, sondern 
beispielsweise auch von ihrer sozio-ökonomischen 
herkunft, ihrem Geschlecht, dem Bildungsniveau 
ihrer Eltern oder dem Vorliegen einer körperlichen 
Beeinträchtigung. Bisher sind beispielsweise die 
Diskurse über Migration und Behinderung wenig 
miteinander verschränkt.37 
neben der Beschäftigung mit einzelnen Dimensio­
nen als analysekategorien kann die Perspektive 
von Intersektionalität und Mehrfachdiskriminie­
rung in Verbindung mit einem menschenrechtli­
chen Inklusionsbegriff den Blick für den abbau 
von teilhabebarrieren und Benachteiligungen für 
alle Menschen schärfen. So profitieren beispiels­
weise nicht nur Menschen mit lernschwierig­
keiten von texten in leichter Sprache, sondern 
auch Personen, die die Sprache noch nicht so gut 
verstehen.38 
35 Vgl. Baer et al. (2010), insbesondere S. 16–28. 
36 Vgl. Wansing/Westphal (2014), S. 34. 
37 Vgl. Gummich (2015); Wansing/Westphal (2014), S. 18. 
38 Vgl. niendorf/Reitz (2016), S. 12. 
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3 Verankerung des Menschenrechts auf
Bildung 
Das Recht auf Bildung ist ein Menschenrecht. 
Menschenrechte leiten sich aus der jedem Men­
schen innewohnenden Würde ab und erheben den 
anspruch, universell zu gelten. Sie sind unveräu­
ßerlich, niemand kann diese Rechte entziehen 
oder freiwillig aufgeben. Darüber hinaus sind sie 
unteilbar und interdependent, das heißt, sie bedin­
gen einander.39 Dies wird im besonderen Maße für 
das Recht auf Bildung deutlich. So ermöglicht das 
Recht auf Bildung die Rechte auf politische Partizi­
pation und gesellschaftliche teilhabe, die ansons­
ten nur formal beziehungsweise nicht hinlänglich 
gewährt wären. aus diesem Grund wird es auch 
als „Empowerment Right“ („Befähigungsrecht“) 
bezeichnet40. 
Spätestens seit der Verabschiedung der aEMR 
erfahren die Menschenrechte einen Prozess 
der Verrechtlichung. Die aEMR beschreibt in 30 
artikeln politische, bürgerliche, wirtschaftliche, 
soziale und kulturelle Rechte. Zwar ist sie formal 
kein juristisch verbindliches Dokument, jedoch 
bildet sie nicht nur für die später entstandenen 
rechtsverbindlichen Konventionen und abkommen 
der Vereinten nationen die inhaltliche Grundlage; 
einige Stimmen sehen die Inhalte der aEMR mitt­
lerweile als verbindlich an.41 Die Menschenrechts­
konventionen verpflichten den Staat zu achtung, 
Schutz und Gewährleistung der darin enthaltenen 
Rechte.42 
In Bezug auf das Recht auf Bildung lässt sich die 
achtungspflicht so konkretisieren, dass der Staat 
dazu verpflichtet ist, Maßnahmen – beispielswei­
se diskriminierende Schulgesetzgebungen – zu 
unterlassen, die den vollumfänglichen Genuss 
des Rechts auf Bildung be- oder verhindern. 
Die Schutzpflicht erfordert, dass der Staat Sor­
ge dafür tragen muss, dass niemand von einer 
dritten nichtstaatlichen Partei – zum Beispiel 
den Eltern – daran gehindert wird, das Recht auf 
Bildung vollumfänglich in anspruch zu nehmen. 
Die Gewährleistungspflicht hingegen verpflichtet 
den Staat, positive Maßnahmen zu ergreifen – 
beispielsweise Schulen zu bauen, barrierefrei 
auszustatten und entsprechend ausgebildetes 
lehrpersonal einzustellen –, um Einzelne und Ge­
meinschaften in die lage zu versetzen, das Recht 




Die Rechte aus der aEMR wurden in zwei Men­
schenrechtskonventionen konkretisiert, die 1966 
verabschiedet wurden und 1976 in Kraft traten. 
Dies sind der Internationale Pakt über wirtschaft­
liche, soziale und kulturelle Rechte (Sozialpakt) 
und der Internationale Pakt über bürgerliche und 
politische Rechte (Zivilpakt). Seitdem sind sieben 
weitere Menschenrechtskonventionen von den 
Vereinten nationen verabschiedet worden. Sie 
rücken entweder einen bestimmten menschen­
rechtlichen aspekt in den Vordergrund, wie die 
Un-anti-Folter-Konvention, oder sie konkretisie­
ren die Menschenrechte jeweils für eine Gruppe 
Menschen, die besonders gefährdet sind, von 
Menschenrechtsverletzungen betroffen zu sein, so 
39 a/COnF.157/23, Ziffer 5. 
40 Vgl. E/C.12/1999/10, Ziffer 1; sowie Chapman/Russel (2002), S. 219; sowie Coomans (2007), insbesondere S. 185. 
41 Vgl. Buergenthal et al. (2009), S. 42. 
42 Vgl. E/C.12/1999/10, Ziffern 46–48, 50. 
43 Vgl. E/C.12/1999/10, Ziffer 47. 
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wie etwa die Un-Kinderrechtskonvention. 
Das Recht auf Bildung beziehungsweise bestimm­
te aspekte des Rechts auf Bildung sind in folgen­
den Un-Menschenrechtsverträgen festgehalten: 
Sozialpakt, Kinderrechtskonvention, Behinderten­
rechtskonvention, anti-Rassismuskonvention und 
Frauenrechtskonvention. Während im Sozialpakt 
das Recht auf Bildung allgemein als artikel festge­
halten wird, konkretisieren die anderen Konven­
tionen es für Personen in bestimmten lebensla­
gen. Mit Konkretisierung ist gemeint, dass diese 
Übereinkommen die staatlichen Verpflichtungen 
dahingehend weiterentwickeln, dass die allgemei­
nen Rechte auch in Bezug auf die spezifischen 
Gruppen besser geachtet und geschützt werden. 
So wird der gleiche Zugang zu Bildung etwa für 
Flüchtlinge44, für Menschen, die rassistischer Dis­
kriminierung ausgesetzt sind45, für Mädchen und 
Frauen46 und für Menschen mit Behinderungen47 
festgelegt. Für Menschen mit Behinderungen sind 
zusätzlich das Prinzip der angemessenen Vorkeh­
rungen, der wirksamen, individuell angepassten 
Unterstützung48 sowie Maßnahmen zur Förderung 
von Kommunikationsformen wie Brailleschrift 
und Gebärdensprache49 verankert. Schließlich 
formuliert auch die UnESCO Verpflichtungen in 
ihrem Übereinkommen gegen Diskriminierung im 
Unterrichtswesen (Convention against Discrimi­
nation in Education) von 1960, deren Inhalte von 
den späteren Un-Konventionen und allgemeinen 
Bemerkungen aufgegriffen wurden.50 
Eine Konkretisierung der Inhalte findet durch die 
Fachausschüsse statt, die zu allen Un-Menschen­
rechtskonventionen existieren. Jeder Fachaus­
schuss setzt sich aus ehrenamtlich arbeitenden, 
unabhängigen Sachverständigen zusammen. Die 
Fachausschüsse veröffentlichen unter anderem 
so genannte allgemeine Bemerkungen (General 
Comments), die die Inhalte der abkommen näher 
auslegen und präzisieren. Diese allgemeinen 
Bemerkungen stellen autoritative auslegungshilfen 
für den jeweiligen Vertrag dar und richten sich an 
alle Vertragsstaaten.51 
Weitere wichtige akteur_innen im Menschen­
rechtsschutzsystem der Vereinten nationen sind 
die Sonderberichterstatter_innen. Sie werden vom 
Un-Menschenrechtsrat als unabhängige Fachleu­
te zu bestimmten Menschenrechtsthemen oder 
ländern eingesetzt. Im Jahr 2007 berichtete der 
damalige Sonderberichterstatter zum Menschen­
recht auf Bildung, Vernor Muñoz Villalobos, dem 





neben den Menschenrechtskonventionen der 
Vereinten nationen ist für Deutschland auch die 
Europäische Menschenrechtskonvention (EMRK) 
des Europarats von zentraler Bedeutung. Sie ist 
für alle 47 Mitgliedsstaaten des Europarats bin­
dend und basiert in ihren Prinzipien und Grund­
sätzen auf der aEMR. Zur Einhaltung, Wahrung 
und Durchsetzung der in der EMRK dargelegten 
Menschenrechte wurde 1959 der Europäische 
Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) in Straß­
burg eingerichtet, dessen Gerichtsbarkeit heute 
alle Vertragsstaaten der Europäischen Menschen­
rechtskonvention unterworfen sind. 
Im 1. Zusatzprotokoll der EMRK ist in artikel 2
das Recht auf Bildung niedergelegt. hier heißt
es: „niemandem darf das Recht auf Bildung
verwehrt werden. Der Staat hat bei ausübung
der von ihm auf dem Gebiet der Erziehung und
des Unterrichts übernommenen aufgaben das
Recht der Eltern zu achten, die Erziehung und den
Unterricht entsprechend ihren eigenen religiösen
44 Vgl. Convention relating to the Status of Refugees, artikel 22. 

45 Vgl. ICERD, artikel. 5.
 
46 Vgl. CEDaW, artikel 10 a, b, d, e, g, h.
 
47 Vgl. CRPD, artikel 24, absatz 2 a, b.
 
48 Vgl. CRPD, artikel 24, absatz 2 c–e.
 
49 Vgl. CRPD, artikel 24, absatz 3.
 
50 Vgl. UnESCO Convention against Discrimination in Education.
 
51 Vgl. hüfner et al. (2012), insbesondere S. 67–83.
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und weltanschaulichen Überzeugungen sicherzu­
stellen“53. Bei der Formulierung des ersten Satzes
wird der Grundsatz des Diskriminierungsverbots
deutlich, das Bestandteil aller Menschenrechte
ist, auch des Menschenrechts auf Bildung. Die ar­
tikel zu Bildung in den Un-Konventionen können
allerdings etwas umfassender gelesen werden,
weshalb sie im Fokus dieser analyse stehen.
auch bei der EMRK ist es für die Vertragsstaaten
möglich, Vorbehalte einzulegen. Diese Option hat
die Bundesrepublik Deutschland in Bezug auf ar­
tikel 2 Satz 2 in anspruch genommen und betont,
dass sich aus diesem artikel keine Verpflichtung
für den Staat begründet, Schulen mit religiösen
oder weltanschaulichen Charakter zu finanzieren
beziehungsweise sich an der Finanzierung zu
beteiligen.54 Die EMRK enthält darüber hinaus





Die in den Un-Konventionen und in der EMRK fest­
geschriebenen artikel zu Bildung sind in Deutsch­
land geltendes Recht: Gemäß artikel 59 abs. 2 
des Grundgesetzes (GG) bilden sie einen verbind­
lichen Bestandteil der deutschen Rechtsordnung 
im Range einfachen Bundesrechts.56 nach art. 20 
abs. 3 GG sind die normen der Menschenrechts­
verträge als einfaches Bundesrecht von allen 
staatlichen Organen des Bundes und der länder 
zu beachten.57 Im Konfliktfall gehen sie als Bun­
desrecht dem landesrecht vor (art. 31 GG). 
In erster linie richten sich die völkerrechtlichen 
Verpflichtungen an die gesetzgebenden Instanzen. 
Da in Deutschland im Bildungsbereich fast aus­
schließlich die länder zuständig sind, unterliegen 
die länderparlamente der Verpflichtung, die für 
die Umsetzung erforderlichen Entscheidungen 
zu treffen: Sie erlassen zum Beispiel die Schulge­
setze, schaffen die Voraussetzungen, um Verord­
nungen inhaltlich hinreichend zu bestimmen, und 
stellen im Rahmen der haushaltsgesetzgebung die 
erforderlichen Mittel bereit. Die internationalen 
Menschenrechtsnormen können auch jenseits 
der legislative über andere staatliche Stellen aus 
Regierung und Gerichtsbarkeit anwendung finden. 
Dabei werden zwei anwendungsvarianten unter­
schieden: die unmittelbare anwendbarkeit und die 
völkerrechtsfreundliche auslegung. 
Bei der ersten Variante, der unmittelbaren an­
wendbarkeit, bilden menschenrechtliche normen 
die direkte Grundlage für die Entscheidung einer 
Behörde oder eines Gerichts. Ob eine menschen­
rechtliche norm unmittelbar anwendbar ist, hängt 
davon ab, ob sie inhaltlich ausreichend bestimmt 
ist.58 In Bezug auf das Recht auf Bildung gilt dies 
beispielsweise für das Recht auf kostenlosen 
Grundschulunterricht, aber insbesondere auch für 
das in artikel 2 abs. 2 des Sozialpaktes verankerte 
Diskriminierungsverbot. auch wenn der Sozialpakt 
eine schrittweise Verwirklichung der festgeschrie­
benen Rechte entsprechend der verfügbaren 
Ressourcen vorsieht, etwa im hinblick auf die 
Unentgeltlichkeit des höheren Schulwesens, ist 
das Recht, Bildung frei von Diskriminierung zu 
gewährleisten, nach Einschätzung des Fachaus­
schusses dazu geeignet, umgehend und in vollem 
Umfang anwendung zu finden.59 Das bedeutet 
etwa, dass Kindern nicht wegen des aufenthalts­
status ihrer Eltern der Zugang zu bestimmten 
Schulformen verweigert werden darf. Es bedeutet 
auch, dass angemessene Vorkehrungen für Men­
schen mit Behinderungen im Einzelfall seit dem 
Inkrafttreten der Un-Behindertenrechtskonvention 
im Jahr 2009 gewährleistet werden müssen und 
ihre Versagung eine menschenrechtlich verbotene 
Diskriminierung darstellt (siehe Kapitel 2.2). 
53 1. Zusatzprotokoll zur EMRK, artikel 2.
 
54 Vgl. Drucksache 14/3694, S. 5.
 
55 Vgl. EMRK, artikel 14. 

56 Vgl. BVerfG, 19. 09. 2006, 2 BvR 2115/01, Rn. 52.
 
57 Vgl. BVerfG, 19. 09. 2006, 2 BvR 2115/01, Rn. 52.
 
58 Es geht nach der Formulierung des BVerfG darum, ob die norm nach Wortlaut, Zweck und Inhalt geeignet ist, wie eine innerstaatliche 
Gesetzesvorschrift rechtliche Wirkung auszulösen, vgl. BVerfG, 09. 12. 1970, 1Bvl 7/66, S. 306 (Rn. 45). 
59 Vgl. E/C.12/1999/10, Ziffern 31 und 43. 
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Daneben beziehungsweise darüber hinaus ergibt 
sich aus den Konventionen die Verpflichtung, 
eine schrittweise Verwirklichung des Rechts 
voranzutreiben, wie sie für die anderen aspekte 
des Rechts auf Bildung vorgesehen ist, etwa die 
allmähliche Einführung der Unentgeltlichkeit des 
höheren Schulwesens und des hochschulunter­
richts. Dies bedeutet die konkrete und fortdauern­
de Verpflichtung des Staates, so rasch und wirk­
sam wie möglich auf die volle Verwirklichung der 
Rechte hinzuarbeiten.60 Rückschritte vom einmal 
erreichten Standard sind nur in engen ausnahme­
fällen zulässig. 
Die völkerrechtsfreundliche auslegung als zweite 
Variante der innerstaatlichen Berücksichtigung 
internationaler Menschenrechtsnormen meint die 
Berücksichtigung internationaler Menschenrechts­
verträge der Vereinten nationen und des Euro­
parates bei der auslegung einfachen deutschen 
Rechts und des Grundgesetzes.61 In diesem Fall ist 
die Rechtsnorm aus dem internationalen Men­
schenrechtsvertrag nicht die Grundlage für die be­
hördliche oder gerichtliche Entscheidung, sondern 
sie dient als auslegungshilfe für nationale Rechts­
normen. Sie wird herangezogen bei der auslegung 
von Rechtsbegriffen oder bei der ausfüllung von 
Ermessenspielräumen. Zur völkerrechtsfreundli­
chen auslegung wurde von deutschen Gerichten in 
Bezug auf das thema Bildung in den letzten Jahren 
insbesondere die Un-Behindertenrechtskonventi­
on herangezogen, so zum Beispiel in einem Urteil 
des landessozialgerichts Sachsens, in dem eine 
rechtliche ausführung in Bezug auf die Finanzie­
rung einer Integrationshelferin für ein blindes Kind 
beim Besuch einer Regelschule überprüft wurde.62 
auf nationaler Ebene wird das Recht auf Bildung in
unterschiedlichen Gesetzen behandelt. Im Grund­
gesetz befasst sich artikel 6 mit dem Recht und
der Pflicht der Eltern zu Pflege und Erziehung ihrer
Kinder. Dieses wird von artikel 7 flankiert, der das
Schulwesen unter aufsicht des Staates stellt und
weitere Regelungen über den Religionsunterricht
und die Errichtung privater Schulen enthält. Kon­
krete Regelungen finden sich in den verschiedenen
landesverfassungen, Schulgesetzen und Bildungs­
plänen.63 
Für den Bereich des Diskriminierungsschutzes 
bildet im nationalen Recht das allgemeine Gleich­
behandlungsgesetz (aGG) einen wichtigen Be­
zugspunkt. Die hier gelisteten Dimensionen sind 
allerdings weniger umfassend als die im Sozial­
pakt genannten: ethnische herkunft, Geschlecht, 
Religion oder Weltanschauung, Behinderung, alter 
oder sexuelle Identität. Insbesondere der Schutz 
vor Diskriminierung aufgrund von sozio-ökonomi­
scher herkunft und anderen Dimensionen („sons­
tigen Status“) wird durch das aGG nicht geleistet, 
weshalb die analyse sich im Folgenden auf die im 
Sozialpakt genannten Dimensionen konzentriert. 
Für das Verständnis der internationalen Men­
schenrechtsnormen und damit für ihre unmittelba­
re anwendung und die menschenrechtskonforme 
auslegung innerstaatlichen Rechts sind auch die 
zu den Konventionen gehörigen Überwachungs­
gremien für Deutschland von zentraler Bedeutung. 
Sie konkretisieren die Inhalte der jeweiligen Men­
schenrechtsverträge in ihren spezifischen Verfah­
ren. Das internationale Menschenrechtsschutz­
system der Vereinten nationen und das regionale 
System des Europarats existieren nebeneinander. 
auch wenn sich die beiden Systeme auf unter­
schiedliche Menschenrechtskonventionen bezie­
hen, wird eine harmonisierende auslegung der 
Vertragstexte angestrebt. 
Für die Menschenrechtskonventionen der Verein­
ten nationen gilt, dass sich jeder Vertragsstaat 
dazu verpflichtet, in bestimmten zeitlichen abstän­
den Staatenberichte bei den Fachausschüssen 
vorzulegen. Der erste Bericht ist zwei Jahre nach 
Inkrafttreten der entsprechenden Konvention 
fällig, weitere Berichte folgen in den meisten 
Fällen alle vier bis fünf Jahre. In seiner Prüfung 
konsultiert der zuständige ausschuss neben dem 
60 Vgl. E/C.12/1999/10, Ziffer 44.; E/1991/23, Ziffer 9. 
61 Vgl. BVerfG, 14. 10. 2004, 2 BvR 1481/04, Rn. 30–39; BVerfG, 26. 03. 1987, 2 BvR 589/79, 740/81 und 284/85, S. 370 (Rn. 39); 
BVerfG, 23. 03. 2011, 2 BvR 882/09 Rn. 52; BVerfG, 04. 05. 2011, 2 BvR 2365/09, Rn. 86; stRspr. 
62 Siehe lSG Sachsen, 03. 06. 2010, l 7 SO 19/09 B ER, Seite 6. 
63 teile von Kapitel 3. 3. sind angelehnt an: aichele (2011) und Mahler (2013); Zur Vertiefung Kapitel 3 allgemein: Vgl. Poscher (2012); 
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Staatenbericht auch sogenannte Parallelberich­
te aus dem zivilgesellschaftlichen Bereich und 
von nationalen Menschenrechtsinstitutionen. In 
seinen abschließenden Bemerkungen (Concluding 
Observations) fasst der ausschuss seine Ergeb­
nisse zusammen, benennt bestehende Defizite 
und formuliert Empfehlungen, wie der Staat die 
Umsetzung verbessern kann. Der Staat ist ver­
pflichtet, über die Umsetzung dieser Empfehlun­
gen in einem sogenannten Follow-up Verfahren zu 
informieren.64 
Bei vielen Un-Menschenrechtskonventionen sind 
in den Zusatzprotokollen verschiedene Verfahren 
festgeschrieben, die bei Menschenrechtsverlet­
zungen zur Verfügung stehen. Eines dieser Ver­
fahren ist das Individualbeschwerdeverfahren, bei 
dem sich Einzelpersonen nach ausschöpfung des 
innerstaatlichen Rechtsweges an die Fachaus­
schüsse wenden und dort ihre Beschwerde gegen 
einen Staat vorbringen können. Damit die Möglich­
keit der Individualbeschwerde offen steht, müssen 
die Vertragsstaaten die entsprechenden Zusatz­
protokolle zu den Menschenrechtskonventionen 
ratifizieren. Mit ausnahme des Sozialpakts besteht 
gegen Deutschland derzeit für alle in dieser Studie 
genannten Menschenrechtskonventionen die 
Möglichkeit zu einer Individualbeschwerde. Die 
notwendige Ratifizierung des Fakultativprotokolls 
zum Sozialpakt steht hierzulande noch aus und 
sollte zeitnah nachgeholt werden.65 
alternativ besteht die Möglichkeit, sich bei einer 
Menschenrechtsverletzung auf die EMRK zu beru­
fen und sich gegen Deutschland an den Europä­
ischen Gerichtshof für Menschenrechte zu wen­
den. Im Unterschied zu den Beschwerdeverfahren 
auf Un-Ebene haben die Urteile des EGMR nicht 
nur empfehlenden Charakter, sondern sind bin­
dend. Wird eine Menschenrechtsverletzung vom 
EGMR festgestellt, ist eine Wiedergutmachung, 
gegebenenfalls durch Entschädigungszahlung, zu 
leisten. Unter Umständen ordnet der Gerichtshof 
auch an, dass das Gesetz zu ändern ist, wenn 
darin der Grund für die Rechtsverletzung besteht. 
auch die Un-Fachausschüsse können ähnliche 
Empfehlungen zur Kompensation oder zur wirksa­
men abhilfe aussprechen, diese sind aber weniger 
bindend als die Urteile des EGMR.66 In Bezug auf 
Bildung gab es vor dem EGMR bereits mehrere 
Individualbeschwerden gegen Deutschland. the­
men dieser Beschwerden waren unter anderem 
die Weigerung deutscher Behörden, Kinder der 
Beschwerdeführer_innen von der Schulpflicht zu 
befreien und eine Erlaubnis für homeschooling 
zu erteilen,67 die Weigerung deutscher Behör­
den, die Kinder der Beschwerdeführer_innen von 
bestimmten schulischen Pflichtveranstaltungen 
zu befreien,68 die nicht erfolgte Rückerstattung 
von Kosten für den zurückgelegten Schulweg mit 
dem Privatfahrzeug69 sowie nicht anonymisierte 
abiturarbeiten70. auch die Entscheidungen, die ge­
gen andere Staaten ergangen sind, geben wichtige 
hinweise für das Verständnis der in der EMRK und 
ihren Zusatzprotokollen garantierten Rechte (siehe 
Kapitel 5). 
64 Vgl. hüfner et al. (2012), insbesondere S. 67–83.
 
65 Siehe auch: Mahler (2015). 

66 Vgl. hüfner et al. (2012), insbesondere S. 97–98, 324–330.
 
67 Vgl. EGMR, Entscheidung vom 11. 09. 2006, Beschwerde nr. 35504/03. 
68 Vgl. EGMR, Entscheidung vom 10. 06. 2009, Beschwerde nr. 45216/07 und EGMR, Entscheidung vom 13. 09. 2011, Beschwerde 
nr. 319/08. 
69 Vgl. EGMR, Entscheidung vom 27. 08. 2013, Beschwerde nr. 61145/09. 
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4 Inhalte des Menschenrechts auf Bildung
 
Das Recht auf Bildung hat einerseits als „Em­
powerment Right“ (vgl. Kapitel 1 und 3) den 
Zweck, einzelne Personen dazu zu befähigen, ihre 
Menschenrechte in anspruch zu nehmen und 
zu verwirklichen. andererseits ist es auch ein 
eigenständiges Menschenrecht. Zur vollen Um­
setzung des Rechts ist es nötig, den Kontext mit 
einzubeziehen: neben dem Recht auf Bildung und 
den Rechten durch Bildung (als „Empowerment 
Right“) sind auch Rechte in der Bildung zu berück­
sichtigen.71 Somit geht es neben den Rechten von 
Schüler_innen beziehungsweise lernenden auch 
um die Rechte von lehrkräften, Eltern und ande­
ren am Bildungsprozess Beteiligten. Gleichzeitig ist 
das Recht auf Bildung eingebettet in den Kontext 
anderer Menschenrechte, etwa der Meinungsfrei­
heit, dem Recht auf Partizipation oder dem Schutz 
vor Gewalt, die auch in der Bildung zu gewährleis­
ten sind.72 
Die für die vorliegende analyse relevanten Inhal­
te des Menschenrechts auf Bildung, wie sie in 
verschiedenen Konventionen festgehalten sind, 
lassen sich einordnen in ein Raster zur Umsetzung 
des Rechts (4.1). näher einzugehen ist dabei auf 
den Diskriminierungsschutz in Bezug auf Verfüg­
barkeit und Zugänglichkeit (4.2) sowie auf den 
Diskriminierungsschutz in Bezug auf annehmbar­
keit und adaptierbarkeit (4.3). 
4.1 Analyseraster
zur Umsetzung des 
Menschenrechts auf Bildung 
Für die Überprüfung der Umsetzung des Men­
schenrechts auf Bildung haben sich auf Un-Ebene 
die Begriffe der Verfügbarkeit, Zugänglichkeit, 
annehmbarkeit und adaptierbarkeit durchgesetzt. 
Insbesondere die Sonderberichterstattung zum 
Recht auf Bildung und der ausschuss für wirt­
schaftliche, soziale und kulturelle Rechte nutzen 
diese Einteilung. Diese wird auch als „4a-Schema“ 
(für die englischen Begriffe availability, accessi­
bility, acceptability, adaptability) bezeichnet. Die 
allgemeine Bemerkung nr. 13 des ausschusses für 
wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte führt 
aus, dass „die Bildung in allen ihren Formen und 
auf allen Ebenen“ 73 diese vier Merkmale aufweisen 
muss. Es heißt dort weiter: „Bei der Prüfung ge­
eigneter Wege der anwendung dieser ‚miteinander 
verknüpften und wesentlichen Merkmale‘ muss 
das Wohl der Schüler_innen und Studierenden ein 
hauptkriterium sein.“74 
71 Vgl. lohrenscheit (2007), insbesondere S. 39–42. 
72 Vgl. CRC/GC/2001/1, Ziffer 8. 
73 E/C.12/1999/10, Ziffern 6–7. 
74 E/C.12/1999/10, Ziffern 6–7. hier geschlechtergerechte Sprache angepasst. 
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Form und Inhalt von 
Bildung müssen auf die 
Bedürfnisse und le­
benslagen der Kinder/ 
Eltern abgestimmt sein 
(d. h. relevant, kulturell 
angemessen, hochwer
tig). Die in den Un-Kon­
ventionen festgelegten 




Bildung muss flexibel 
sein: 
Sie muss sich an gesell­
schaftliche Verände­
rungen anpassen sowie 
an die Bedürfnisse der 
lernenden, die von 
vielfältigen sozialen und 
kulturellen Gegebenhei­
ten geprägt sind. 
­
Dieses Schema wird als analyseraster für die vor­
liegende Studie verwendet und in den folgenden 
Unterkapiteln mit dem Schwerpunkt auf Diskri­
minierungsschutz durch einzelne analysefragen 
weiter konkretisiert. Dabei werden die Kategorien 
der Verfügbarkeit und Zugänglichkeit unter „Rah­
menbedingungen“ zusammengefasst, während die 
Kategorien der annehmbarkeit und adaptierbar­
keit größtenteils unter „Bildungsziele, Bildungsin­
halte und Methoden“ behandelt werden. 
als Querschnitt zu diesen Kategorien beschreiben 
die Un-Konventionen die folgenden zwei aspekte: 
Die Staaten sind verpflichtet, ein menschenrecht­
lich orientiertes Monitoringsystem einzurichten.75 
Zwar existieren diverse Bildungsberichte, etwa im 
auftrag des Bundesministeriums für Bildung und 
Forschung, doch sind diese nicht explizit und kon­
sequent am Menschenrecht auf Bildung ausgerich­
tet. Dies wird in Kapitel 5.4 aufgegriffen. 
Für die Durchsetzung der Rechte ist der Zugang
zu Gerichten und Beschwerdestellen essentiell.
Institutionen, die Beschwerden entgegen neh­
men, sollten für alle Menschen diskriminierungs­
frei zugänglich sein und die Beschwerden umge­
hend, unparteiisch und unabhängig untersuchen.
Sie sollten über effektive abhilfemaßnahmen
verfügen.76 Ferner werden die Staaten angehal­
ten, ihre Beschwerdemechanismen dahingehend
zu überprüfen, dass auch Beschwerden in Bezug
auf Bildungsziele entgegen genommen werden.77 





Bildung muss diskriminierungsfrei und auf Grund­
lage der Chancengleichheit umgesetzt werden.78 
Dabei spielen die Rahmenbedingungen – ins­
besondere gesetzliche und verwaltungsinterne 
Regelungen – eine wesentliche Rolle. 
Was grundsätzlich unter den Begriffen „Verfügbar­
keit“ und „Zugänglichkeit“ in Bezug auf Bildung 
zu verstehen ist, führt die allgemeine Bemerkung 
nr. 13 des ausschusses für wirtschaftliche, sozia­
le und kulturelle Menschenrechte aus: 
„a) Verfügbarkeit – Funktionsfähige Bildungs­




    
75 Vgl. E/C.12/1999/10, Ziffer 49. 
76 Vgl. E/C.12/GC/20, Ziffer 40. 
77 Vgl. CRC/GC/2001/1, Ziffer 25. 
78 Vgl. ICESCR, artikel 2, absatz 2; CRPD, artikel 24, absatz 1; CRC, artikel 28, absatz 1. Im 1. Zusatzprotokoll artikel 2 (1952) der EMRK 
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hoheitsbereich des Vertragsstaats in ausreichen­
dem Maße zur Verfügung stehen. Was für ihre 
Funktionsfähigkeit erforderlich ist, hängt von zahl­
reichen Faktoren ab, namentlich von dem Entwick­
lungskontext, in dem sie tätig sind. So benötigen 
wohl alle Einrichtungen und Programme Gebäude 
oder sonstigen Schutz vor den Elementen, sanitä­
re Einrichtungen für beide Geschlechter79, hygieni­
sches trinkwasser, ausgebildete lehrer_innen, die 
innerhalb des landes konkurrenzfähige Gehälter 
beziehen, lehrmaterialien und so weiter, während 
einige Einrichtungen und [Bildungs-]Program­
me darüber hinaus beispielsweise Bibliotheken, 
Computereinrichtungen und Informationstechnik 
benötigen; 
b) Zugänglichkeit – Im hoheitsbereich des Ver­
tragsstaats müssen alle ohne Unterschied Zugang 
zu Bildungseinrichtungen und -programmen ha­
ben. Die Zugänglichkeit hat drei sich überschnei­
dende Dimensionen: 
i) nichtdiskriminierung – Bildung muss nach dem 
Gesetz und de facto für alle zugänglich sein, insbe­
sondere für die schwächsten Gruppen, ohne dass 
eine Diskriminierung aus einem der unzulässigen 
Gründe stattfindet […]; 
ii) Physische Zugänglichkeit – Bildung muss in 
sicherer physischer Reichweite stattfinden, entwe­
der durch teilnahme am Unterricht an einem in zu­
mutbarer Entfernung gelegenen Ort (zum Beispiel 
eine Schule in der nachbarschaft) oder mittels 
moderner technologie (zum Beispiel Zugang zu 
Fernunterricht); 
iii) Wirtschaftliche Zugänglichkeit – Bildung muss 
für alle erschwinglich sein. Diese Dimension 
der Zugänglichkeit wird von der unterschiedli­
chen Wortwahl des artikels 13 (2) in Bezug auf 
die Grund- und Sekundarschulbildung sowie 
die hochschulbildung bestimmt: Während die 
Grundschulbildung ‚allen unentgeltlich‘ zugänglich 
sein muss, obliegt es den Vertragsparteien, für die 
allmähliche Einführung einer unentgeltlichen Se­
kundar- und hochschulbildung Sorge zu tragen“.80 
Ferner wird ausgeführt, dass ein Stipendiensys­
tem „die Gleichberechtigung von angehörigen 
benachteiligter Gruppen beim Zugang zur Bildung 
fördern [soll]“81. außerdem können „ausgepräg­
te Unterschiede in der ausgabenpolitik, die zu 
wohnortbedingten Qualitätsunterschieden in der 
Bildung führen […], eine Diskriminierung im Sinne 
des Paktes darstellen“82. 
In den Konventionen sind in Bezug auf Verfüg­
barkeit und Zugänglichkeit von Bildung auch das 
Elternwahlrecht83 und die Freiheit der Gründung 
und Führung von Bildungseinrichtungen84 veran­
kert. Diese stehen nicht im Fokus dieser analyse. 
allerdings wird durch die Untersuchung staatlicher 
Vorgaben wie Schulgesetzgebung, Bildungsziele, 
Schulbücher, etc., die auch für Privatschulen ver­
bindlich sind,85 dieser Bereich mit behandelt. Das 
Elternwahlrecht wird in der analyse vor allem im 
Kontext der Religions- und Weltanschauungsfrei­
heit thematisiert (siehe auch Kapitel 5.7). 
Der Zugang zu Bildung wird in den Konventionen 
unterschiedlich je nach Schulstufe konkretisiert: 
Der Besuch der Grundschule beziehungswei­
se die Grundbildung soll für alle zur Pflicht und 
unentgeltlich gemacht werden.86 Diese Pflicht 
wird gegen die Bildungsfreiheit abgewogen, 
insbesondere bezüglich der Freiheit der Eltern 
beziehungsweise des Vormunds zur religiösen 
und sittlichen Erziehung. hier könnte argumen­
tiert werden, dass der Staat in das Elternrecht 
eingreift, wenn Fächer wie Religion oder Ethik 
unterrichtet werden. Die Fachausschüsse sehen 
diesen Unterricht jedoch als zulässig an, wenn 
er objektiv und unparteiisch durchgeführt wird 
sowie die Meinungs- und Gewissensfreiheit und 
79 aus heutiger Sicht wäre es umfassender, von „allen Geschlechtern“ zu schreiben, um auch trans*- und Inter*sexuelle Menschen mit 
einzubeziehen. 
80 E/C.12/1999/10, Ziffer 6. hier geschlechtergerechte Sprache angepasst. 
81 E/C.12/1999/10, Ziffern 26, 53. 
82 E/C.12/1999/10, Ziffer 35. 
83 Vgl. ICESCR, artikel 13, absatz 3; vgl. EMRK 1. Zusatzprotokoll artikel 2; vgl. GG, artikel 7, absatz 2, 3. 
84 Vgl. CRC, artikel 29, absatz 2; ICESCR, artikel 13, absatz 4; E/C.12/1999/10, Ziffern 29–30; vgl. GG, artikel 7, absatz 4, 5. 
85 Vgl. GG, artikel 7, absatz 1: „Das gesamte Schulwesen steht unter aufsicht des Staates“. 
86 Vgl. ICESCR, artikel 13, absatz 2 a, artikel 15; CRC, artikel 28, absatz 1 a; E/C.12/1999/10, Ziffern 8–10, 57. 
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die Religions- und  Weltanschauungsfreiheit achtet. 
Religionsunterricht an öffentlichen Schulen steht 
außerdem dann im Einklang mit dem Recht auf Bil­
dung, wenn die teilnahme nicht verpflichtend ist, 
sondern nicht-diskriminierende ausnahmen oder 
alternativen vorgesehen werden, die den Wün­
schen der Eltern beziehungsweise des Vormunds 
entsprechen.87 aus heutiger Sicht und somit unter 
Berücksichtigung der Un-Kinderrechtskonvention 
muss dabei das Interesse der Kinder im Zentrum 
stehen und ihre Meinung berücksichtigt werden.88 
Weiterführende Schulen sowohl allgemein bil­
dender als auch berufsbildender art sollen allge­
mein verfügbar und zugänglich gemacht werden, 
insbesondere durch Maßnahmen wie die Einfüh­
rung der Unentgeltlichkeit und die Bereitstellung 
finanzieller Unterstützung bei Bedürftigkeit.89 auch 
die hochschulbildung soll – insbesondere durch 
allmähliche Einführung der Unentgeltlichkeit – al­
len entsprechend ihren Fähigkeiten zugänglich 
gemacht werden.90 
Weitere aspekte betreffen Bildungs- und Berufsbe­
ratung91 sowie Maßnahmen, die den regelmäßigen 
Schulbesuch fördern92 und die Beseitigung von 
analphabetentum in der Welt93 beziehungsweise 
grundlegende Bildung für Menschen, die keine 
Grundschule besucht oder sie nicht beendet 
haben94. 
Bei einigen dieser Formulierungen wird deutlich, 
dass es weltweit unterschiedliche Voraussetzun­
gen für die Umsetzung des Menschenrechts auf 
Bildung gibt. Die vorliegende analyse konzentriert 
sich auf den allgemein bildenden Schulbereich in 
Deutschland, somit sind vor allem die folgenden 
analysefragen relevant: 
Stehen funktionsfähige Bildungseinrichtungen 
und -programme in ausreichendem Maße zur 
Verfügung? (siehe 5.1) 
Ist der Besuch der Grundschule beziehungswei­
se Grundbildung Pflicht? (siehe 5.2) 
Ist der Zugang zu Bildung auf Grundlage der 
Chancengleichheit und nicht-Diskriminierung 
unter Berücksichtigung formaler aspekte 
gestaltet? 
Dabei ist in Bezug auf Schüler_innen mit Be­
einträchtigung/Behinderung insbesondere zu 
berücksichtigen: 
– ob der Regelschulbesuch gewährleistet ist, 
falls von Kindern/Erziehungsberechtigen 
gewünscht 
– ob der empfohlene Rückbau der Förder
schulen umgesetzt wird95  
– ob angemessene Vorkehrungen gewährt 
werden (siehe 5.3) 
­
Ist der Zugang zu Bildung auf Grundlage der 
Chancengleichheit und nicht-Diskriminierung 
unter Berücksichtigung faktischer Diskriminie­
rung gestaltet? (siehe 5.4) 
Wird der aspekt der physischen Zugänglichkeit 
beim Zugang zu Bildungseinrichtungen um­
gesetzt, insbesondere für Schüler_innen mit 
Behinderungen? (siehe 5.5) 
Wird der aspekt der wirtschaftlichen Zugäng­
lichkeit beim Zugang zu Bildungseinrichtungen 
umgesetzt? (siehe 5.6) 
Werden Religions- und Weltanschauungsfrei­
heit im schulischen Kontext gewährt? (sie­
he 5.7) 
87 Vgl. E/C.12/1999/10, Ziffern 28–30; Vgl. ICCPR, artikel 18, absatz 4; sowie dazu: CCPR/C/21/Rev.1/add.4, Ziffer 6. 
88 Vgl. CRC, artikel 3, 12. 
89 Vgl. ICESCR, artikel 13, absatz 2 b; CRC, artikel 28, absatz 1 b; E/C.12/1999/10, Ziffern 11–14. 
90 Vgl. ICESCR, artikel 13, absatz 2 c; CRC, artikel 28, absatz 1 c; E/C.12/1999/10, Ziffern 17–20. 
91 Vgl. CRC, artikel 28, absatz 1 d. 
92 Vgl. CRC, artikel 28, absatz 1 e. 
93 Vgl. CRC, , artikel 28, absatz 3. 
94 Vgl. ICESCR, artikel 13, absatz 2 d; E/C.12/1999/10, Ziffern 21–24. 











   
    







   





te und Methoden) 
Die allgemeine Bemerkung nr. 13 des ausschus­
ses für wirtschaftliche, soziale und kulturelle 
Menschenrechte führt zu den Kategorien „an­
nehmbarkeit“ und „adaptierbarkeit“ aus: 
„c) annehmbarkeit – Die Form und der Inhalt der 
Bildung, namentlich die lehrpläne und lehrmetho­
den, müssen für die Schüler_innen beziehungs­
weise die Studierenden und gegebenenfalls die 
Eltern annehmbar sein, d. h. sie müssen relevant, 
kulturell angemessen und hochwertig sein. Dabei 
sind die in artikel 13 (1) festgelegten Bildungs­
ziele sowie die etwaigen vom Staat festgelegten 
Mindestnormen für die Bildung zu beachten […]; 
d) adaptierbarkeit – Bildung muss flexibel sein,
damit sie den Erfordernissen sich verändernder Ge­
sellschaften und Gemeinwesen angepasst werden
und den von vielfältigen sozialen und kulturellen
Gegebenheiten geprägten Bedürfnissen der Schü­
ler_innen und Studierenden entsprechen kann“.96 
Wiederkehrend ist in den Konventionen formu­
liert, dass Bildung auf „die volle Entfaltung“ der 
menschlichen Persönlichkeit und des Bewusst­
seins ihrer Würde gerichtet sein soll.97 In den 
Konventionen wird deutlich, dass es dabei sowohl 
um geistige als auch um körperliche Fähigkeiten 
geht.98 Die Behindertenrechtskonvention führt 
neben der Würde auch das Selbstwertgefühl der 
Menschen an.99 Dazu muss Bildung – wie auch 
die Un-Kinderrechtskonvention betont – auf das 
Kind zentriert, die besten Interessen des Kindes 
verfolgen sowie kinderfreundlich und partizipativ 
angelegt sein. Insbesondere sollen die lehrmetho­
den berücksichtigen, dass jedes Kind besondere 
Interessen, Fähigkeiten und lernbedürfnisse mit­
bringt. 100 Die Un-Kinderrechtskonvention benennt 
zusätzlich zu den anderen Un-Konventionen zwei 
weitere Bildungsziele, und zwar die „achtung vor 
der natürlichen Umwelt“101 und die achtung vor 
kultureller Identität und vor eigenen und anderen 
kulturellen Werten102. 
In Bezug auf Würde wird in der Un-Kinderrechts­
konvention ferner festgelegt, dass die Vertrags­
staaten sicherstellen müssen, „dass die Disziplin 
in der Schule in einer Weise gewahrt wird, die der 
Menschenwürde des Kindes entspricht und im Ein­
klang mit diesem Übereinkommen steht“103. auch 
der ausschuss für wirtschaftliche, soziale und 
kulturelle Rechte betont, dass körperliche Züch­
tigung sowie auch andere disziplinarische Maß­
nahmen wie etwa öffentliche Erniedrigung mit der 
Menschenwürde unvereinbar sind. Der ausschuss 
befürwortet stattdessen positive, gewaltlose Kon­
zepte der Schuldisziplin.104 Da die vorliegende ana­
lyse auf Diskriminierungsschutz fokussiert, wird 
dieser aspekt nur indirekt über das verwandte 
Bildungsziel zur Förderung des Bewusstseins über 
die eigene Würde sowie über die Verletzung der 
Menschenwürde im Zusammenhang mit Diskrimi­
nierung behandelt. 
neben dem Verständnis von Bildung als volle 
Entfaltung der Persönlichkeit existiert in den 
Un-Konventionen auch das Verständnis von 
Bildung als Vorbereitung beziehungsweise als Un­
terstützung für „eine wirksame teilhabe“105 sowie 
für ein „verantwortungsvolles leben in einer freien 
96 E/C.12/1999/10, Ziffer 6. hier geschlechtergerechte Sprache angepasst. Vgl. auch CRC/GC/2001/1, Ziffer 9. 
97 ICESCR artikel 13; vgl. CRC artikel 29, absatz 1 a; vgl. CRC/GC/2001/1, Ziffer 1; vgl. CRPD, artikel 24, absatz 1 a, b. 
98 Vgl. CRC, artikel 29, absatz 1 a; vgl. CRPD, artikel 24,absatz 1 b. 
99 Vgl. CRPD, artikel 24, absatz 1 a. 
100 Vgl. CRC, artikel 3; CRC/GC/2001/1, Ziffern 2, 9. Zur Vertiefung der Bedeutung der Un-Kinderrechtskonvention im Schulbereich vgl. 
Krappmann/Petry (2016). 
101 CRC, artikel 29, absatz 1 e. Dieser aspekt wird in der analyse allerdings nicht untersucht. 
102 Vgl. CRC, artikel 29, absatz 1 c. 
103 CRC, artikel 28, absatz 2. 
104 Vgl. E/C.12/1999/10, Ziffer 41. 
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Gesellschaft“106. Dementsprechend sind weite­
re wichtige Bildungsziele „die achtung vor den 
Menschenrechten und Grundfreiheiten“107 sowie 
„die achtung vor der menschlichen Vielfalt“108. 
Weiter wird ausgeführt, dass Frieden, toleranz und 
„Freundschaft zwischen allen Völkern und ethni­
schen, nationalen und religiösen Gruppen“109 zu 
fördern sind. Entsprechend sind die Staaten ver­
pflichtet „sicherzustellen, dass die lehrpläne für 
alle Ebenen des Bildungssystems auf die in artikel 
13 (1) benannten Ziele ausgerichtet sind“.110 
an dieser Stelle wird deutlich, dass das Recht 
auf Bildung auch ein Recht auf Menschenrechts­
bildung umfasst. Menschenrechtsbildung hat 
zum Ziel, achtung vor den Menschenrechten zu 
vermitteln. Die Un-Deklaration zu Menschen­
rechtsbildung und -training führt als Ziel weiter 
aus, „eine universelle Kultur der Menschenrechte 
zu fördern, in der sich jede_r der eigenen Rechte 
und der Verantwortung gegenüber den Rechten 
anderer bewusst ist“111. Menschenrechtsbildung 
umfasst daher nicht nur die Vermittlung von 
Wissen, sondern auch von Werten („Bildung über 
Menschenrechte“), Formen des lernens und 
Unterrichtens, welche die Rechte sowohl der 
lehrenden als auch der lernenden achten („Bil­
dung durch Menschenrechte“), und schließlich die 
Befähigung beziehungsweise Stärkung, sich für 
die eigenen Rechte sowie für die Rechte anderer 
einzusetzen („Bildung für Menschenrechte“).112 Da­
bei soll Menschenrechtsbildung als lebenslanger 
Prozess gesehen werden und beinhalten, dass die 
menschenrechtlichen Werte im täglichen leben 
und in den Erfahrungen der lernenden reflektiert 
werden.113 Sie soll neben internationalen auch 
nationale und lokale Probleme behandeln und die 
Situation der Schule berücksichtigen.114 
auch die allgemeine Bemerkung nr. 20 des aus­
schusses für wirtschaftliche, soziale und kulturelle 
Rechte verdeutlicht einen solchen Bildungsansatz 
zur Stärkung der Menschenrechte beziehungswei­
se zum abbau von Diskriminierung: „Bildung, die 
auf den Prinzipien von Gleichheit und nicht-Dis­
kriminierung basiert, sollte in formale und 
non-formale, inklusive und kultursensible Bildung 
integriert werden, mit der absicht, Vorstellungen 
von Überlegenheit oder Unterlegenheit wegen 
unzulässiger Gründe abzubauen und Dialog und 
toleranz zwischen verschiedenen Gruppen in der 
Gesellschaft zu fördern“115. 
In Bezug auf Diskriminierungsschutz sind wei­
terhin die Bildungsziele und -inhalte relevant,
die die Un-Frauenrechtskonvention und die
Un-Behindertenrechtskonvention erwähnen. Die
Un-Behindertenrechtskonvention konkretisiert,
dass dauerhafte Kampagnen zur Bewusstseins­
bildung durchzuführen sind, mit dem Ziel, eine
respektvolle Einstellung gegenüber den Rechten
von Menschen mit Behinderungen sowie eine
anerkennung der Verdienste und Fähigkeiten von
Menschen mit Behinderungen zu fördern.116 In der
Un-Frauenrechtskonvention wird deutlich, welche
weitreichenden Konsequenzen ein diskriminie­
rungssensibles Bildungsziel hat, wenn als Ziel for­
muliert wird: „Beseitigung jeder stereotypen auf­
fassung in Bezug auf die Rolle von Mann und Frau
auf allen Bildungsebenen und in allen Unterrichts­
formen durch Förderung der Koedukation und
sonstiger Erziehungsformen, die zur Erreichung
dieses Zieles beitragen, insbesondere auch durch
Überarbeitung von lehrbüchern und lehrplänen
und durch anpassung der lehrmethoden“117. Die­
se Ziele sind bei einer analyse der Umsetzung des
Menschenrechts auf Bildung zu berücksichtigen.
Der ausschuss für wirtschaftliche, soziale und
106 CRC, artikel 29; vgl. ICESCR, artikel 13. 
107 ICESCR, artikel 13; sowie wortgleich CRC, artikel 29, absatz 1 b; vgl. CRPD, artikel 24, absatz 1 a. 
108 CRPD, artikel 24, absatz 1 a. 
109 CRC, artikel 29, absatz 1 d; vgl. CRPD/C/DEU/CO/1, Ziffer 13; vgl. ICESCR, artikel 13. 
110 E/C.12/1999/10, Ziffer 49. 
111 a/RES/66/137, artikel 4 (b) hier geschlechtergerechte Sprache angepasst. 
112 Vgl. a/RES/66/137, artikel 2, (2). Zur Vertiefung: Reitz/Rudolf (2014). 
113 Vgl. CRC/GC/2001/1, Ziffer 15. 
114 Vgl. CRC/GC/2001/1, Ziffer 13. 
115 E/C.12/GC/20, Ziffer 38. Übersetzung durch die autor_innen. 
116 Vgl. CRPD, artikel 8; Zur Vertiefung: Feige (2013). 
117 CEDaW, artikel 10 c; Vgl. auch E/C.12/1999/10, Ziffer 55: „States parties are obliged to remove gender and other stereotyping which 
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kulturelle Rechte schreibt: „Diese neuen Elemente
sind in artikel 13 (1) implizit enthalten und stellen
eine zeitgemäße auslegung des artikels 13 (1)
dar“118. 
Um diese Ziele zu erreichen, sind die Schulgeset­
ze, Bildungspläne, lehr- und lernmaterialien sowie 
das allgemeine Schulgeschehen inklusive diverser 
Gremien zu berücksichtigen.119 Dementsprechend 
lassen sich folgende analysefragen ableiten: 
Ist die Bildung gerichtet auf die volle Entfaltung 
der menschlichen Persönlichkeit und des Bewusst­
seins ihrer Würde? 
Bereitet Bildung auf eine wirksame teilhabe vor 
und auf ein verantwortungsvolles leben in einer 
freien Gesellschaft? (siehe 6.1) 
Ist die achtung vor den Menschenrechten und 
Grundfreiheiten beziehungsweise Menschen­
rechtsbildung als Bildungsziel verankert? (sie­
he 6.2) 
Ist der abbau von Diskriminierung als Bildungs­
ziel verankert? 
Wird dabei auch achtung vor anderen Kulturen 
vermittelt unter Wahrung der eigenen kulturel­
len Identität? 
Basieren Inhalte, Methoden und Umsetzung auf 
den Prinzipien von Gleichheit und nicht-Dis­
kriminierung und sind diese partizipativ und 
sensibel in Bezug auf Vielfalt angelegt? 
Sind ferner Inhalte und Methoden so ausge­
wählt und umgesetzt, dass sie durch Bewusst­
seinsbildung, Reflexion und Förderung von 
Dialog dazu beitragen, stereotype auffassun­
gen insbesondere gegenüber angehörigen der 
in den Konventionen genannten Gruppen zu 
beseitigen? (siehe 6.3 bis 6.6) 
118 E/C.12/1999/10, Ziffer 5. Explizit genannt werden „Verweise auf die Gleichstellung der Geschlechter und die achtung der Umwelt“. Zum 
Erscheinen der allgemeinen Bemerkung 1999 war die Behindertenrechtskonvention noch nicht in Kraft. 
119 Vgl. CRC/GC/2001/1, Ziffern 17–19. 
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5 Analyse der Rahmenbedingungen des
deutschen Schulsystems 
In diesem Kapitel werden die Rahmenbedingungen 
des deutschen Schulsystems analysiert. Mit Blick 
auf das in Kapitel 4 beschriebene 4a-Schema 
stehen die aspekte der Verfügbarkeit und des 
Zugangs im Fokus. analysefragen, die in diesem 
Kapitel gestellt werden, beziehen sich auf die 
ausreichende Verfügbarkeit von Bildungseinrich­
tungen, die Grundschulpflicht, die physische und 
wirtschaftliche Zugänglichkeit von Bildung, formale 
sowie faktische Diskriminierungen beim Zugang zu 
Bildung und die Gewährung von Religionsfreiheit 
in Bildungseinrichtungen. Die aus der analyse ge­
wonnenen Erkenntnisse dienen als Grundlage für 




-programmen: die Frage der 
Qualität 
Deutschland verfügt über eine große anzahl an 
Schulen und sonstigen Bildungseinrichtungen. 
Der jährliche Einstellungsbedarf an lehrkräften ist 
auf das gesamte Bundesgebiet bezogen gedeckt, 
allerdings unterscheidet sich die Verfügbarkeit an 
lehrkräften in den Regionen deutlich: So überstieg 
2010 in den westdeutschen Bundesländern das 
angebot an lehrkräften den Bedarf rechnerisch 
um rund 16 Prozent, wohingegen in den ostdeut­
schen Bundesländern rechnerisch ein zusätzlicher 
Bedarf von rund elf Prozent bestand.120 
Eine ausreichende und bedarfsgerechte Zuweisung 
von lehrkräften und Ressourcen ist Voraussetzung 
für die Funktionsfähigkeit der Bildungseinrichtun­
gen. Positiv sind hier Modelle, bei denen zusätz­
liche (Personal-)Ressourcen denjenigen Schulen 
zugewiesen werden, die beispielsweise aufgrund 
vermehrter Sprachfördermaßnahmen einen erhöh­
ten Bedarf haben.121 neben dem Vorhandensein 
von Bildungseinrichtungen und ausreichender 
Personalressourcen stellt auch die qualifizierte 
ausbildung der lehrkräfte einen wichtigen aspekt 
bei der Funktionsfähigkeit von Bildung dar. auch 
wenn die lehrer_innenausbildung in Deutschland 
verhältnismäßig lange dauert,122 werden nach wie 
vor nicht alle lehrkräfte in ihrer aus- und Wei­
terbildung auf den Umgang mit einer vielfältigen 
Schülerschaft vorbereitet. Bisher ist die auseinan­
dersetzung mit themen wie Umgang mit hetero­
genität, Deutsch als Zweitsprache oder Inklusion 
kein verpflichtender Basisbestandteil für alle 
lehramtsausbildungen,123 auch wenn in diesem 
Bereich in den letzten Jahren an einigen Universi­
täten positive Entwicklungen zu verzeichnen sind. 
Ebenso sollten alle lehrkräfte für den Umgang mit 
traumatisierten Kindern und Jugendlichen sensi­
bilisiert werden. (abgeleitete Empfehlung zur aus- 
und Weiterbildung siehe Kapitel 6.6) 
Damit für alle Kinder qualitativ hochwertige Bil­
dung zur Verfügung steht, bedarf es multiprofessi­
oneller teams mit entsprechenden Qualifikationen 
und Weiterbildungen aus den Bereichen lehramt/ 
Fachdidaktik, Sonderpädagogik, Schulsozialarbeit 
und Schulpsychologie. nur so können entspre­
chende Bedarfe von beispielsweise durch Flucht 
120 Vgl. Ständige Konferenz der Kultusminister der länder in der Bundesrepublik Deutschland (2011), S. 12. 
121 Weiterführend Schulte et al. (2014). 
122 Vgl. OECD (2012) , S. 10. 
123 Vgl. zum Beispiel ChE Centrum für hochschulentwicklung, Bertelsmann Stiftung, Deutsche telekom Stiftung, Stifterverband für die Deut­
sche Wissenschaft (hrsg.) (2015); Baumann/Becker-Mrotzek (2014). 
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oder Gewalterfahrungen traumatisierten Kindern 
oder von Kindern mit Behinderungen angemessen 
berücksichtigt werden. Im Schuljahr 2013/14 
war ein_e Schulpsycholog_in je nach Bundesland 
durchschnittlich für zwischen 5.082 und 16.118 
Schüler_innen zuständig.124 Diese Zahlen signali­
sieren beispielhaft einen erheblichen nachholbe­
darf. 
Das Deutsche Institut für Menschenrechte 
empfiehlt
den jeweils zuständigen Kostenträgern (Sozial­
ämtern, Schulämtern, Kommunen und sonstigen 
Schulträgern) in Bezug auf die Verfügbarkeit 
von Ressourcen für multiprofessionelle teams 
mit Qualifikationen aus lehramt/Fachdidaktik, 
Schulsozialarbeit, Schulpsychologie und Sonder­
pädagogik sicherzustellen, dass die menschen­
rechtlich gebotenen Bedarfe abgedeckt werden. 
5.2 Schulpflicht: Aneignung 
von Wissen und Integration 
in die Gesellschaft
In den internationalen Menschenrechtsverträgen 
ist festgeschrieben, dass zur Verwirklichung des 
Menschenrechts auf Bildung der verpflichten­
de Grundschulunterricht beziehungsweise die 
Grundbildung gehört.125 In Deutschland beginnt 
die Schulpflicht in der Regel ab dem 5. oder 6. le­
bensjahr, dauert mindestens neun Jahre und ist in 
den Schulgesetzen der länder geregelt. Dabei ist 
das Konzept der Schulfähigkeit als Voraussetzung 
für die Einschulung Gegenstand kritischer ausein­
andersetzungen.126 
Die Schulpflicht wird in Deutschland gemeinhin 
als Schulbesuchspflicht und somit im Gegensatz 
zum homeschooling durchgesetzt, was nicht 
unumstritten ist. Eine Befreiung von der Schulbe­
suchspflicht ist nur in ausnahmefällen möglich,127 
beispielsweise wenn Familien aufgrund beruflicher 
Verpflichtungen der Eltern viel reisen müssen.128 
In Bezug auf die Weigerung deutscher Behörden 
Schüler_innen von der Schulbesuchspflicht zu be­
freien, argumentiert die Rechtsprechung des Bun­
desverfassungsgerichts in einem Verfahren 2003 
mit dem Interesse der allgemeinheit, die Entste­
hung von Parallelgesellschaften mit gesonderten 
weltanschaulichen Überzeugungen zu verhindern. 
Dementsprechend sei das Ziel der Grundschulbil­
dung nicht nur die aneignung von Wissen, sondern 
auch die Integration in die Gesellschaft, die durch 
homeschooling nicht im selben Maße erreicht 
werden könne.129 
Die angestrebte Befreiung von der Schulbesuchs­
pflicht war auch Bestandteil von Beschwerden vor 
dem EGMR gegen Deutschland. Dieser äußerte die 
ansicht, dass das in der EMRK verankerte Recht 
auf Bildung den Vertragsstaaten ermögliche, eine 
Schulpflicht zur Umsetzung des Rechts auf Bildung 
festzulegen.130 außerdem betont der EGMR, dass 
bei der Umsetzung des Rechts auf Bildung nur 
diejenigen Interessen der Eltern geachtet wer­
den müssten, die nicht gegen die Interessen des 
Kindes auf Bildung stehen. In Bezug auf die vom 
Bundesverfassungsgericht hervorgebrachte argu­
mentation bestätigte der EGMR, dass die bisherige 
Rechtsprechung in den Beurteilungsspielraum der 
Vertragsstaaten falle.131 
124 Berufsverband deutscher Psychologinnen und Psychologen. Sektion Schulpsychologie (2014). 
125 Vgl. zum Beispiel ICESCR, artikel 3 absatz 2a. 
126 Weiterführend: Fuchs (2016); tillmann (2008). S. 49–50; 270 ff.; Gomolla/Radtke (2002). 
127 Vgl. zum Beispiel SchG Baden-Württemberg, §76, absatz 1. 
128 Vgl. EGMR, Entscheidung vom 11. 09. 2006, Beschwerde nr. 35504/03. 
129 Vgl. BVerfG, 29.04 2003, 1 BvR 436/03, Rn. 7–8. 
130 Vgl. EGMR, Entscheidung vom 11. 09. 2006, Beschwerde nr. 35504/03. 
131 Vgl. EGMR, Entscheidung vom 11. 09. 2006, Beschwerde nr. 35504/03. 
Der ehemalige Un-Sonderberichterstatter für das Recht auf Bildung, Vernor Muñoz Villalobos, vertrat im abschlussbericht zu seinem 
Deutschlandbesuch 2006 allerdings die auffassung, dass Bildung nicht auf die reine anwesenheit in Schule reduziert werden sollte und 
Fernunterricht sowie homeschooling mögliche Optionen darstellen. Vgl. Muñoz Villalobos (2007), Ziffer 62. 














   
 
 





dene Schularten und 
Sonderbeschulung nötig 
Um zu überprüfen, wann ein Bildungssystem 
als diskriminierungsfrei zugänglich angesehen 
werden kann, bedarf es einer Konkretisierung 
dieser Begriffe: Der ausschuss für wirtschaftliche, 
soziale und kulturelle Rechte merkt diesbezüglich 
an, dass unter bestimmten Umständen getrennte 
Bildungssysteme oder -einrichtungen nicht als Ver­
stoß gegen den Sozialpakt anzusehen sind. Unter 
Bezugnahme auf artikel 2 des Übereinkommens 
der UnESCO von 1960 gegen Diskriminierung 
im Unterrichtswesen werden dazu als Beispiele 
genannt: nach Geschlechtern getrennte Unter­
richtssysteme oder -einrichtungen, sofern sie 
gleichwertige Zugangsmöglichkeiten und gleich­
wertige Qualität sowie ausbildungs- und Studien­
möglichkeiten bieten; aus religiösen oder sprachli­
chen Gründen getrennte Unterrichtssysteme oder 
-einrichtungen, solange dies den Wünschen der 
Eltern beziehungsweise des Vormunds entspricht, 
kein Zwang ausgeübt wird und der Unterricht der 
staatlichen norm entspricht; sowie private Unter­
richtseinrichtungen, sofern ihr Ziel nicht auf den 
ausschluss einer Personengruppe gerichtet ist, 
sondern darauf, zusätzliche Unterrichtsmöglich­
keiten zu bieten und der Unterricht der staatlichen 
norm entspricht.132 Die zeitlich später entstande­
ne Behindertenrechtskonvention betont hingegen 
die Bedeutung eines inklusiven Schulsystems und 
lebenslanges lernen für die Verwirklichung des 
Rechts auf Bildung (siehe auch Kapitel 5.3.1).133 
Einige Schulgesetze der länder formulieren, teil­
weise unter Bezugnahme zu landesverfassungen, 
ein Recht auf schulische Bildung oder auf gleichen 
Zugang zu Bildungseinrichtungen. Das menschen­
rechtliche Diskriminierungsverbot spiegelt sich 
dabei in den Schulgesetzen unterschiedlich wider: 
Meist bezieht sich das Diskriminierungsverbot auf 
den Zugang zu Bildungseinrichtungen. Weiterrei­
chende Formulierungen, dass aufgrund bestimm­
ter Unterscheidungsdimensionen niemand bevor­
zugt oder benachteiligt werden darf, sind selten.134 
Die allgemeinen Diskriminierungsverbote gelten 
ohnehin und somit ist hier keine Gesetzeslücke 
auszumachen, doch haben die expliziten Benen­
nungen in den Schulgesetzen eine Signalwirkung 
in Bezug auf Diskriminierungsschutz. 
Die Schulgesetze werden auch durch Formulie­
rungen wie „nach seiner Begabung“135 spezifiziert. 
Daraus resultiert rechtlich die Möglichkeit, dass 
für unterschiedliche Begabungen oder Fähigkei­
ten unterschiedliche Schularten vorhanden sein 
können und somit Schüler_innen von einzelnen 
Bildungseinrichtungen bei entsprechender Be­
gründung auch abgelehnt werden können. In 
Bezug auf die Mehrgliedrigkeit des deutschen 
Schulsystems kritisierte der Un-Sonderbericht­
erstatter für das Recht auf Bildung nach seinem 
Deutschlandbesuch 2006 die sehr frühe auftei­
lung von Schüler_innen auf die unterschiedlichen 
Bildungsstränge.136 Diese Kritik wurde von den 
Un-Fachausschüssen zum Sozialpakt und der Kin­
derrechtskonvention aufgegriffen und bekräftigt.137 
(siehe auch Kapitel 5.4.1) 
Bezüglich der in den Schulgesetzen benannten 
Differenzkategorien wird in allen Bundesländern 
benannt, dass die „wirtschaftliche und soziale 
lage“138 beziehungsweise „herkunft“139 keine Rolle 
in der Bildung spielen dürfen – darunter fallen die 
in den Un-Konventionen benannten Dimensionen 
132 Vgl. E/C.12/1999/10, Ziffer 33 und die dazugehörige Fußnote 15. UnESCO Convention against Discrimination in Education. 
133 Vgl. CRPD, artikel 24, absatz 1. 
134 Vgl. etwa BbgSchulG, §3 zu Zugang und §4 zu Bevorzugung beziehungsweise Benachteiligung, analog hSchG, §1 und §3. Die meisten 
anderen Bundesländer formulieren entweder allgemein zum Recht auf Bildung oder zum Zugang zu Bildungseinrichtungen. 
135 Zum Beispiel SchulG M-V, §1. 
136 Vgl. Muñoz Villalobos (2007), Ziffer 90. 
137 Vgl. E/C.12/DEU/CO/5, Ziffer 34; CRC/C/DEU/CO/3–4, Ziffer 67 b. 
138 Zum Beispiel BbgSchulG, §3. 
139 Zum Beispiel SchG Baden-Württemberg, §1. 
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soziale herkunft, Vermögen, Familienstand und 
Familienverhältnisse (vgl. Kapitel 2.1). außerdem 
führt etwa die hälfte der Schulgesetze Weltan­
schauung und Religion140 sowie Geschlecht141 
als Kategorien an, die für die Wahrnehmung des 
Rechts auf Bildung nicht bestimmend sein dürfen. 
Seltener benannt werden die Dimensionen Beein­
trächtigungen beziehungsweise Behinderungen142, 
Sprache143, politische Überzeugungen144 und 
sexuelle Identität145 – die explizite Benennung von 
Inter* und trans* kommt nicht vor. 
Unterschiede bestehen ferner bei den konkreten 
Formulierungen: Bei Verwendung des Begriffs her­
kunft wird häufig spezifiziert, dass es um nationale 
beziehungsweise ethnische herkunft geht.146 For­
mulierungen wie „aus rassistischen Gründen“147 
sind dabei aus menschenrechtlicher Sicht dem 
überkommenen Begriff der „Rasse“148 vorzuziehen. 
neben Religion sollte auch die Weltanschauung er­
wähnt werden, um nichtgläubige einzuschließen. 
Ebenso gilt es bei der Kategorie Geschlecht neben 
der möglichen Benachteiligung von Mädchen und 
Frauen auch diejenige von Jungen und Männern in 
den Blick zu nehmen und sowohl vielfältige sexuel­
le Orientierungen als auch Geschlechtsidentitäten 
wie Inter*- und trans* zu berücksichtigen. Eine 
deutliche Formulierung, dass niemand aufgrund 
von Behinderung oder aufgrund seines Gesund­
heitszustandes diskriminiert werden darf, ist aus 
menschenrechtlicher Sicht dringend geboten.149 
(Die verwandten themen Durchlässigkeit, Kontroll- 
und Beschwerdemechanismen werden in Kapi­
tel 5.4.3 und 6.6 diskutiert) 
Das Deutsche Institut für Menschenrechte 
empfiehlt 
–	 den landesparlamenten, das Diskriminie­
rungsverbot in den Schulgesetzen auszu­
weiten. alle Schulgesetze müssen deutlich
machen, dass rassistische Diskriminie­
rung sowie Diskriminierung aufgrund von
sozio-ökonomischer herkunft, Sprache,
Geschlecht, Religion und Weltanschauung,
politischer anschauung, Beeinträchtigungen
und Behinderungen, alter, Staatsangehörig­
keit, Familienstand und Familienverhältnis­
sen, sexueller Orientierung und Geschlecht­
sidentität, Gesundheitszustand, Wohnort
und „sonstigem Status“ verboten ist.
–	 den Bildungsministerien der länder, die frühe 
aufteilung von Kindern auf verschiedene 
Bildungswege aus diskriminierungskritischer 
Perspektive zu überprüfen.150 (vgl. hierzu auch 
Kapitel 5.4.1) 
–	 den landesregierungen und -parlamenten 
und dem Bundesministerium für Bildung 
und Forschung, den diskriminierungsfreien 
Zugang zu einem qualitativ hochwertigen 
Bildungssystem flächendeckend herzustellen, 
einschließlich der notwendigen finanziellen 
Mittel und des erforderlichen und entspre­
chend ausgebildeten Personals (vgl. hierzu 
auch Kapitel 6.6). 
–	 den landesregierungen und -parlamenten, 
die Förderschulen zurückzubauen und Kinder 
mit Behinderungen in Regelschulen aufzuneh­
men, sofern sie dies wollen (vgl. hierzu auch 
Kapitel 5.3.1). 151 
–	 den landesregierungen und –parlamenten,
dafür Sorge zu tragen, dass angemessene
Vorkehrungen auf allen Bildungsebenen
140 SchulG Berlin, §2; BbgSchulG, §3, §4; BremSchulG, §3; hmbSG, §1; hSchG, §1, §3; SchulG M-V, §1; SchulG Rheinland-Pfalz, §1; thür-
SchulG, §1. 
141 SchulG Berlin, §2; BbgSchulG, §3, §4; hmbSG, §1; hSchG, §1, §3; SchulG nRW, §1; SchulG Rheinland-Pfalz, §1; SchG Schleswig-holstein, 
§4; thürSchulG, §1. 
142 SchulG Berlin, §2; BbgSchulG, §4; hmbSG, §1; hSchG, §1, §3; SchulG Rheinland-Pfalz, §1. 
143 SchulG Berlin, §2; BbgSchulG, §4; hmbSG, §1; hSchG, §3. 
144 SchulG Berlin, §2; BbgSchulG, §3, §4; hmbSG, §1; SchulG M-V, §1. 
145 SchulG Berlin, §2; BbgSchulG, §4; SchulG Rheinland-Pfalz, §1. 
146 BbgSchulG, §4; BremSchulG, §3, §9; SchoG Saarland, §1; SchG Schleswig-holstein, §4. 
147 BbgSchulG, §4. 
148 hmbSG, §1; hSchG, §1; SchulG Rheinland-Pfalz, §1; in Zusammenhang mit Bildungszielen SchulG Sachsen, §1; siehe auch: Cremer 
(2008), Cremer (2010). 
149 Vgl. auch Dern et al. (2012), S. 42–44. 
150 In anlehnung an: Muñoz Villalobos (2007); E/C.12/DEU/CO/5, Ziffer 34 und CRC/C/DEU/CO/3–4, Ziffer 67 b. 
151 In anlehnung an: CRPD/C/DEU/CO/1, Ziffer 46. 
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bereitgestellt werden und für Betroffene ge­
richtlich durchsetzbar sind (vgl. hierzu auch
Kapitel 5.3.1).152 
– 	 dem Bundesministerium für Bildung und 
Forschung und den Bildungsministerien der 
länder, Forschungsprojekte zu initiieren und 
zu fördern, die Vorbereitungsklassen und 
deren Wirkweise wissenschaftlich evaluieren 
(vgl. hierzu auch Kapitel 5.3.2). 
5.3.1 Beispiel: Schulbesuch von
Kindern mit Beeinträchtigungen/
Behinderungen 
Der Un-ausschuss für die Rechte von Menschen 
mit Behinderungen forderte die deutsche Regie­
rung 2015 in seinen abschließenden Bemerkun­
gen zum ersten Staatenbericht auf, „im Interesse 
der Inklusion Förderschulen zurückzubauen“153. 
Im Schuljahr 2014/15 gab es in Deutschland 
3.117 Förderschulen. Dies stellt zwar einen 
Rückgang der Förderschulen im Vergleich zum 
Vorjahr von 2,3 Prozent dar. trotzdem gab es in 
diesem Schuljahr ähnlich viele Förderschulen wie 
Gymnasien (3.125) oder hauptschulen (3.039).154 
nach wie vor werden die meisten Schüler_innen 
mit Förderbedarf nicht innerhalb des Regelschul­
systems unterrichtet, die tatsächliche Umsetzung 
einer inklusiven Beschulung ist also de facto nicht 
erfolgt. Im Schuljahr 2013/14 wurden in Deutsch­
land insgesamt 343.343 Schüler_innen an Förder­
schulen155 unterrichtet.156 Dem gegenüber stehen 
für das Jahr 2013 insgesamt 157.201 Schüler_in­
nen mit sonderpädagogischer Förderung, die in 
allgemeinen Schulen unterrichtet wurden157. Um 
die menschenrechtlich gebotene inklusive Beschu­
lung weiter voranzutreiben, muss dem gemein­
samen Unterricht Vorrang vor der gesonderten 
Beschulung eingeräumt werden; ebenso dürfen 
zwangsweise Zuweisungen zu Förderschulen nicht 
mehr stattfinden.158 Darüber hinaus bedarf es der 
Verankerung eines individuellen Rechtsanspruchs 
auf die Zuweisung zu einer allgemeinen Schule, 
dies ist aktuell nur in den wenigsten Bundeslän­
dern explizit der Fall.159 
Rechtlich sind in den Bundesländern ganz unter­
schiedliche Varianten schulischer Organisation 
möglich, bei denen Schüler_innen mit Beein-
trächtigungen/Behinderungen an oder in Ko­
operation mit Regelschulen unterrichtet werden. 
Darunter fällt zum Beispiel die Kooperation von 
Förderschulen mit Regelschulen, der Unterricht 
in Förderklassen an Regelschulen, die Integration 
in Regelklassen oder auch die Schwerpunktschu­
len.160 Diese Varianten gehen einher mit abstufun­
gen in Bezug auf den gemeinsamen Unterricht von 
Schüler_innen mit und ohne Beeinträchtigungen/ 
Behinderungen. Ob es sich bei all diesen Formen 
der Beschulung um inklusive Bildungsangebote 
im menschenrechtlichen Sinn handelt, ist dem­
entsprechend äußerst fraglich. Bei allen Varianten 
muss zudem gewährleistet werden, dass der not­
wendige Unterstützungsbedarf an Regelschulen 
gewährleistet ist. 
In fast allen Bundesländern besteht die Möglich­
keit des Zugangs zu einer allgemeinen Schule mit 
gemeinsamem Unterricht, allerdings unter einem 
weit gefassten Organisations- und Ressourcen­
vorbehalt.161 Der pauschale Verweis auf höhere 
Kosten der inklusiven Beschulung gilt im Sinne der 
Un-Behindertenrechtskonvention aber nicht als 
hinreichender Grund, diese abzulehnen. Stattdes­
sen müssten die Schulämter konkret und detail­
liert darlegen, warum das Schaffen von Voraus­
setzungen für den gemeinsamen Unterricht eine 
unbillige härte darstellen würde. Das Ergreifen 
von angemessenen Vorkehrungen muss auch bei 
152 In anlehnung an: CRPD/C/DEU/CO/1, Ziffer 46. 
153 CRPD/C/DEU/CO/1, Ziffer 46 b, Übersetzung durch die autor_innen . 
154 Vgl. Statistisches Bundesamt (o. J.b). 
155 In dieser analyse wird der Begriff Förderschule verwendet. Dieser bezieht sich auch auf sogenannte Sonderschulen oder Förderzentren für 
Schüler_innen mit Behinderungen/Beeinträchtigungen. 
156 Vgl. Sekretariat der Ständigen Konferenz der Kultusminister der länder in der Bundesrepublik Deutschland IVC/Statistik (2014). 
157 Vgl. Sekretariat der Ständigen Konferenz der Kultusminister der länder in der Bundesrepublik Deutschland (2016), S. 10. 
158 Vgl. Mißling/Ückert (2014), S. 23.; Siehr/Wrase (2014), S. 174–180. 
159 Vgl. Mißling/Ückert (2014), S. 28. 
160 Vgl. Blanck (2015). 
161 Vgl. Mißling/Ückert (2014), S. 31. 
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eingeschränkten Ressourcen bis zur Grenze der 
Zumutbarkeit vorrangig beachtet werden.162 Bei 
angemessenen Vorkehrungen handelt es sich laut 
Un-Behindertenrechtskonvention um „notwen­
dige und geeignete änderungen und anpassun­
gen, die keine unverhältnismäßige oder unbillige 
Belastung darstellen und die, wenn sie in einem 
bestimmten Fall erforderlich sind, vorgenommen 
werden, um zu gewährleisten, dass Menschen mit 
Behinderungen gleichberechtigt mit anderen alle 
Menschenrechte und Grundfreiheiten genießen 
oder ausüben können“163. Das Verwehren von 
angemessenen Vorkehrungen stellt eine Diskri­
minierung wegen Beeinträchtigung/Behinderung 
dar (siehe Kapitel 2.2). Deutschland hat sich durch 
die Ratifikation der Un-Behindertenrechtskonven­
tion dazu verpflichtet, angemessene Vorkehrun­
gen für ein inklusives Bildungssystem zu treffen. 
Der in der Konvention festgehaltene individuelle 
anspruch auf angemessene Vorkehrungen ist in 
diesem Umfang in den landesrechtlichen Regelun­
gen bisher nicht vorgesehen. Zwar sind in vielen 
Schulgesetzen nachteilsausgleiche und die Mög­
lichkeit zieldifferenzierten Unterrichts verankert. 
Dem umfassenden anspruch auf inklusive Bildung 
und umfassende anpassung an die individuellen 
Bedürfnisse werden sie damit allerdings nicht 
gerecht. 164 
Darüber hinaus müssen lehr- und lernmittel ent­
sprechend der Bedürfnisse von Schüler_innen mit 
Behinderung/Beeinträchtigung gestaltet sein. Die 
Un-Behindertenrechtskonvention hält Deutsch­
land dazu an, die Verfügbarkeit und nutzung von 
geeigneten Materialien zu fördern.165 So müssen 
etwa für den gemeinsamen Unterricht zugelassene 
Schulbücher auch in Brailleschrift und anderen 
Formaten zur Verfügung stehen (zur inhaltlichen 
Gestaltung von Schulbüchern siehe 6.5). 
Eine inklusive Beschulung erfolgt nur dann men­
schenrechtsorientiert, wenn die Regelschulen mit 
entsprechenden finanziellen und personellen Res­
sourcen ausgestattet werden,166 die eine qualitativ 
hochwertige Bildung für alle Schüler_innen ermög­
lichen. Die inklusive Beschulung sollte außerdem 
bei institutionellen Prozessen (zum Beispiel durch 
ambulante sonderpädagogische Dienste), der 
Schulentwicklung und bei der Ressourcenzuwei­
sung eine entscheidende Rolle spielen.167 
5.3.2 Beispiel: Schulbesuch von
geflüchteten Kindern 
Geflüchtete Kinder haben in gleichem Maße an­
spruch auf das Recht auf Bildung wie alle anderen 
Kinder. Die neuregelung von §87 abs. 2 nr. 1 des 
aufenthaltsgesetzes im Jahr 2011 verbesserte den 
Zugang zu Schulen speziell für Kinder ohne Papie­
re, also ohne gültige aufenthaltsdokumente. Zuvor 
waren öffentliche Schulen zur Übermittlung der 
Daten an die ausländerbehörde verpflichtet, wenn 
sie von deren Status erfuhren. De facto führte die­
se Regelung dazu, dass viele Kinder ohne Papiere 
aus angst vor abschiebung nicht in die Schule 
geschickt wurden.168 
nach wie vor bestehen aber zahlreiche Schwie­
rigkeiten beim Zugang von geflüchteten Kindern 
zu Bildung. Problematisch ist zum Beispiel die 
Verschränkung verschiedener Zuständigkeiten. 
So stehen geflüchtete Kinder an der Schnittstelle 
zwischen aufenthaltsgesetzlichen Regelungen 
(Bundesrecht) und Schulrecht (landesrecht).169 
ab wann Kinder und Jugendliche als schulpflichtig 
gelten, hängt auch damit zusammen, in welchem 
Bundesland sie sich aufhalten.170 Schulpflicht 
wird in vielen Schulgesetzen an den gewöhnli­
chen aufenthalt einer Person geknüpft, sodass 
die Schulpflicht erst dann einsetzt, wenn sie die 
162 Vgl. Mißling/Ückert (2014), S. 33. 

163 CRPD, artikel 2. 

164 Vgl. Mißling/Ückert (2014), S. 30. 

165 Vgl. CRPD, artikel 4 absatz 1 f, g.
 
166 Vgl. CRPD/C/DEU/CO/1, Ziffer 46 a; Vgl. Wrase (2016), S. 4.
 
167 Vgl. Mißling/Ückert (2014), S. 24–28. 

168 Vgl. Cremer (2009) , S. 10–14. Zur Unterscheidung zwischen geflüchteten Kindern und Kindern ohne Papiere vgl. auch Dern et al. (2012), 
S. 54–57. 
169 lehner (2016), S. 122. 
170 Vgl. Massumi et al. (2015), S. 33–42; siehe auch Publikation der Monitoringstelle zur Un-Kinderrechtskonvention über den Schulzugang 
geflüchteter Kinder (im Erscheinen). abrufbar unter: http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/monitoring-stelle-un-krk/. 
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Erstaufnahmeeinrichtung verlässt.171 In einigen 
Bundesländern wird Kindern und Jugendlichen, die 
noch in der Erstaufnahmeeinrichtung wohnen und 
die dort nicht als schulpflichtig gelten, ein Schul­
besuchsrecht eingeräumt.172 teilweise werden in 
den Erstaufnahmeeinrichtungen auch Bildungsan­
gebote für nicht-schulpflichtige Kinder durchge­
führt,173 die Qualität dieser Bildungsangebote ist 
allerdings kaum sichergestellt. 
auch wenn es in den letzten Jahren in diesem 
Zusammenhang einige positive Entwicklungen 
gegeben hat,174 ergeben sich Schwierigkeiten: So 
gelten junge Menschen, die nach Deutschland 
geflohen sind, bisher aber nur unzureichend oder 
gar keinen Zugang zu Bildung hatten, mitunter 
aufgrund ihres alters nach deutschem Recht nicht 
mehr als schulpflichtig. Geflüchtete Kinder und Ju­
gendliche mit Duldungsstatus gelten nicht in allen 
Bundesländern sofort als schulpflichtig.175 
Die EU Richtlinie nr. 2013/33/EU gibt vor, dass 
der Zugang zum Bildungssystem spätestens drei 
Monate nach der antragstellung auf interna­
tionalen Schutz umgesetzt werden muss.176 Das 
menschenrechtlich verbriefte Recht auf Bildung 
darf nicht an die Dauer des asylverfahrens oder 
die Bleibeperspektive einer Person geknüpft 
werden. Besonders problematisch kann sich 
dabei die Situation von Kindern und Jugendlichen 
darstellen, die als ausreisepflichtig gelten: Sie 
haben in manchen Bundesländern keinen Zugang 
zum Schulunterricht und werden beispielsweise 
in Bildungseinrichtungen der ausreisezentren 
unterrichtet.177 
Erhalten geflüchtete Kinder und Jugendliche 
Zugang zu einer Schule, besuchen sie häufig 
zunächst sogenannte Vorbereitungsklassen178. In 
Bezug auf Vorgaben zu lernzielen und Verweil­
dauer bestehen bei diesen Vorbereitungsklas­
sen große Unterschiede zwischen den ländern. 
aber auch den einzelnen Schulen kommt bei der 
Gestaltung dieser Klassen großer Spielraum zu.179 
Dabei müssen die länder sicherstellen, dass der 
Unterricht in den Vorbereitungsklassen qualitativ 
ebenso hochwertig ist wie der im Regelunterricht. 
andernfalls werden Schüler_innen in den Vor­
bereitungsklassen unter anderem aufgrund der 
herkunft und Sprache diskriminiert. 
Der EGMR machte in mehreren Entscheidungen 
deutlich, dass in Bezug auf separate Klassen, 
denen Schüler_innen zur (Sprach-)Förderung 
zugewiesen werden, zumindest eine angemesse­
ne testung der Schüler_innenleistung und deren 
Fortschritte durchgeführt werden muss, und die 
lerninhalte dieser Klassen auch tatsächlich auf 
die Verbesserung der sprachlichen Kompetenz 
ausgelegt sein müssen.180 Bislang gibt es nur 
wenig wissenschaftlich abgesichertes Wissen über 
die Wirkweise dieser Vorbereitungsklassen. Im 
Sinne eines inklusiven Schulsystems gilt es sicher­
zustellen, dass Kinder und Jugendliche möglichst 
frühzeitig am gemeinsamen Unterricht teilnehmen 
können. 
Mit Blick auf geflüchtete Kinder zeigt sich, dass 
auch rechtliche Regelungen außerhalb des Schul­
gesetzes deren Zugang zu Bildung beeinflussen. 
So können sich aufgrund der Unterbringung von 
Kindern und Jugendlichen in Sammelunterkünf­
ten Schwierigkeiten ergeben. Sowohl das Fehlen 
ruhiger und mit entsprechenden Möbeln ausge­
statteter Räume zum Erledigen der hausaufgaben 
als auch die ständige (auch nächtliche) Unruhe 
durch das Zusammenleben vieler Menschen 
auf engstem Raum können sich negativ auf die 
171 Vgl. lehner (2016), S. 123. 
172 Vgl. Massumi et al. (2015), S. 38–39. 
173 Vgl. Publikation der Monitoringstelle zur Un-Kinderrechtskonvention über den Schulzugang geflüchteter Kinder (im Erscheinen). abrufbar 
unter: http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/monitoring-stelle-un-krk/. 
174 Vgl. lehner (2016), S. 123. 
175 Vgl. Robert Bosch Expertenkommission zur neuausrichtung der Flüchtlingspolitik (2015), S. 10. 
176 Vgl. EU Richtlinie 2013/33/EU, artikel 14, absatz 2. 
177 Vgl. und weiterführend: alexandropoulou et al. (2016), S. 19–22. 
178 Bezeichnung je nach Bundesland unterschiedlich, gemeint sind auch Willkommensklassen, Deutschförderklassen, lerngruppen für neuzu­
gänge u. a. 
179 Vgl. Massumi et al. (2015), S. 41; Robert Bosch Expertenkommission zur neuausrichtung der Flüchtlingspolitik (2015), S. 10. 
180 Vgl. etwa Oršuš und anderen gegen Kroatien, nr. 15766/03, Entscheidung vom 16. 03. 2010, Ziffer 158–175. 
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Verwirklichung des Rechts auf Bildung auswirken. 
auch die Perspektiven in Bezug auf arbeit und 
ausbildung können lernmotivation und Bildungs­
wege beeinflussen, wie an folgender aussage 
eines geflüchteten Jugendlichen beispielhaft 
deutlich wird: „Ich bin sehr niedergeschlagen, das 
geht soweit, dass ich Gewicht verliere. Und das 
ist durch die lebensprobleme verursacht, die mit 
meiner Situation als asylbewerber verbunden sind. 
Ich habe wirklich große lust zu lernen; aber ich 
sage mir manchmal, dass es für mich überhaupt 
keine Chance gibt, und das demoralisiert mich 
sehr. Ich weiß zum Beispiel, dass ich, sobald ich 
meine Schulabschlüsse erreicht habe, nicht mehr 
weiterkommen kann. Das ist, als ob ich in einem 
Zimmer mit vier Wänden wäre, ich gehe nach vorn, 
bis ich an die Wand stoße, und es gibt überhaupt 
keinen ausgang für mich. also bin ich gezwungen 







Faktische oder de facto Diskriminierungen sind 
Diskriminierungen, die jenseits von diskriminieren­
den Gesetzen oder Vorschriften (formale Diskrimi­
nierungen) auftreten. auch nach Beseitigung for­
mal diskriminierender normen können Menschen 
aufgrund ihrer Zugehörigkeit zu einer bestimmten 
Gruppe in der effektiven ausübung ihrer Rechte 
eingeschränkt sein.182 
5.4.1 Übergang zur weiterführenden
Schule
Der Übergang von der Grund- zur weiterführenden 
Schule birgt großes Diskriminierungspotenzial, 
zumal er in Verbindung mit der relativ gerin­
gen Durchlässigkeit (siehe Kapitel 5.4.3) große 
auswirkungen auf den weiteren Bildungsweg und 
somit auch auf den Schulerfolg hat (siehe Kapitel 
5.4.2). In den meisten deutschen Bundesländern 
findet dieser Übergang nach der 4. Klasse statt. Je 
nach Regelung im Bundesland können lehrkräfte 
empfehlende oder verbindliche Schulempfehlun­
gen aussprechen. Bei diesem Übergang zur weiter­
führenden Schule kann es zum Zusammenwirken 
von möglichen Diskriminierungen etwa in Bezug 
auf den sozioökonomischen hintergrund der 
Kinder, die leistungsbewertungen, die Empfehlung 
der lehrkräfte und die Übergangsentscheidung 
der Familien kommen.183 Die Schulempfehlungen 
orientieren sich in der Regel an den noten für be­
stimmte Schulfächer. Diese Praxis setzt allerdings 
voraus, dass die notenvergabe tatsächlich diskri­
minierungsfrei erfolgt, anderenfalls können durch 
die ausgesprochenen Schulempfehlungen bereits 
vorhandene Diskriminierungen fortgeschrieben 
und verstärkt werden184. Dabei wirken auch Me­
chanismen struktureller und institutioneller Diskri­
minierungen: So bewerten Mechthild Gomolla und 
Frank-Olaf Radtke kritisch, wenn in der Organisati­
on Schule vorgenommene Selektionsentscheidun­
gen, in diesem Fall Übergangsempfehlungen, in 
ihrer eigenen institutionellen logik und Pragmatik 
getroffen werden, und gleichzeitig die Begründun­
gen zu diesen Entscheidungen Zuschreibungen 
enthalten zu bestimmten Dimensionen – in diesem 
Fall Schüler_innen mit Migrationsgeschichte. Es 
ist diskriminierend, wenn ganzen Gruppen auf­
grund ihres ‚kulturellen hintergrunds‘ etwa man­
gelnde Elternunterstützung oder Selbstsegregati­
on unterstellt werden und diese Zuschreibungen 
beim Übergang auf die weiterführende Schule als 
Begründung herangezogen werden.185 
Die Problematik beschränkt sich nicht auf die Dis­
kriminierungsdimension der Migrationsgeschichte, 
sondern trifft auch beispielsweise für die Dimen­
sion der sozio-ökonomischen herkunft zu. Das 
Einbeziehen von Kriterien, wie zum Beispiel die 
sozialen, ökonomischen und kulturellen Ressour­
cen der Eltern, wird von lehrkräften häufig mit 
181 Fallbeispiel Kanyamougire in niedrig (2005), S. 265. 
182 Vgl. E/C.12/GC/20, Ziffer 8 b. 
183 Vgl. Dern et al. (2012), S. 65–75; helbig/Gresch; weiterführend Wrase (2013).
 
184 Vgl. Dern et al. (2012), S. 69.
 
185 Vgl. Gomolla/Radtke (2002), S. 272. Vgl. aber auch gegenteilige Befunde, etwa Diehl et al. (2016).
 














   
  
35 analySE DER RahMEnBEDInGUnGEn DES DEUtSChEn SChUlSyStEMS 
höheren Förderungs- und Unterstützungsmöglich­
keiten der Kinder durch die Familien assoziiert.186 
hierbei handelt es sich um sachfremde Kriterien, 
da sie sich nicht auf das eigentliche Kriterium für 
die Übergangsentscheidung, nämlich das Poten­
zial des konkreten Kindes, beziehen. Ein weiterer 
diskriminierender Mechanismus bei Übergangs­
entscheidungen ist es, wenn als Zugangskriterium 
für das Gymnasium perfekte Deutschkenntnisse 
herangezogen werden und dadurch Kinder, deren 
Muttersprache nicht Deutsch ist, trotz guter noten 
keine Gymnasialempfehlung erhalten.187 Der 
Un-Sonderberichterstatter zum Recht auf Bildung 
kritisierte bei seinem Deutschlandbesuch 2006 
die sehr frühe aufteilung der Schüler_innen auf 
die verschiedenen Schultypen sowie die Kriterien, 
auf denen diese aufteilung beruht.188 (siehe auch 
Kapitel 4.3) (abgeleitete Empfehlungen Kapitel 5.4 
und 6.6) 
5.4.2 Schulerfolg am Beispiel verschie­
dener Dimensionen und Intersektionen 
Die sozioökonomische herkunft hat in Deutsch­
land nach wie vor große auswirkungen auf den 
Bildungserfolg von Kindern und Jugendlichen.189 
Seit Deutschland laut PISa-Studie im Jahr 2000 
in Bezug auf soziale Gerechtigkeit in der Bildung 
im Vergleich zu den meisten anderen OECD-län­
dern sehr schlecht abgeschnitten hat, sind kleine 
Verbesserungen zu verzeichnen. So konnten 2012 
die Varianz der Schüler_innenleistung in Mathe­
matik zu 17 Prozent auf den sozioökonomischen 
hintergrund zurückgeführt werden, 2000 waren 
es noch 24 Prozent.190 Kritisch in Bezug auf die 
Vergleichbarkeit der PISa-Studien muss allerdings 
angemerkt werden, dass zwischen 2003 und 2006 
die Gewichtung der Kennwerte zur Erfassung 
des Konstrukts der sozialen herkunft verändert 
wurde.191 Studien wie die über mehrere Jahre 
angelegte Untersuchung „aspekte der lernaus­
gangslage und der lernentwicklung (laU)“192 und 
die „Internationale Grundschul-lese-Untersuchung 
(IGlU)“193 zeigen einen kontinuierlich starken 
Zusammenhang zwischen sozio-ökonomischer 
herkunft und Schulerfolg. 
auch der durch Kultusministerkonferenz und 
Bundesministerium für Bildung und Forschung 
geförderte Bildungsbericht von 2016 bezeichnet 
soziale Disparitäten als „bekanntes, anhaltendes 
Strukturproblem“194 im deutschen Bildungssystem. 
Der Bildungsbericht beschreibt diesen Befund als 
seit längerer Zeit unbestritten, hinreichend belegt 
und als eine der dringlichsten herausforderungen: 
Es sei Deutschland trotz Fortschritten noch nicht 
gelungen, den engen Zusammenhang zwischen 
sozialer herkunft und Bildungserfolg nachhaltig 
aufzubrechen.195 Überproportional häufig be­
suchen Schüler_innen die hauptschule, deren 
Eltern in einfachen tätigkeiten beschäftigt oder 
gar nicht erwerbstätig sind.196 Im bundesweiten 
Durchschnitt hatte 2009 ein Kind mit mindestens 
einem Elternteil aus der oberen Dienstklasse eine 
4,5-mal höhere Chance ein Gymnasium zu besu­
chen als ein Kind mit gleicher lesekompetenz in 
Deutsch, dessen Eltern als (qualifizierte) arbei­
ter_innen tätig waren.197 
auffällig ist in Bezug auf die sozioökonomische 
herkunft auch die Verschränkung mit der Dimen­
sion Migrationsgeschichte. Kinder mit Migrations­
geschichte leben deutlich häufiger in einer der 
drei folgenden Risikolagen, die den Bildungserfolg 
gefährden können: Erwerbslosigkeit, geringes 
Einkommen und/oder geringe Qualifikation der 
Eltern. So waren im Jahr 2014 55 Prozent der 
Kinder mit Migrationsgeschichte in erster Gene­
ration von mindestens einer solchen Risikolage 
186 Vgl. Stocké (2010), S. 110–111. Zitiert nach Jennessen (2013), S. 50. 
187 Vgl. Gomolla/Radtke (2002), S. 234. 
188 Vgl. Muñoz Villalobos (2007), Ziffer 90. 
189	 als mögliche Erklärungsmuster sei an dieser Stelle auf die theorien von Raymond Boudon und Pierre Bourdieu verwiesen: Boudon (1974); 
Bourdieu et al. (1971); Bourdieu (1986). 
190 OECD (2012), S. 5. 
191 Vgl. Prenzel et al. (2007) 313–314. 
192 Vgl. etwa laU – aspekte der lernausgangslage und der lernentwicklung (2012). 
193 Vgl. etwa Bos et al. (2012). 
194 autorengruppe Bildungsberichterstattung (2016), S. 14. 
195 Vgl. autorengruppe Bildungsberichterstattung (2016) , S. 14. 
196 Vgl. Solga/Wagner (2010)S. 209. Zitiert nach Jennessen (2013), S. 65. 
197 Köller et al. (2010), S. 22. 
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betroffen; demgegenüber lebte jedes fünfte Kind 
ohne Migrationsgeschichte in einer der drei Risiko­
lagen.198 Entsprechend scheint der durchschnitt­
lich schlechtere Schulerfolg von Kindern mit 
Migrationsgeschichte auch auf sozioökonomische 
Faktoren und nicht ausschließlich auf migrations­
spezifische Faktoren zurückzuführen zu sein.199 
Was den Erwerb von Schulabschlüssen betrifft, 
muss aufgrund der Datenlage auf das Kriterium 
der Staatsangehörigkeit zurückgegriffen werden: 
Jugendliche ohne deutsche Staatsbürgerschaft 
verlassen die Schule mehr als doppelt so häufig 
ohne hauptschulabschluss und erreichen dreimal 
seltener die allgemeine hochschulreife als Gleich­
altrige mit einem deutschem Pass.200 Dieser Effekt 
ist ein hinweis darauf, dass bis zum Erreichen des 
Schulabschlusses Diskriminierungsmechanismen 
wirken können, die Schüler_innen aufgrund ihrer 
herkunft benachteiligen. 
In Bezug auf die Dimension Behinderung/Beein­
trächtigung ist festzustellen, dass für eine inklu­
sive Beschulung an allgemeinbildenden Schulen 
bildungspolitisches Wissen und ausdauer bei 
auseinandersetzungen mit Entscheidungs- und 
Kostenträger_innen nötig ist.201 hier bedarf es 
offensichtlich eines abbaus von hürden in Ver­
waltungsverfahren und Unterstützung der jungen 
Menschen und ihrer Familien in diesem Prozess. 
Faktische Diskriminierungsmechanismen können 
auch den Zugang zu Bildungseinrichtungen für 
ganze Personengruppen einschränken, beispiels­
weise aufgrund der ethnischen herkunft. So 
gaben in einer 2011 veröffentlichen Studie zur 
Bildungssituation von Sinti und Roma 13 Prozent 
der Befragten an, keine Schule besucht zu haben; 
47 Prozent verfügten über keinen Sekundarschul­
abschluss202 und 9,4 Prozent der Befragten hatten 
eine Förderschule besucht.203 Im Vergleich dazu 
besuchten im Schuljahr 2012/13 3,9 Prozent aller 
Schüler_innen an allgemeinbildenden Schulen 
deutschlandweit eine Förderschule.204 Die Überre­
präsentation bestimmter Bevölkerungsgruppen in 
der Förderschule ist laut EGMR-Urteil zur Situation 
von Romakindern in tschechischen Förderschu­
len ein deutliches Indiz für das Vorhandensein 
indirekter Diskriminierung.205 hier bedarf es einer 
kritischen Überprüfung der Zuweisungspraxis und 
gegebenenfalls Maßnahmen, um diesem Mecha­
nismus entgegenzusteuern. 
Die Kategorie Geschlecht wirkt ebenfalls nach wie 
vor auf den Bildungserfolg. So zeigen sich ge­
schlechtsspezifische Unterschiede beispielsweise 
in Bezug auf das Fach Mathematik. hier erzie­
len Jungen bessere Ergebnisse als Mädchen.206 
allerdings haben Mädchen selbst dann, wenn 
sie ebenso gute leistungen wie Jungen im Fach 
Mathematik erbringen, weniger Vertrauen in ihre 
eigenen Fähigkeiten.207 hier kann ein Zusammen­
hang mit vorhandenen stereotypen auffassungen 
in Bezug auf Geschlechterrollen vermutet werden. 
Gleichzeitig zeigt sich, dass Mädchen heutzutage 
in den meisten Fächern bessere noten bekommen 
als Jungen, selbst wenn sie dort über geringere 
Kompetenzen verfügen.208 Die Wirkmechanismen 
für den insgesamt schlechteren Schulerfolg von 
Jungen sind umstritten und nicht abschließend 
geklärt.209 auch in diesem Zusammenhang ist 
allerdings zu vermuten, dass nach wie vor existie­
rende gesellschaftliche Geschlechterstereotype 
bei Jungen Verhaltensweisen fördern, die sich 
nicht positiv auf ihren Schulerfolg auswirken. 210 
198 Vgl. autorengruppe Bildungsberichterstattung (2016), S. 169. 
199 Vgl. autorengruppe Bildungsberichterstattung (2016), S. 11. 
200 Vgl. autorengruppe Bildungsberichterstattung (2016)., S. 175. 
201 Vgl. Jennessen et al. (2013), S. 46–47. 
202 Vgl. Strauß (2011), S. 11. Die Studie weist gewisse methodische herausforderungen auf, wie die autor_innen selber reflektieren, S. 7–16. 
Zur Situation von Bulgar_innen und Rumän_innen mit zugeschriebenem oder tatsächlichem Roma-hintergrund im deutschen Schulsystem 
vgl. leibnitz et al. (2015), S. 35–49. 
203 Vgl. Strauß (2011), S. 32. 
204 Vgl. Statistisches Bundesamt (o. J.a), eigene Berechnung. 
205 Vgl. EGMR, Urteil vom 13. 11. 2007, Beschwerde nr. 57325/00, Ziffer 195. 
206 Vgl. OECD (2012), S. 2. 
207 Vgl. OECD (2012) , S. 7, zur möglichen Erklärung: Mechtenberg (2010); ludwig (2007). 
208 Vgl. helbig (2013), S. 3. 
209 Vgl. helbig (2010); ludwig (2007). 
210 Weiterführend: Motakef (2006), S. 33–37, ludwig (2007). 
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5.4.3 Durchlässigkeit des deutschen
Schulsystems 
In Deutschland mit seinem mehrgliedrigen Schul­
system erfolgt die Zuteilung zu einem bestimmten 
Schultyp bereits sehr früh. Die Durchlässigkeit 
zwischen den verschiedenen Schultypen stellt 
daher ein zentrales Kriterium für ein nicht-dis­
kriminierendes Schulsystem dar. Den deutschen 
Schulstrukturen fehlt es jedoch an Durchlässigkeit 
„nach oben“: auf einen Wechsel in eine höhere 
Schulform kommen in Deutschland rechnerisch 
durchschnittlich 4,3 Wechsel nach „unten“, wobei 
zwischen den Bundesländern große Unterschiede 
bestehen.211 Mechanismen, die bei der frühen 
aufteilung der Schüler_innen auf die verschiede­
nen Bildungszweige zu falschen – in diesem Fall 
zu niedrig angesetzten – Übergangsentscheidun­
gen führen (siehe Kapitel 5.4.1), werden dadurch 
weiter gefestigt. Dies ist auch deshalb von Bedeu­
tung, da der Schulabschluss deutliche auswirkun­
gen auf die spätere berufliche und gesellschaftli­
che teilhabe von Personen hat. So gestaltet sich 
für absolvent_innen der haupt- und Förderschule 
der Übergang in die Berufsausbildung zunehmend 
schwieriger.212 
auch der ehemalige Un-Sonderberichterstatter 
Vernor Muñoz Villalobos äußerte im Bericht über 
seinen Deutschlandbesuch im Jahr 2006 Beden­
ken bezüglich der Durchlässigkeit des deutschen 
Schulsystems: „aufgrund seiner Beobachtung 
kommt der Sonderberichterstatter zu dem 
Schluss, dass das Bildungssystem so strukturiert 
werden sollte, dass es durchlässiger – in anderen 
Worten stärker an den Bedarfen und Rechten 
der Schüler_innen orientiert – ist, auch vor dem 
hintergrund, dass Kinder sich unterschiedlich 
entwickeln und aus unterschiedlichen kulturellen 
Kontexten kommen und, am allerwichtigsten, dass 
jedes Schulsystem von Vielfalt als Grundpfeiler 
ausgehen sollte.“213 Darüber hinaus regte er an, 
grundsätzlich im Rahmen einer umfassenden 
Debatte zu ausgrenzungs- und Marginalisierungs­
mechanismen auch darüber zu diskutieren, ob die 
aufrechterhaltung des mehrgliedrigen Schulsys­
tems angemessen sei.214 
Das Deutsche Institut für Menschenrechte 
empfiehlt
dem Bundesministerium für Bildung und For­
schung sowie den Bildungsministerien der Bun­
desländer, das Bildungssystem transparent zu 
überwachen, um wirksame Maßnahmen zur Be­
hebung von faktischer Diskriminierung wie etwa 
dem ungleichen Schulerfolg effektiv zu ergreifen. 
Bildungsdaten sollen nach den Dimensionen auf­
geschlüsselt werden, an die Diskriminierungen 
anknüpfen (siehe Kapitel 2.1).215 
Im Rahmen dieses Monitorings soll auch über­
prüft werden, ob Bildung tatsächlich auf die in 
den Un-Konventionen festgelegten Bildungsziele 
(siehe auch Kapitel 6) ausgerichtet ist.216 
Das Monitoring und die Bewertung von Fort­
schritten sollen die ansichten aller Bildungs­
akteure berücksichtigen, inklusive Kinder und 
Jugendliche, lehrkräfte, Eltern sowie Schulver­
waltung und Schulleitung. 217 Insbesondere bei 
Maßnahmen zum abbau von Diskriminierung 
sind Personen und Gruppen zu beteiligen, die von 
Diskriminierung aufgrund der benannten Dimen­
sionen betroffen sind.218 
211 Vgl. Bertelsmann Stiftung, Institut für Schulentwicklungsforschung (2012), S. 19–20.
 
212 Vgl. anbuhl (2015), Protsch (2014), Klemm (2006). 

213 Muñoz Villalobos (2007), Ziffer 60, Übersetzung der autor_innen.
 
214 Vgl. Muñoz Villalobos (2007), Ziffer 91.
 
215 In anlehnung an E/C.12/1999/10, Ziffer 37; sowie E/C.12/GC/20, Ziffer 41.
 
216 Vgl. E/C.12/1999/10, Ziffer 49.
 
217 Vgl. CRC/GC/2001/1, Ziffer 22. Vgl. auch E/C.12/GC/20, Ziffer 41.
 
218 In anlehnung an E/C.12/GC/20, Ziffer 36.
 
     
  
    
   
   









   
  






aus dem Recht auf inklusive Bildung ergibt sich 
auch die Verpflichtung, Bildungseinrichtungen 
barrierefrei zugänglich zu machen.219 Dement­
sprechend dürfen die Vertragsstaaten der Un-Be­
hindertenrechtskonvention keinerlei handlungen 
unternehmen, die die physische Zugänglichkeit zu 
Schulen behindern, und müssen darüber hinaus 
Maßnahmen ergreifen, um Zugangsbarrieren 
schrittweise abzubauen. In vielen Bundesländern 
gelten entsprechende Gesetze für den neu- und 
Umbau für Schulen, sowohl in öffentlicher als auch 
in privater trägerschaft. allerdings finden sich in 
den entsprechenden Regelungen Einschränkungen 
in Bezug auf die Frage der Verhältnismäßigkeit 
des Mehraufwandes. an dieser Stelle sei auf das 
Konzept der angemessenen Vorkehrungen aus der 
Un-Behindertenrechtskonvention verwiesen (siehe 
Kapitel 2.2 und 5.3.1), das entsprechende gesetz­
liche Vorbehalte auf ein Minimum begrenzt. 220 
Die umfassende barrierefreie ausgestaltung der 
Schulgebäude ist dabei nicht nur auf den Einbau 
von Rampen und Fahrstühlen beschränkt, sondern 
umfasst beispielsweise auch spezielle Räume 
für die körperliche Versorgung von Personen mit 
Behinderungen durch ihre assistenzpersonen 
oder Räume, die für Ruhephasen bei besonderer 
psychischer und physischer Belastung geeignet 
sind.221 Darüber hinaus umfasst der barrierefreie 
Zugang zu Schule selbstverständlich auch die 
Barrierefreiheit des Schulwegs und der entspre­
chenden transportmittel.222 (siehe Kapitel 5.3 für 







Das in den Menschenrechtsverträgen verbriefte 
Recht auf Bildung umfasst eine unentgeltliche 
Grundschulbildung beziehungsweise Grundbildung 
sowie die Einführung von Unentgeltlichkeit für die 
weiterführenden Schulen.223 
Der Besuch einer öffentlichen Schule ist in 
Deutschland grundsätzlich unentgeltlich, aller­
dings fallen für zahlreiche mit dem Schulbesuch 
und den Bildungsprozessen verbundene Kosten 
an, etwa bei der anschaffung von Schulbüchern 
und sonstigen lernmaterialien, Fahrtkosten für 
öffentliche Verkehrsmittel, Kosten für Klassenfahr­
ten und –ausflüge, sowie Kosten für die Mittags­
verpflegung in der Schulkantine. Die Berücksich­
tigung dieser Faktoren ist insbesondere vor dem 
hintergrund des beschriebenen Zusammenhangs 
von Bildungserfolg und sozioökonomischer 
herkunft wichtig (siehe Kapitel 5.4.2). Katarina to­
masevski, ehemalige Un-Sonderberichterstatterin 
zum Menschenrecht auf Bildung (1998 bis 2004), 
schreibt in Bezug auf den (west)europäischen 
Kontext: „Definitionen unentgeltlicher Bildung 
schließen eine Vielzahl von Zuschüssen ein, um 
die Kosten für Unterricht, Bücher Mahlzeiten, 
Computer, Sport, Schüler_innenbeförderung und 
außercurricularen aktivitäten zu kompensieren“.224 
In allen Bundesländern gibt es zumindest eine 
lernmittelbefreiung für Kinder, deren Eltern von 
Unterstützungsleistungen des Staates leben 
oder nur über ein geringes Einkommen verfügen. 
Darüber hinausgehend ist die Bereitstellung von 
lehr- und lernmaterialien in den Schulgesetzen 
der länder unterschiedlich geregelt: Während 
beispielsweise in thüringen Schulbücher aus 
219 Vgl. CRPD, artikel 24 absatz 2a, b; artikel 3 f, artikel 9. 

220 Vgl. Mißling/Ückert (2014), S. 33–34.
 
221 Vgl. Kroworsch (2014), S. 152–158. 

222 Vgl. Mißling/Ückert (2014), S. 34. 

223 Vgl. CRC, artikel 28 absatz 1 a, b; sowie ICESCR, artikel 13 absatz 2 a, b. 
224 tomasevski (2006), S. 227. 
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landesmitteln angeschafft und unentgeltlich den 
Schüler_innen überlassen werden,225 werden in 
hamburg die gelisteten lernmittel den Schüler_in­
nen zwar zur ausleihe angeboten, wofür jedoch 
Gebühren erhoben werden.226 häufig sehen die 
entsprechenden Paragraphen aber auch Ein­
schränkungen vor, sodass manche lernmittel wie 
zum Beispiel hefte, Stifte, taschenrechner und 
Wörterbücher von der lernmittelfreiheit ausge­
nommen werden und von den Schüler_innen 
beziehungsweise ihren Eltern getragen werden 
müssen.227 
Für Schüler_innen aus Familien mit geringem 
Einkommen228 können bei den zuständigen ämtern 
leistungen nach dem Bildungs- und teilhabepaket 
beantragt werden. Dies umfasst leistungen für 
tagesausflüge und Klassenfahrten, ausstattung 
mit persönlichem Schulbedarf, Beförderung zur 
nächstgelegen Schule des gewählten Bildungs­
gangs, lernförderung, teilnahme an der gemein­
schaftlichen Mittagsverpflegung sowie den Bedarf 
am sozialen und kulturellen leben.229 Während die 
leistungen für den Schulbedarf und die Schülerbe­
förderung als Geldleistungen ausgezahlt werden, 
können die restlichen leistungen über Sachleis­
tungen oder Gutscheine erbracht werden.230 Dies 
kann zu Stigmatisierung von Kindern führen, die 
die entsprechenden leistungen beziehen231, ins­
besondere wenn in der Schule offen besprochen 
wird, wer zum Beispiel die Klassenfahrt über das 
teilhabepaket finanziert. 
Positiv zu bewerten ist die tatsache, dass leistun­
gen des Bildungs- und teilhabepakets für tages- 
und Klassenfahrten in höhe der tatsächlichen 
aufwendungen gezahlt werden. Das Gleiche gilt 
für die Mittagsverpflegung für Mehraufwendungen, 
die über dem Regelsatz von 1 Euro pro tag lie­
gen.232 hingegen werden für anschaffungskosten 
des persönlichen Schulbedarfs jährlich pauschal 
100 Euro ausgezahlt. Dies entspricht je nach Bun­
desland keineswegs den tatsächlichen ausgaben 
für lernmittel.233 Zudem wird lernförderung nur 
dann gewährt, wenn das Erreichen wesentlicher 
lernziele und die Versetzung in die nächste Klas­
senstufe gefährdet sind.234 Eine darüber hinausge­
hende Förderung ist durch das Bildungs- und teil­
habepaket nicht vorgesehen, was zu ungleichen 
Bildungsvoraussetzungen für Kinder aus sozioöko­
nomisch benachteiligten Familien führen kann. 
In Bezug auf die Inanspruchnahme des Bildungs- 
und teilhabepakets zeigt sich, dass viele es gar 
nicht kennen. Die Wahrscheinlichkeit, dass Fami­
lien das Bildungspaket bekannt ist, steigt signifi­
kant, wenn mindestens eine Person im haushalt 
sozialversicherungspflichtig beschäftigt ist. Eben­
falls geringer ist die Kenntnis dieser leistung bei 
Familien mit Migrationsgeschichte.235 hier gilt es 
sicherzustellen, dass teilhabeleistungen tatsäch­
lich bei allen Personen bekannt sind, die einen 
Rechtsanspruch darauf haben, und diese, falls 
nötig, hilfe bei der Beantragung erhalten können. 
nur so kann sichergestellt werden, dass in diesem 
Zusammenhang keine zusätzlichen Diskriminie­
rungsmechanismen in der Intersektion zwischen 
sozioökonomischer herkunft und Berufstätigkeit 
der Eltern beziehungsweise einer Migrationsge­
schichte entstehen und Kinder in ihrem Recht auf 
(schulische) teilhabe eingeschränkt werden. 
225 Vgl. §16 thürllVO.
 
226 Vgl. §4 i. V. m. §6 lernMVO zum hamburger Schulgesetz. 

227 Vgl. Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (o. J.a); Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (o. J.b). 
228 Bezug von Sozialhilfe, nach dem asylbewerberleistungsgesetz, arbeitslosengeld II oder Sozialgeld, Wohngeld, Kinderzuschlag oder ver­
gleichbar geringem Einkommen. 
229 Vgl. §28 SGB III, §34 SGB XIII und §6 BKGG. 
230 Vgl. apel/Engels (2012), S. 4. 
231 Siehe dazu ausführlich Dern et al. (2012), S. 101–112. 
232 Vgl. apel/Engels (2012)., 3–4. 
233 In diesem Zusammenhang steht auch das Urteil des Sozialgerichts in hildesheim vom 22. 12. 2015. In dem Verfahren beschwerten 
sich schulpflichtige Kläger in alG II-Bezug, dass das Jobcenter die Kosten für die anschaffung von Schulbüchern in höhe von insgesamt 
470,90 Euro nicht übernahm. Das Verwaltungsgericht stellte in seinem Urteil fest, dass die Kosten für Schulbücher nicht aus dem Satz 
des persönlichen Schulbedarfs zu bestreiten seien, stattdessen handle es sich bei den Kosten für die Schulbücher um einen unabweisba­
ren, laufenden und nicht nur einmaligen Mehrbedarf, der vom Jobcenter getragen werden müsse. Vgl. SG hildesheim, 22. 12. 2015, az. S 
37 aS 1175/15. 
234 Vgl. etwa §28 SGB II. 
235 Vgl. apel/Engels (2012), S. 24. 
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Darüber hinaus ist es für Schüler_innen ab der 10. 
Klasse, die nicht im haushalt ihrer Eltern woh-
nen, ähnlich wie für Studierende möglich, Schü­
ler_innen-Bafög zu beziehen, wenn die besuchte 
Schule zu weit vom Elternhaus entfernt liegt, sie 
verheiratet beziehungsweise verpartnert sind oder 
im eigenen haushalt eigene Kinder betreuen.236  
Je nach Schulart wird das Bafög in unterschied­
licher leistungsart gewährt. Bei Schüler_innen 
allgemeinbildender Schulen handelt es sich in der 
Regel um einen Vollzuschuss, der nicht zurückge­
zahlt werden muss.237 
Das Deutsche Institut für Menschenrechte 
empfiehlt 
–	  dem Bundesministerium für Bildung und 
Forschung und den landesregierungen und 
-parlamenten, eine bedarfsgerechte Finanzie­
rung der Bildungsteilhabe sicherzustellen. 
–	  dem Bundesministerium für arbeit und 
Soziales, den Jobcentern, Kommunen und 
sonstigen zuständigen Behörden sowie 
Bildungseinrichtungen und Beratungsstellen, 
verständliche und zugängliche Informationen 
über vorhandene angebote zur Unterstützung 





übung ermöglichen und vor 
Indoktrinierung schützen 
Zentral in Bezug auf das Recht auf Religions- und 
Weltanschauungsfreiheit sind im schulischen 
Kontext zum einen das Recht aller am Schulleben 
Beteiligter, ihre Religion (auch öffentlich) ausüben 
zu können, zum anderen das Recht keine Religion 
zu haben und vor religiöser Indoktrinierung durch 
die Schule und andere geschützt zu werden. 
5.7.1  Religiöse Symbole, Kleidung und 
Riten in der Schule 
Schüler_innen ist die freie ausübung ihrer Reli­
gion in der Schule gemäß artikel 4 abs. 1 und 2 
GG grundsätzlich erlaubt. Dies bekräftigte das 
Bundesverwaltungsgericht in einem Urteil 2009238 
zu der Frage, ob es Schüler_innen muslimischen 
Glaubens gestattet sei, während des Schulbe­
suchs außerhalb der Unterrichtszeit ein Gebet zu 
verrichten. Einschränkungen dürfen nur in engen 
Grenzen und unter Wahrung der Verhältnismäßig­
keit vorgenommen werden. Im behandelten Fall 
stelle die Verrichtung des Gebets allerdings eine 
konkrete Gefährdung des Schulfriedens dar, da 
dort ein Klima herrsche, „in dem sich an religiö­
sen Verhalten ebenso wie an offener Distanz zu 
religiösen Geboten aus durchaus geringem anlass 
Konflikte entzünden“239. allerdings seien Schulen 
zunächst dazu angehalten, religiös motivierten 
Konflikten mit erzieherischen Mitteln entgegenzu­
steuern. 
Der sogenannte Kopftuchbeschluss von 2015240 
beschäftigte sich mit der Frage, ob lehrkräfte 
an öffentlichen Schulen religiöse Symbole und 
Kleidungsstücke tragen dürfen. Das Bundesver­
fassungsgericht stärkte dabei die individuelle 
Religionsfreiheit von lehrkräften und deren 
diskriminierungsfreien Zugang zum Beruf. Grund­
legende aussage des Beschlusses ist, dass auch 
lehrer_innen das Recht haben, während ihrer 
Berufsausübung religiöse Bekleidung und Symbole 
zu tragen. Diese Entscheidung erstreckt sich also 
nicht nur auf das tragen des Kopftuches, sondern 
auch auf das tragen anderer religiöser Symbole 
wie einer Kippa oder eines religiösen Kreuzes. 
auch wenn der Beschluss von zwei Klägerinnen 
aus nordrhein-Westfalen erwirkt wurde, sind auch 
die anderen landesgesetzgeber daran gebunden, 
ihre jeweiligen Gesetze nach den Vorgaben des 
Bundesverfassungsgerichts auszulegen und, falls 
notwendig, entsprechende Gesetze zu überarbei­
ten.241 
236 Vgl. §2 nr. 1a BaföG. 

237 Vgl. §17 BaföG.
 
238 Vgl. BVerwG, 30. 11. 2011, 6 C 20. 10. 

239 Vgl. BVerwG, 30. 11. 2011, 6 C 20.10, Rn. 48. 

240 Vgl. BVerfG, 27. 01. 2015, 1 BvR 471/10. 

241 Vgl. §31 absatz 1 BVerfGG. Weiterführend Deutsches Institut für Menschenrechte (2015), S. 7–8. 
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Das tragen eines Kopftuchs durch die lehrkraft, 
so das Bundesverfassungsgericht, stehe weder die 
negative Religionsfreiheit noch das Gebot staat­
licher neutralität entgegen. Denn die negative 
Religionsfreiheit umfasse nicht das Recht, nicht 
mit der Religion anderer konfrontiert zu sein. Und 
das neutralitätsgebot des Grundgesetzes gebiete 
keine Sterilität – also das völlige Fernhalten von 
Religion aus dem staatlichen und öffentlichen 
Raum –, sondern eine gleichermaßen fördernde 
haltung gegenüber allen Religionen. aufgrund des 
Diskriminierungsverbots hob das Bundesverfass­
sungsgericht auch die Bestimmung des Schul­
gesetzes auf, die eine ausnahme vom Verbot für 
christliche und jüdische Symbole vorsah. 
Das tragen eines religiösen Symbols könne an 
sich keine konkrete Gefahr für die Wahrung des 
Schulfriedens begründen. nur unter engen Voraus­
setzungen und räumlicher und zeitlicher Beschrän­
kung könne ein präventives Verbot für religiöse 
Bekleidung erlassen werden.242 Das Gericht 
unterstrich die Bedeutung der öffentlichen Schu­
len als Ort, an dem religiöse und weltanschauliche 
Vielfalt erlernt und gelebt werden kann. Das aktive 
Werben für Religionen oder die religiöse Beein­
flussung der Schülerschaft durch lehrkräfte ist 
hingegen nicht erlaubt.243 
anders ist die Situation, wenn der Staat als träger 
öffentlicher Schulen religiöse Symbole verwen­
det – etwa Kruzifixe in den Klassenzimmern 
aufhängt. Im Unterschied zur lehrerin, die sich 
beim tragen des Kopftuchs auf ihre individuelle 
Religionsfreiheit berufen kann, ist der Staat nicht 
Grundrechtsträger, sondern an das neutralitäts­
gebot gebunden. Im sogenannten Kruzifixurteil 
von 1995 kam das Bundesverfassungsgericht 
daher zu dem Schluss, dass die Religionsfreiheit 
der Schüler_innen auch das Recht umfasse, nach 
eigenen Glaubensüberzeugungen zu leben und zu 
handeln oder solchen fernzubleiben. Das Symbol 
des Kreuzes habe appellativen Charakter und 
weise die von ihm symbolisierten Glaubensinhalte 
als vorbildhalft und befolgungswürdig aus. Reli­
gionsausübung müsse vom Prinzip der Freiwil­
ligkeit geprägt sein und andersdenkenden eine 
ausweichmöglichkeit bieten, dies sei bei in den 
Unterrichtsräumen einer Pflichtschule angebrach­
ten Kruzifixen nicht der Fall.244 Deshalb müssten 
Schulen das Kruzifix aus Klassenzimmern entfer­
nen, wenn Schüler_innen beziehungsweise deren 
Eltern dies verlangten. 
Die deutsche Rechtsprechung stärkt also die in­
dividuelle Religions- und Weltanschauungsfreiheit 
von Schüler_innen und lehrkräften. Die negative 
Religionsfreiheit der an Schule Beteiligten um­
fasst dabei nicht das Recht, nicht mit religiösen 
Überzeugungen anderer konfrontiert zu werden. 
lediglich die Wahrung des konkret gefährdeten 
Schulfriedens kann eine Grenze für die individuelle 
Religions- und Weltanschauungsfreiheit darstel­
len. Schule kommt in diesen Zusammenhang die 
aufgabe zu, ein tolerantes Miteinander einzuüben. 
Für die Schule als staatliche Einrichtung gilt der 
Grundsatz der staatlichen neutralität in Religions- 
und Weltanschauungsfragen. 
Dabei lässt der EGMR den Staaten entlang der 
nationalen Verfassungstraditionen einen weiten 
Gestaltungsspielraum, wie die Religions- und 
Weltanschauungsfreiheit im Kontext von Schule 
konkret umgesetzt werden soll – von der offenen 
neutralität des deutschen Grundgesetzes bis zum 
französischen Konzept der strikten laizität staatli­
cher Räume. Dies gilt auch für das anbringen von 
religiösen Symbolen und dem tragen von religi­
öser Bekleidung und Symbolen durch lehrkräfte 
und Schülerinnen245. allerdings gilt auch nach der 
EMRK das Verbot der Diskriminierung aufgrund 
der Religion, das heißt, angehörige verschiede­
ner Religionen dürfen nicht ungleich behandelt 
werden. 
242 Weiterführend siehe Deutsches Institut für Menschenrechte (2015). 
243 Vgl. Deutsches Institut für Menschenrechte (2015), S.2. 
244 Vgl. BVerfG, 16. 05. 1995, 1 BvR 1087/91, insbesondere S. 15–21 (Rn. 34–46). 
245 Vgl.  beispielsweise EGMR, Urteil vom 04.12. 2008, Beschwerde nr. 27058/05; EGMR, Urteil vom 18. 03. 2011, Beschwerde 
nr. 30814/06; EGMR, Entscheidung vom 15. 02. 2001, Beschwerde nr. 42393/98; EGMR, Urteil vom 10. 11. 2005, Beschwerde 
nr. 44774/98. 
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5.7.2 Befreiung von Unterricht
aufgrund weltanschaulicher und
religiöser Überzeugung 
Bestimmte Unterrichtsinhalte können von Per­
sonen aufgrund ihrer religiösen Überzeugung 
abgelehnt werden. In diesen Fällen stellt sich die 
Frage, ob die Religions- und Weltanschauung es 
gebietet, Schüler_innen von bestimmten schuli­
schen Pflichtveranstaltungen zu befreien, wenn 
die verpflichtende teilnahme einen Eingriff in die 
individuelle Glaubensfreiheit darstellt. In diesem 
Zusammenhang wird häufig die teilnahme an 
Klassenfahrten sowie der (koedukative) Sport- und 
Sexualkundeunterricht angeführt.246 
Im Zusammenhang mit der aus Glaubensgründen 
beantragten Befreiung eines muslimischen Mäd­
chens vom verpflichtenden Schwimmunterricht, 
wies das Bundesverwaltungsgericht darauf hin, 
dass die routinemäßige Befreiung von einzelnen 
Unterrichtseinheiten keine Option für diesbezügli­
che Konflikte darstelle.247 Eine Unterrichtsgestal­
tung, die von sämtlichen Glaubensstandpunkten 
aus akzeptabel erscheine, sei in einer religiös 
pluralen Gesellschaft praktisch nicht möglich und 
könne in anbetracht der Integrationsfunktion von 
Schule auch verfassungsrechtlich nicht beabsich­
tigt sein.248 Entsprechende Bedeutung kommt der 
konkreten Einzelfallbetrachtung unter Berücksich­
tigung der individuellen Fallkonstellation zu. 
Einige Beschwerden beim EGMR gegen Deutsch­
land berührten die Fragen von Religions- und 
Weltanschauungsfreiheit: So befasste sich eine 
Beschwerde mit dem im land Berlin für alle 
Schüler_innen eingeführten, verpflichtenden 
Ethikunterricht. Der Gerichtshof bewertete diesen 
als neutralen Unterricht, in dem gleichberechtigt 
verschiedene Religionen und Überzeugungen 
thematisiert werden. Es gehe darum, eine ge­
meinsame Wertebasis zu vermitteln und Offen­
heit gegenüber andersgläubigen herauszubilden. 
Dementsprechend erklärte der Gerichtshof die 
Beschwerde als offensichtlich unbegründet und 
somit für unzulässig.249 
Eine weitere Beschwerde beschäftigte sich mit der 
Weigerung deutscher Behörden, Schüler_innen 
aus religiöser Überzeugung vom teilnahmepflich­
tigen Sexualkundeunterricht und anderen schu­
lischen Pflichtveranstaltungen zu befreien. Die 
Eltern der betroffenen Schüler_innen beanstan­
deten, dass der vorgeschriebene Sexualkunde­
unterricht nicht mit ihrer christlichen Sexualethik 
vereinbar sei. auch in diesem Fall folgte der EGMR 
der argumentation des deutschen Staates, dass 
die erklärten Ziele des Sexualkundeunterrichts wie 
der selbstbestimmte Umgang mit Sexualität, das 
Entwickeln eigener Wertvorstellungen, die akzep­
tanz unterschiedlicher sexuellen Orientierungen 
und Identitäten sowie die Integration von Minder­
heiten förderten und dem Entstehen von religiös 
oder weltanschaulich motivierten „Parallelgesell­
schaften“ vorbeugten. Der EGMR befand, dass es 
sich hierbei um Ziele handle, die mit der EMRK in 
Einklang stünden und befand die eingegangenen 
Beschwerden für unzulässig.250 
246 Vgl. Dern et al. (2012), S. 86. 
247 BVerwG,11. 09. 2013–6 C 25.12, Rn. 17. 
248 Vgl. BVerwG, 11. 09. 2013–6 C 25.12, Rn. 16. 
249 Vgl. EGMR, Entscheidung vom 10. 06. 2009, Beschwerde nr. 45216/07.
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aus den Inhalten des Menschenrechts auf Bildung 
(Kapitel 4) ergeben sich Vorgaben insbesondere 
in Bezug auf annehmbarkeit und adaptierbarkeit 
zu Bildungszielen, Bildungsinhalte und Methoden. 
Diese wiederum lassen sich über Schulgesetze, 
Bildungspläne, lehr- und lernmaterialien sowie 
Interaktionen im Schulalltag überprüfen. Die 
Schulgesetzgebung ist Sache der länder. Im allge­
meinen Schulrecht werden Bildungsziele (häufig in 
anlehnung an die landesverfassungen) sowie der 
auftrag der Schule definiert. Für die vorliegende 
analyse wurden die aktuell gültigen Schulgesetze 
der Bundesländer analysiert. 251 Die Bildungsplä­
ne – in Verantwortung der Bildungsministerien 
beziehungsweise in deren auftrag landesinstitute 
für Schule, Schulentwicklung, etc. – konkretisie­
ren die Bildungsziele, und zwar in der Regel über 
Kompetenzen, die die Schüler_innen erlangen 
sollen. Während in Rahmenlehrplänen Quer­
schnittsaufgaben (zum Beispiel Medienkompetenz, 
Gewaltprävention) beschrieben sind, schlagen die 
Bildungspläne für Fächer oder Fächerzusammen­
hänge auch konkrete Inhalte vor beziehungsweise 
legen diese fest. neben bereits vorhandenen 
Untersuchungen zu Bildungsplänen in Bezug auf 
Menschenrechtsbildung (6.2) wurde für die vor­
liegende analyse ein Sample von Bildungsplänen 
dahingehend untersucht, ob und wie der abbau 
von Diskriminierung thematisiert wird (6.4). 
Die lehr- und lernmaterialien wiederum orientie­
ren sich an den Bildungsplänen. hierbei gilt das 
Schulbuch nach wie vor als leitmedium im Unter­
richt, wenn auch unterschiedlich stark ausgeprägt 
je nach Fach. Es gilt als „‚Mediator‘ zwischen dem 
intendierten lehrplan (Policy-Ebene) und dem im­
plementierten lehrplan (Schul-/Klassenebene)“.252 
Relevant ist natürlich auch die konkrete Umset­
zung vor Ort, also im Unterricht und im sonstigen 
Schulalltag. Zu solchen Interaktionen im Schulall­
tag ist die Datenlage recht unübersichtlich. Zwar 
gibt es diverse empirische Projekte und Studien,253 
doch selten explizit mit dem Ziel, Diskriminierung 
und Diskriminierungsschutz zu analysieren. 
analysefragen, die in diesem Kapitel gestellt wer­
den, beziehen sich auf die Bildungsziele zur vollen 
Entfaltung der menschlichen Persönlichkeit und 
zur Vorbereitung auf wirksame teilhabe (6.1) so­
wie auf die Bildungsziele, die Menschenrechte zu 
achten (6.2) und Diskriminierung abzubauen. Für 
letzteres ist zu prüfen, ob Inhalte, Methoden und 
Umsetzung auf den Prinzipien von Gleichheit und 
nicht-Diskriminierung basieren und dazu beitra­
gen, stereotype auffassungen zu beseitigen. Dies 
geschieht, indem neben den Schulgesetzen der 
Bundesländer (6.3) auch Bildungspläne (6.4) sowie 
die Umsetzung in lehrmaterialien, Schulalltags­
geschehen (6.5), Gremien und Schulentwicklung 
(6.6) untersucht werden. 
251 Stand: 06. 07. 2016. Fokus war die allgemeine Schulgesetzgebung, nicht spezielle Schularten oder Verordnungen. Grundlage waren die 
Paragraphen, die das Recht auf Bildung, Bildungsziele sowie den auftrag der Schule betreffen. Ferner wurden die Schulgesetze nach Kern­
begriffen auch in anderen teilen und Paragraphen untersucht. Diese Kernbegriffe sind abgeleitet aus den analysefragen: Persönlichkeit; 
Würde; teilhabe; Gesellschaft; Menschenrecht; Diskriminierung; Kultur. 
252 Fuchs et al. (2014a), S. 11. 
253 Vgl. etwa allgemein zu pädagogischer Kasuistik: Goethe-Universität Frankfurt am Main, Fachbereich Erziehungswissenschaften; oder zur 
Qualität pädagogischer Beziehungen das Forschungsnetzwerk „IntaKt“: Zapf/Klauder (2014). 
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6.1 Die volle Entfaltung der
Persönlichkeit in Schulge­
setzen: aktive Teilhabe statt 
sozialer Bewährung 
In Kapitel 4.3 wurden die folgenden analysefra­
gen zu Bildungszielen aus den Un-Konventionen
abgeleitet: Ist die Bildung gerichtet auf die volle
Entfaltung der menschlichen Persönlichkeit und
des Bewusstseins ihrer Würde? Bereitet Bil­
dung auf eine wirksame teilhabe vor sowie auf
ein verantwortungsvolles leben in einer freien
Gesellschaft? 
Die Schulgesetze einiger länder formulieren sehr 
ähnlich wie die Un-Konventionen das Ziel einer 
„freien Entfaltung der Persönlichkeit und Bega­
bung“254. Gebildet werden sollen „Geist und Kör­
per, herz und Charakter“255, also neben kognitiven 
auch körperliche und soziale Fähigkeiten. Formu­
lierungen wie die „Entwicklung zur mündigen, viel­
seitig entwickelten Persönlichkeit“256, die Führung 
eines „erfüllten leben[s]“257 oder die Förderung 
„zur ausbildung [der] Individualität, zu Selbstver­
trauen und eigenverantwortlichem handeln“258 
sind zwar dem Wortlaut nach weiter entfernt von 
den Formulierungen der Un-Konventionen, sind 
ihr jedoch in ihrer Bedeutung sehr nah durch die 
Betonung von Individualität, Mündigkeit, Selbst­
vertrauen und Vielseitigkeit. 
auch wenn nur eine geringe anzahl der Schulge­
setze explizit auf ein Bildungsziel zum Bewusstsein 
der eigenen Würde verweist, ist dies durch die 
zahlreichen Verweise auf Grundgesetz und lan­
desverfassungen nicht unbedingt als Gesetzeslü­
cke zu bewerten. Positiv hervorzuheben sind den­
noch explizite Formulierungen, die die „achtung 
der Würde“259 als besonders wichtiges Bildungsziel 
verorten. In Bezug auf die Schuldisziplin hebt 
sich auch folgende Formulierung positiv ab: „Die 
Würde der Schülerin oder des Schülers darf durch 
Ordnungsmaßnahmen nicht verletzt werden“260. 
Die Vorbereitung auf gesellschaftliche teilhabe
und ein verantwortungsvolles leben in einer freien
Gesellschaft nimmt in den Schulgesetzen einen
recht großen Raum ein, jedoch mit unterschied­
lichen Zielsetzungen. Relativ häufig enthalten die
Schulgesetze den auftrag der Schule, auf die Wahr­
nehmung von Verantwortung gegenüber Staat und
Gesellschaft vorzubereiten. So soll Schule dazu be­
fähigen „Verantwortung im privaten, familiären und
öffentlichen leben zu übernehmen“261. Manche
Formulierungen betonen die Pflichten dabei sehr
stark. Wenn Schule den auftrag hat, „zu leistungs­
willen und Eigenverantwortung sowie zu sozialer
Bewährung zu erziehen“262, scheint eine funktiona­
le Sichtweise zu dominieren, in der individuelle und
vielfältige Entfaltungsmöglichkeiten hinter die nütz­
lichkeit und das Funktionieren für die Gesellschaft
zurücktreten. Die aufgaben der Schule, zu „ermun­
tern, eigenständig zu denken und vermeintliche
Gewissheiten und gesellschaftliche Strukturen
auch kritisch zu überdenken“263, die Bereitschaft
zur Empathie zu fördern sowie die Fähigkeit, „das
eigene Weltbild in Frage zu stellen und Unsicher­
heiten selbstvertrauend auszuhalten“264, betonen
254 SchulG lSa, §1. Die (freie) „Entfaltung“ der Persönlichkeit beziehungsweise der Person wird als Bildungsziel ebenfalls erwähnt im 
SchG Baden-Württemberg; hSchG; SchulG nRW; SchulG Rheinland-Pfalz; SchulG Sachsen. Im thüringer Schulgesetz (thürSchulG) geht es 
um die „Entfaltung von Begabungen“, in Brandenburg (BbgSchulG) um „Entfaltungsmöglichkeiten“, in Berlin (SchulG Berlin) darum, „alle 
wertvollen anlagen der Schülerinnen und Schüler zur vollen Entfaltung zu bringen“ (§1). 
255 BayEUG, artikel 1. ähnlich formuliert heißt es zum Beispiel in hamburg (hmbSG §2) die „Entfaltung der geistigen, körperlichen und sozi­
alen Fähigkeiten“ und in Schleswig-holstein (SchG Schleswig-holstein) noch umfassender die Entwicklung von „kognitiven, emotionalen, 
sozialen, kreativen und körperlichen Fähigkeiten“(§4). 
256 SchulG M-V, §2. 
257 SchG Schleswig-holstein, §4. 
258 thürSchulG, §2. 
259 SchG Baden-Württemberg, §1; BayEUG, artikel 1; SchulG nRW, §2; SchulG lSa, §1. 
260 SchulG lSa, §44. 
261 SchG Schleswig-holstein, §4. Für weitere, meist kürzer gefasste Formulierungen in Bezug auf Verantwortung und Verantwortungsbe­
wusstsein vgl. SchulG Berlin, §1; BbgSchulG, §4; BayEUG, artikel 1 und 2; BremSchulG, §5; hSchG, §2; SchulG M-V, §4; SchulG nRW, §2; 
SchulG Rheinland-Pfalz, §1; thürSchulG, §2. 
262 SchG Baden-Württemberg, §1. 
263 SchG Schleswig-holstein, §4. 
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hingegen den Subjektcharakter der lernenden und
die notwendigkeit der ständigen (Selbst-)Reflexion
und Verbesserung von Strukturen. 
In Bezug auf gesellschaftliche teilhabe changie­
ren die Formulierungen zwischen teilnahme265, 
teilhabe266, Gestaltung267, Mitgestaltung268, Mit­
formung269, Beteiligung270 und Beitrag271. So soll 
die Fähigkeit und Bereitschaft der Schüler_innen 
gefördert werden, „zur demokratischen Gestal­
tung einer gerechten und freien Gesellschaft 
beizutragen“272. Im Vergleich zu der Formulierung, 
dass Schüler_innen so gefördert werden sollen, 
dass sie „aktiv am sozialen, gesellschaftlichen, 
wirtschaftlichen, beruflichen, kulturellen und po­
litischen leben teilhaben können“273, zeigen sich 
auch hier nuancen: Der „Beitrag“ wirkt tendenziell 
zweckgerichtet, eher staatsbürgerliche Pflichten 
leistend, wohingegen die „aktive teilhabe“ erneut 
den Subjektcharakter stark macht, wie er auch in 
den Un-Konventionen betont wird. Eine „wirksa­
me“274 teilhabe kommt jedoch in keinem Schulge­
setz vor. 
Zur effektiven Vorbereitung auf teilhabe und zur 
Würdigung der Subjektstellung von Kindern und 
Jugendlichen gehört auch die Umsetzung von Par­
tizipationsrechten im Bildungsbereich. Dabei ist 
Partizipation aus menschenrechtlicher Perspekti­
ve als eigenständiges Recht zu betrachten, nicht 
ausschließlich als Mittel zum Zweck, etwa zur 
Einübung demokratischer Entscheidungsprozesse. 
Zwar kann dies auch – gerade im Sinne der Vor­
bereitung auf wirksame teilhabe – ein Effekt sein, 
der Rechtscharakter garantiert aber, dass es nicht 
bei einmaligen Ereignissen bleibt, vom Wohlwollen 
und der Befindlichkeit der Erwachsenen abhängen 
und somit zu Frust und Verdrossenheit führen.275 
Dabei ist auch die Form der Partizipation rele­
vant: neben konventionellen Partizipationsformen 
wie Wahlen für Schüler_innenvertretungen oder 
abstimmungen zum ausflugsziel sind auch inno­
vativere und inklusivere Formen im Schulbereich 
möglich, wie der Klassenrat, vor allem aber Beteili­
gungsverfahren im alltag, also auch Beteiligung an 
Unterrichtsplanung, auswahl des lehrstoffs und 
anwendung bestimmter Unterrichtsformen. auch 
die kritische Reflexion der Rahmenbedingungen 
und die thematisierung von Grenzen der Partizi­
pation – ebenso wie das hinterfragen scheinbar 
selbstverständlicher Grenzen – gehören zu einer 
rechtebasierten Beteiligung.276 
Der Un-Fachausschuss für die Rechte von Kindern 
hat hervorgehoben, dass die Berücksichtigung des 
Kindeswillens (artikel 12 der Un-Kinderrechtskon­
vention) nicht von starren altersgrenzen abhänge, 
sondern sich mit den entwickelnden Fähigkeiten 
und der Reife jedes Kindes individuell verände­
re.277 Dementsprechend muss sich das Verhalten 
von Erwachsenen wandeln von anleitung hin zu ei­
nem Umgang auf augenhöhe, aber immer in einer 
unterstützenden Rolle. Dies verlangt eine ständige 
Reflexion, damit Unterstützung nicht in Bevor­
mundung umschlägt.278 Der Un-Fachausschuss 
für die Rechte von Kindern hat konkrete Kriterien 
veröffentlicht, wie die Beteiligung von Kindern und 
Jugendlichen gestaltet sein soll: 
265 SchulG nRW, §2.
 
















274 CRPD, artikel 24.
 
275 Vgl. Reitz (2015).
 
276 Vgl. Reitz (2015), S. 6; Reitz/Rudolf (2014), S. 26–27.
 
277 Vgl. CRC/C/GC/12, insbesondere Ziffern 28–31.
 
278 Vgl. Rudolf (2014).
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–	 transparent und informativ, damit Kinder sie 
verstehen; 
–	 freiwillig – Kinder sind nicht verpflichtet, ihre 
Meinung zu äußern. auch ein Kind, das sich 
nicht beteiligen will, übt sein Recht auf Beteili­
gung aus; 
–	 respektvoll – die Meinungen von Kindern müs­
sen geachtet werden; 
–	 bedeutsam für die Bedürfnisse und den Erfah­
rungsschatz von Kindern; 
–	 kinderfreundlich, das heißt so gestaltet, dass 
sie für Kinder zugänglich sind und Kinder ermu­
tigen; 
–	 inklusiv, damit alle Kinder ihr Recht auf Partizi­
pation ohne Diskriminierung ausüben können. 
auch benachteiligte Kinder müssen sich betei­
ligen können, entsprechende Barrieren müssen 
abgebaut werden; 
–	 unterstützt durch Bildungsmaßnahmen für be­
teiligte Erwachsene, um die Rechte des Kindes 
zu schützen; 
–	 schützend und feinfühlig in Bezug auf das Risi­
ko, das mit Meinungsäußerungen einhergehen 
kann; 
–	 rechenschaftspflichtig mittels Rückmeldung 
(im Sinne von: mindestens über den ausgang 
des Prozesses berichten und erklären, wie die 
Meinung der Kinder berücksichtigt wurde), 
Monitoring und Evaluation.279 
So verstanden wird Partizipation zu einem konti­
nuierlichen, verbindlichen Prozess und bleibt kein 
einmaliges Ereignis. 
Das Deutsche Institut für Menschenrechte 
empfiehlt
den Parlamenten der Bundesländer, die Schul­
gesetze so anzupassen, dass das Bildungsziel 
„Vorbereitung auf teilhabe“ sowohl den akti­
ven Subjektcharakter als auch den wirksamen 
Charakter der teilhabe verdeutlicht. Ebenso 
sollten die Partizipationsrechte im Bildungsalltag 
von lernenden – in allen Schulformen sowie in 
allen die Schüler_innen betreffenden Bereiche – 
nachhaltig verankert werden. Dabei sollten die 
Kriterien des Un-Kinderechtsausschusses für die 
Beteiligung von Kindern als Orientierungsrahmen 
genutzt werden. 
6.2 Menschenrechtsbildung:
explizite statt rudimentäre 
Verankerung notwendig 
Eine weitere anforderung, die sich aus den Inhal­
ten des Menschenrechts auf Bildung ergibt (vgl. 
Kapitel 4.3), ist die Verankerung der Menschen­
rechtsbildung (beziehungsweise die „achtung von 
den Menschenrechten und Grundfreiheiten“) als 
Bildungsziel. laut Un-Deklaration über Menschen­
rechtsbildung und -training umfasst dies: 
–	 „Bildung über Menschenrechte; dies umfasst 
die Bereitstellung von Wissen und das Ver­
ständnis von normen und Prinzipien der Men­
schenrechte sowie der ihnen zugrunde liegen­
den Werte und Mechanismen zu ihrem Schutz; 
–	 Bildung durch Menschenrechte, dies umfasst 
Formen des lernens und Unterrichtens, welche 
die Rechte sowohl der lehrenden als auch der 
lernenden achten; 
–	 Bildung für Menschenrechte, dies bedeutet 
Menschen darin zu stärken, ihre Rechte wahr­
zunehmen und auszuüben sowie die Rechte 
anderer zu achten und hochzuhalten.“280 
In den Schulgesetzen vieler Bundesländer zeigen 
sich sinnvolle anknüpfungspunkte für Menschen­
rechtsbildung, etwa über die Erwähnung von 
279 Vgl. CRC/C/GC/12, insbesondere Ziffer 34; Stamm/Bettzieche (2014), S. 8–9. 
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Grundrechten und der demokratischen Grundord­
nung, die achtung vor der Würde des Menschen 
oder die Vorbereitung auf gesellschaftliche teil­
habe und ein verantwortungsvolles leben in einer 
freien Gesellschaft.281 Dies ersetzt jedoch nicht 
die explizite nennung von Menschenrechten be­
ziehungsweise Menschenrechtsbildung als auftrag 
der Schule. Diese explizite nennung ist wichtig 
als Signal für den Empowerment-Charakter des 
Menschenrechts auf Bildung: Es geht nicht nur um 
ein funktionales oder instrumentelles Verständnis 
von Bildung, sondern um die Stärkung der Rechte 
(auch der eigenen). 
Vor diesem hintergrund ist der Befund bedenklich, 
dass nur drei Schulgesetze explizit Menschen­
rechte innerhalb der allgemeinen Bildungsziele 
anführen. Ein Schulgesetz erwähnt Menschen­
rechtsbildung in einer relativ langen aufzählung: 
„Besondere Bildungs- und Erziehungsaufgaben der 
Schule werden in aufgabengebieten erfasst. Diese 
sind insbesondere Erziehung zur Gleichstellung 
der Geschlechter, Menschenrechts- und Frieden­
serziehung, ökologische Bildung und Umwelter­
ziehung, ökonomische Bildung, Verkehrs- und 
Mobilitätserziehung, informations- und kommuni­
kationstechnische Bildung und Medienerziehung, 
Gesundheitsförderung, Erziehung zu Bewegung 
und Sport, Suchtprävention und Sexualerziehung, 
interkulturelle Bildung und Erziehung, kulturell-äs­
thetische Erziehung“282. In einem weiteren Schul­
gesetz heißt es: „Der Bildungsauftrag der Schule 
basiert auf den im Grundgesetz verankerten 
Menschenrechten, den sie begründenden christli­
chen und humanistischen Wertvorstellungen und 
auf den Ideen der demokratischen, sozialen und 
liberalen Freiheitsbewegungen“283. Diese Formulie­
rung ist insofern problematisch, als sie Menschen­
rechte als ausschließlich im Christentum und 
humanismus begründete Werte begreift und sie 
somit tendenziell als „westliche“ beziehungsweise 
europäische Errungenschaft vereinnahmt (siehe 
auch unten). Im Vergleich ist die folgende Formu­
lierung aus menschenrechtlicher Sicht die umfas­
sendste, zumal Menschenrechte hier prominent 
erwähnt werden: „Schulische Bildung und Erzie­
hung ist den allgemeinen Menschenrechten, den 
in Grundgesetz und landesverfassung formulier­
ten Werten sowie den Zielen der sozialen Gerech­
tigkeit und Mitmenschlichkeit verpflichtet“284. 
Das Deutsche Institut für Menschenrechte 
empfiehlt
den Parlamenten der Bundesländer, Menschen­
rechtsbildung explizit als Bildungsziel in den 
Schulgesetzen zu verankern. 
neben der Verankerung von Menschenrechtsbil­
dung in Schulgesetzen ist die Empfehlung der Kul­
tusministerkonferenz (KMK) zu Menschenrechts­
erziehung eine wichtige leitlinie für das gesamte 
Schulsystem. hier werden neben der Wissensebe­
ne auch Einstellungen sowie die Befähigung zum 
handeln angesprochen: „Die Beschäftigung mit 
den Menschenrechten soll bei den Schülerinnen 
und Schülern die Bereitschaft wecken und stär­
ken, für ihre Verwirklichung einzutreten und sich 
ihrer Missachtung und Verletzung zu widersetzen. 
Eine Erziehung im hinblick auf die Menschenrech­
te soll die Schülerinnen und Schüler befähigen, 
sich in ihrem persönlichen und politischen le­
bensumkreis für deren Realisierung einzusetzen. 
Sie sollen bereit sein, die Frage nach der Verwirk­
lichung der Menschenrechte als wichtigen Maß­
stab zur Beurteilung der politischen Verhältnisse 
im eigenen wie in anderen ländern zu nutzen. 
Eingeschlossen ist damit die Bereitschaft, für die 
Rechte anderer einzutreten“285. 
Diese und weitere Formulierungen zeigen, dass 
die KMK-Empfehlung wichtige, zeitlose Botschaf­
ten sendet. Gleichzeitig berücksichtigt die Empfeh­
lung Entwicklungen nach 1980 nur unzureichend 
(1980 wurde die Empfehlung zuerst beschlossen, 
2000 in einem neuen Beschluss nahezu unverän­
dert übernommen). Zum einen wird im aktuellen 
Diskurs nicht mehr von Menschenrechtserziehung, 
sondern von Menschenrechtsbildung gesprochen, 
um der Bedeutung von lebenslangem, selbständi­
gem lernen gerecht zu werden. Zum anderen sind 
281 Vgl. ausführungen in 6.1 sowie Reitz/Rudolf (2014), S. 30–31. 
282 SchulG Berlin, §12. 




285 Sekretariat der Ständigen Konferenz der Kultusminister der länder in der Bundesrepublik Deutschland (2000), absatz 2, vgl. auch absatz 5.
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durch das Inkrafttreten der Un-Kinderrechtskon­
vention und der Un-Behindertenrechtskonvention 
sowie begleitender allgemeiner Bemerkungen 
der Un-Fachausschüsse die Konzepte von Partizi­
pation und Inklusion unter menschenrechtlicher 
Perspektive konkretisiert worden. Schließlich 
wären Bezüge zu verwandten KMK-Empfehlungen, 
etwa zur interkulturellen Bildung sowie zur lehrer­
bildung für eine Schule der Vielfalt (gemeinsame 
Empfehlung mit der hRK)286, hilfreich.287 
Das Deutsche Institut für Menschenrechte 
empfiehlt
der Kultusministerkonferenz, die Empfehlung 
zur Menschenrechtserziehung in der Schule zu 
aktualisieren, um sowohl begrifflichen als auch 
menschenrechtlichen Entwicklungen der letzten 
Jahrzehnte Rechnung zu tragen. In diesen Pro­
zess sind im Sinne eines inklusiven und partizi­
pativen Vorgehens auch relevante akteur_innen 
aus der Menschenrechtsbildung einzubeziehen. 
Menschenrechtsbildung kann nicht ausschließ­
lich in einem einzelnen Unterrichtsfach vermittelt 
werden, sondern nur, wenn die gesamte Schule 
als lern- und lebensumfeld in den Blick genom­
men wird. Dies betont auch die KMK-Empfehlung 
zu Menschenrechtserziehung: „Menschenrechts­
erziehung ist aufgabe für den gesamten Unterricht 
und aufgabe aller lehrerinnen und lehrer“288. 
„Schülerinnen und Schüler müssen die achtung 
des Mitmenschen im täglichen Umgang in der 
Schule erleben und üben“289. In anlehnung an das 
in der Un-Erklärung über Menschenrechtsbildung 
und -training formulierte Ziel, zu einer Kultur der 
Menschenrechte beizutragen,290 geht es im Kon­
text Schule um eine menschenrechtlich geprägte 
Schulkultur, die alle Menschen im Umfeld be­
rücksichtigt und fächer- und disziplinübergreifend 
entwickelt und umgesetzt wird. Dies kann sich 
im Schulprofil, in der Umsetzung entsprechender 
Partizipationsrechte, in der Schulevaluation, vor 
allem aber im alltäglichen Miteinander nieder­
schlagen.291 
Im Jahr 2014 erhob das Deutsche Institut für Men­
schenrechte in einer Umfrage bei den Bildungs­
ministerien der Bundesländer unter anderem, wie 
explizite Menschenrechtsbildung in Bildungsplä­
nen, Bildungszielen, lehrplänen und Curricula 
verankert ist. hierbei ergab sich ein gemischtes 
Bild: Überwiegend wurde implizite Menschen­
rechtsbildung gelistet (das heißt keine Benennung 
bestimmter Menschenrechte oder Menschen­
rechtskonventionen), in erster linie über Werte 
beziehungsweise Ethik allgemein, toleranz, inter­
kulturelles lernen sowie über Demokratielernen. 
Diese Felder haben durchaus Überschneidungen 
mit den Zielen und Methoden expliziter Menschen­
rechtsbildung, ersetzen diese jedoch nicht. Diese 
explizite Benennung signalisiert, dass es nicht 
nur um moralische Werte geht, an die appelliert 
werden kann, sondern auch um Rechte, die ein­
gefordert werden können. Wenn Menschenrechte 
benannt werden, geschieht dies in der Regel in 
den gesellschaftswissenschaftlichen Fächern 
(Politik/Gesellschaftskunde/Sozialkunde) sowie 
in Religion/Ethik und Geschichte. Dabei variiert 
die Detailtiefe: Manchmal werden „Grund- und 
Menschenrechte“ kurz benannt, manchmal die 
auseinandersetzung mit dem Geltungsanspruch 
der Menschenrechte oder mit Menschenrechtsver­
letzungen konkret ausgeführt.292 anregungen, wie 
die Menschenrechte explizit in den Bildungsplänen 
verankert werden können, geben die „Standards 
der Menschenrechtsbildung in Schulen“ des 
Forums Menschenrechte, aufgeschlüsselt nach 
Kompetenzen, die in Grundschule, Sekundarstufe I 
und II sowie in berufsbildenden Schulen zu vermit­
teln sind. 293 
als positives Beispiel sei an dieser Stelle eine 
Formulierung für Schulen für Erziehungshilfe im 
Bereich „leben in der Gesellschaft“aufgeführt. Sie 
286 hochschulrektorenkonferenz; Kultusministerkonferenz (2015). 
287 Vgl. Reitz/Rudolf (2014), S. 32. 
288 Sekretariat der Ständigen Konferenz der Kultusminister der länder in der Bundesrepublik Deutschland (2000), absatz 3. 
289 Sekretariat der Ständigen Konferenz der Kultusminister der länder in der Bundesrepublik Deutschland (2000), absatz 5. 
290 Vgl. a/RES/66/137, artikel 2. 
291 Vgl. Reitz/Rudolf (2014), insbesondere S. 13–15, 32–34. 
292 Vgl. Reitz/Rudolf (2014), S. 33. Für die kompletten antworten der Bildungsministerien vgl. Deutsches Institut für Menschenrechte (2014), 
Frage 2. Für einen Vergleich der antworten mit Daten aus 2008 vgl. Reitz (2016), insbesondere S. 123–125. 
293 Vgl. Forum Menschenrechte (2006). 
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ist besonders umfassend, da neben der Wissense­
bene Menschenrechte auch als Bewertungsmaß­
stab herangezogen werden: „Die Schülerinnen und 
Schüler kennen und achten die Menschenrechte 
und bringen diese mit ihren lebenssituationen in 
Zusammenhang. […] [Sie] prüfen und bewerten 
entsprechende alltagssituationen im hinblick auf 
die Menschenrechte“294. 
Bezüglich der Behandlung von Menschenrechten 
beziehungsweise Menschenrechtsbildung in lehr- 
und lernmaterialien existiert keine aktuelle, alle 
Bundesländer abdeckende analyse. Die Studie 
von Volker Druba aus dem Jahr 2005 umfasst 95 
Schulbücher für Baden-Württemberg, es kann 
jedoch davon ausgegangen werden, dass die Er­
gebnisse durchaus auf andere Bundesländer über­
tragbar sind, zumal Schulbuchverlage in der Regel 
bundesweit tätig sind. Ergebnis seiner Studie ist, 
dass etwa ein Drittel der Bücher die Menschen­
rechtsthematik gar nicht aufgreifen, obwohl die 
entsprechenden Bildungspläne das thema vor­
schlagen beziehungsweise vorschreiben.  Von den 
Schulbüchern, die Menschenrechte thematisieren, 
macht wiederum nur etwa ein Drittel deutlich, 
dass Menschenrechte auch gegenwärtig relevant 
sind. Manche der Darstellungen sind inhaltlich 
falsch oder zumindest zweifelhaft. Menschen­
rechtsverletzungen in Deutschland werden sehr 
selten erwähnt, ebenso fehlen aufgabenstellun­
gen, bei denen die Schüler_innen sich für die 
Umsetzung der Menschenrechte im persönlichen 
Umfeld einsetzen können. So ist insgesamt zu 
konstatieren, dass Menschenrechtsbildung nur 
rudimentär behandelt wird.295 Da sich die lehrma­
terialien in erster linie nach den Bildungsplänen 
richten, kann diesem Befund zunächst entgegen 
gewirkt werden, indem die Bildungspläne entspre­
chend angepasst werden: 
Das Deutsche Institut für Menschenrechte 
empfiehlt
den Schulministerien der Bundesländer, explizite 
Menschenrechtsbildung flächendeckend in Bil­
dungsplänen und Curricula zu verankern. Dabei 
ist auf Formulierungen zu achten, die sämtliche 
Ebenen der Menschenrechtsbildung ansprechen 
(Bildung über, durch, für Menschenrechte), sowie 
darauf, dass Menschenrechtsbildung in Kern­
fächern, aber auch fächerübergreifend für das 




bloßer Toleranz nötig 
Ein weiteres Bildungs- beziehungsweise lernziel 
nach Vorgabe der Un-Konventionen ist der abbau 
von Diskriminierungen (vgl. Kapitel 4.3). Durch die 
unter 6.1 diskutierten Bildungsziele der achtung 
der Würde, der Übernahme von Verantwortung, 
auch im Sinne eines Mitgestaltens einer freiheit­
lich-demokratischen Gesellschaft, sowie durch 
den Bezug auf Grundgesetz und landesverfassun­
gen ist diesbezüglich keine direkte lücke in der 
Schulgesetzgebung zu verzeichnen. Jedoch macht 
es einen Unterschied, ob im Zusammenhang mit 
dem Bildungsziel Diskriminierungsabbau ganz 
allgemein beschrieben wird, dass Schüler_innen 
„zur anerkennung der Wert- und Ordnungsvor­
stellungen der freiheitlich-demokratischen Grund­
ordnung“296 zu erziehen sind, oder ob deutlicher 
formuliert wird: „Die Schule soll die Offenheit des 
jungen Menschen gegenüber kultureller und reli­
giöser Vielfalt, den Willen zur Völkerverständigung 
und die Friedensfähigkeit fördern“297. 
Wie bereits die Untersuchung der Schulgesetzge­
bung in Bezug auf diskriminierungsfreien Zugang 
(vgl. Kapitel 5.3) gezeigt hat, gibt es auch bei der 
Beschreibung der Bildungsziele zum Diskriminie­
rungsabbau Unterschiede bei der nennung der 
möglichen Dimensionen. Sehr umfassend heißt es 
in einem Schulgesetz, dass die Schulen gehalten 
sind, „Kenntnisse, Fähigkeiten und Werthaltun­
gen zu vermitteln, welche die Gleichachtung und 
Gleichberechtigung der Menschen unabhängig 
294 Ministerium für Kultus, Jugend und Sport Baden-Württemberg (2010), S. 67.
 




297 SchG Schleswig-holstein, §4.
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von ihrem Geschlecht, ihrer abstammung, ihrer 
‚Rasse‘298, ihrer Behinderung, ihrer sexuellen Iden­
tität, ihrer Sprache, ihrer heimat und herkunft, 
ihrem Glauben, ihren religiösen oder politischen 
anschauungen fördern, und über Möglichkeiten 
des abbaus von Diskriminierungen und Benach­
teiligungen aufzuklären“299. Positiv zu vermerken 
ist weiterhin, dass es hier explizit nicht nur um 
die Unterlassung von Diskriminierung, sondern 
auch um ein hinwirken auf Verbesserung, nämlich 
den abbau von Diskriminierung geht. allerdings 
schwächt die Formulierung „aufklären über“ die­
sen aspekt gegenüber den anderen zu behandeln 
themen ab (zu denen Kenntnisse, Fähigkeiten und 
Wertehaltungen vermittelt werden). 
Bemerkenswert ist, dass das Wort Diskriminierung 
im Zusammenhang mit Bildungszielen nur in vier 
Schulgesetzen vorkommt.300 So wird als ein lern-
ziel der Schüler_innen genannt: „Menschen unter­
schiedlicher herkunft vorurteilsfrei zu begegnen, 
die Werte der unterschiedlichen Kulturen kennen­
zulernen und zu reflektieren sowie für ein friedli­
ches und diskriminierungsfreies Zusammenleben 
einzustehen“301. Weniger stark auf die Dimension 
kultureller herkunft begrenzt und noch aktiver 
formuliert heißt es in einem anderen Schulge­
setz, dass Schule erziehen soll „zur Bereitschaft, 
Minderheiten in ihren Eigenarten zu respektieren, 
sich gegen ihre Diskriminierung zu wenden und 
Unterdrückung abzuwehren“302. nicht als allge­
meines Bildungsziel, sondern speziell für Sexu­
alerziehung wird formuliert, dass sie „auch der 
Diskriminierung aufgrund sexueller Orientierung 
oder Identität entgegenzuwirken“303 hat. Obwohl 
dem Sinn nach viele weitere Formulierungen auf 
Gleichberechtigung abzielen, ist die Benennung 
von Diskriminierung sowie der betroffenen Dimen­
sionen nötig, um entsprechende Sensibilisierung 
und menschenrechtliche Orientierung in lernin­
halten und -materialien zu fördern. 
Die Dimensionen soziale oder wirtschaftliche her­
kunft im Sinne von Vermögen, Familienstand und 
Familienverhältnissen oder die Vermittlung von 
Kenntnissen, Einstellungen und Fähigkeiten zum 
abbau von rassistischer Diskriminierung werden 
in den Bildungszielen seltener als in den artikeln 
der Schulgesetze zum Zugang zu Bildung (vgl. 
Kapitel 5.3) benannt.304 häufig heißt es allgemein 
als lernziel: „Beziehungen zu anderen Menschen 
auf der Grundlage von achtung, Gerechtigkeit und 
Solidarität zu gestalten“305, in anderen lernzielen 
werden teilweise konkrete Dimensionen benannt. 
Wenn Dimensionen benannt werden, deren Gleich­
berechtigung zu fördern ist, sind dies besonders 
häufig Geschlecht306, Religion beziehungsweise 
Weltanschauung307 sowie die anerkennung kul­
tureller Werte308. In vier Schulgesetzen beziehen 
sich die allgemeinen Bildungsziele auf die Gleich­
berechtigung von Menschen mit Behinderung 
beziehungsweise Beeinträchtigung309. Die Di­
mensionen Sprache310, sexuelle Identität311 sowie 
politische Überzeugungen312 werden nur in je 
einem oder zwei Schulgesetzen genannt, wobei 
die Dimension politische Überzeugung abgedeckt 
298 anführungszeichen von den autor_innen eingefügt. Zum problematischen Begriff der Rasse vgl. Cremer (2010) sowie Cremer (2008). 
299 SchulG lSa, §1. 
300 BremSchulG, §5;SchulG nRW, §2; SchulG lSa, §1; SchG Schleswig-holstein, §4. 
301 SchulG nRW, §2. 
302 BremSchulG, §5. 
303 BremSchulG, §11. 
304 ausschließlich im SchulG lSa, §1. 
305 Zum Beispiel wortgleich BbgSchulG, §4; hSchG, §2. 
306 BayEUG, artikel 1; SchulG Berlin, §1; BbgSchulG, §4; hmbSG, §1; hSchG, §2; SchulG M-V, §2, §3; SchulG nRW, §2; SchulG Rhein­
land-Pfalz, §1; SchulG lSa, §1; thürSchulG, §2. 
307 BayEUG, artikel 1; SchulG Berlin, §1; hSchG, §2; SchulG M-V , §3; SchulG nRW, §2; SchulG lSa, §1; SchG Schleswig-holstein, §4; thür-
SchulG, §2. 
308 BayEUG, artikel 1; SchulG Berlin, §2; BbgSchulG, §4; BremSchulG, §5; hSchG, §2; SchulG nRW, §2; SchulG lSa, §1; SchG Schleswig-hol­
stein, §4. 
309 BbgSchulG, §4; SchulG nRW, §2; SchulG Rheinland-Pfalz, §1; SchulG lSa, §1. 
310 SchulG lSa, §1. 
311 SchulG lSa, §1. Vgl. aber auch die Bildungsziele für Sexualkunde im BremSchulG, §11; SchulG nRW, §33. 





















51 analySE DER BIlDUnGSZIElE,  BIlDUnGSInhaltE UnD MEthODEn 
ist durch zahlreiche Formulierungen im Sinne von 
die „Meinung anderer achten“313. 
Bei genauerer Betrachtung der artikel im hinblick 
auf Diskriminierungsdimensionen ist zu kons­
tatieren, dass Formulierungen wie das lernziel, 
Beziehungen zu anderen Menschen zu gestalten 
nach den Grundsätzen der „Gleichberechtigung 
der Geschlechter“314 offener sind für weitere 
Geschlechtsidentitäten wie Inter* und trans* als 
der in diesem Zusammenhang häufig verwendete 
Begriff „Gleichberechtigung von Frauen und Män­
nern“315. auch beim thema Religion changieren die 
Formulierungen zwischen einer anerkennung „reli­
giöser Werte“ 316 und deutlicher auf andere Religi­
onen bezogenen Formulierungen wie „Verständnis 
und toleranz“317 oder die Befähigung, „Menschen 
anderer herkunft, Religion und Weltanschauung 
vorurteilsfrei zu begegnen“318. Der Begriff der tole­
ranz ist dabei aus menschenrechtlicher Perspekti­
ve konzeptuell zu erweitern: Er bedeutet eine art 
Duldung und damit eine haltung, in der hierar­
chie, aber keine Gleichberechtigung zum ausdruck 
kommt.319 Weitergehend, da sowohl Weltanschau­
ung mit einbeziehend als auch achtung statt nur 
toleranz einfordernd, ist das lernziel „achtung vor 
den religiösen und weltanschaulichen Überzeu­
gungen anderer“320. 
analog wird für die Dimension Behinderung bezie­
hungsweise Beeinträchtigung in einigen Schulge­
setzen eher im Sinne von toleranz oder Verständ­
nis das Ziel formuliert, „ein Verständnis für die 
lebenssituation von Menschen mit körperlichen, 
seelischen und geistigen Beeinträchtigungen“321 
zu entwickeln beziehungsweise eine „vorurteils­
freie Begegnung von Menschen mit und ohne 
Behinderung“322 zu fördern. auch wenn sich die 
absicht deutlich gegen Diskriminierung wen­
det, sind andere Formulierungen näher an den 
menschenrechtlich gebotenen Bildungszielen 
von Gleichberechtigung und wirksamer teilhabe 
von Menschen mit Behinderungen, etwa: Schule 
erzieht „zur Gleichstellung von behinderten und 
nicht behinderten Menschen“323 (hier fehlt aller­
dings das explizit formulierte Ziel, zum abbau 
von Diskriminierung aufgrund von Behinderungen 
beziehungsweise Beeinträchtigungen beizutragen) 
oder: Die Schule ist gehalten „Benachteiligungen 
von Schülerinnen und Schülern mit Behinderungen 
zu verhindern und zu beseitigen und dazu beizu­
tragen, dass ihnen eine gleichberechtigte teilhabe 
am leben in der Gesellschaft und eine selbstbe­
stimmte lebensführung ermöglicht wird“324. Im 
letzten Beispiel ist zu bemängeln, dass zwar von 
gleichberechtigter, allerdings nicht von wirksamer 
teilhabe325 gesprochen wird, sowie, dass Diskrimi­
nierung nicht explizit benannt wird. 
Die anerkennung kultureller Werte umfasst laut 
den Un-Konventionen sowohl die achtung vor der 
eigenen kulturellen Identität als auch vor anderen 
Kulturen. Wie bei den Dimensionen Behinderung 
und Religion wird in den Schulgesetzen im hin-
blick auf kulturelle Vielfalt im Kontext Schule häu­
fig von einem „Kennenlernen“ 326 und „Verständ­
nis“327 anderer Kulturen geschrieben, alternativ 
von „toleranz“ 328 oder „Offenheit“329 gegenüber 
kultureller Vielfalt, sowie vom Beitrag der Schü­
ler_innen zum „friedlichen Zusammenleben der 
313 Beispielsweise SchulG nRW, §2.
 
314 Vgl. hmbSG, §1; SchulG nRW, §2; SchulG M-V, §2; SchulG lSa, §1; thürSchulG, §2.
 
315 BayEUG, artikel 1; SchulG Berlin, §1; BbgSchulG, §4; hSchG, §2; SchulG M-V, §2; SchulG Rheinland-Pfalz, §1.
 
316 BayEUG, artikel 1.
 
317 SchulG M-V , §3; SchulG nRW, §2.
 
318 SchulG Berlin, §1; hSchG, §2.
 
319 Vgl. Reitz/Rudolf (2014), S. 13.
 




322 SchulG nRW, §2.
 
323 SchulG Rheinland-Pfalz, §1.
 
324 SchulG lSa, §1.
 
325 Vgl. CRPD, artikel 24.
 
326 SchulG Berlin, §3; hSchG, §2; SchulG nRW, §2.
 
327 Vgl. SchulG Berlin, §3; BbgSchulG, §4; hSchGm §2; SchulG nRW, §2.
 
328 SchulG lSa, §1.
 
329 SchG Schleswig-holstein, §4.
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Kulturen“330. noch deutlicher in Richtung achtung 
und Befähigung zum abbau von Diskriminierung 
aufgrund kultureller Unterschiede sind Formu­
lierungen, die das Zusammenleben nicht nur als 
friedlich, sondern auch als „diskriminierungs­
frei“331 spezifizieren, sowie wenn interkulturelle 
Kompetenz332 und die „achtung der Werte anderer 
Kulturen“333 vermittelt werden sollen. hierbei 
sollte Kultur aus menschenrechtlicher Sicht nicht 
statisch verstanden werden, sondern als in sich 
heterogen und einem ständigen Veränderungspro­
zess unterliegend. Kulturalisierende Zuschreibun­
gen sind zu vermeiden. 
Dabei benennen nur wenige Schulgesetze explizit 
auch „die eigene Kultur“334. Der auftrag der Schu­
le, „die ethnische, kulturelle und sprachliche Iden­
tität“ von Schüler_innen, deren Muttersprache 
nicht Deutsch ist, zu achten und zu fördern, ist 
positiv hervorzuheben. In manchen Bundesländern 
werden ähnlich, aber weitreichender, der Schutz 
und die Förderung der Kultur und der Sprache von 
anerkannten Minderheiten wie das Sorbisch-Wen­
dische335 und das Friesische336 sowie die kulturelle 
Eigenständigkeit der dänischen Minderheit337 
verankert. Zudem sollen in der Regel Kenntnisse 
über diese Kulturen in allen Schulen (der jeweili­
gen Bundesländer) vermittelt werden. Interessant 
ist hierbei, dass Kultur und Sprache von Sinti und 
Roma nur in den Bildungszielen eines Bundes­
landes erwähnt werden. hier heißt es, ohnehin 
recht umfassend, in Bezug auf die anerkennung 
kultureller Werte: „Die Schule soll die Offenheit 
des jungen Menschen gegenüber kultureller und 
religiöser Vielfalt, den Willen zur Völkerverstän­
digung und die Friedensfähigkeit fördern. Sie soll 
den jungen Menschen befähigen, die besondere 
Verantwortung und Verpflichtung Deutschlands in 
einem gemeinsamen Europa sowie die Bedeutung 
einer gerechten Ordnung der Welt zu erfassen. Die 
Schule fördert das Verständnis für die Bedeutung 
der heimat, den Beitrag der nationalen Minder­
heiten und Volksgruppen zur kulturellen Vielfalt 
des landes sowie den Respekt vor der Minderheit 
der Sinti und Roma“338. allerdings kann diese 
Formulierung so verstanden werden, dass Sinti 
und Roma nicht als teil der nationalen Minderhei­
ten gesehen werden, was wiederum kritisch zu 
bewerten ist. 
neben der analyse, inwiefern der Diskriminie­
rungsabbau als Bildungsziel verankert ist, gilt 
es auch zu prüfen, ob Formulierungen in den 
Schulgesetzen nicht selbst gegen das Diskriminie­
rungsverbot verstoßen. Dabei fällt auf, dass ein 
großer anteil der Bildungsziele in den Schulgeset­
zen ausgrenzend verstanden werden kann.339 Die 
recht gängige Formulierung „in liebe zu Volk und 
heimat“ beziehungsweise „heimatliebe“340 wird 
zwar meist durch weitere Ziele wie Völkerverstän­
digung relativiert. Dennoch kann dies ausgrenzend 
wirken, wenn Volk beziehungsweise heimat als 
ausschließlich durch den Geburtsort oder gar 
den Geburtsort voriger Generationen bestimmt 
verstanden werden. Gleiches gilt, wenn – wie in 
Bayern und thüringen – heimat enger gefasst 
wird als bayerische beziehungsweise thüringische 
heimat. 
noch häufiger als heimatliebe sind Formulierun­
gen zum Christentum in den Schulgesetzen zu fin­
den.341 Diese beschränken sich zwar in der Regel 
auf christliche tradition und nächstenliebe und 
werden durch humanistische traditionen und Wer­
te ergänzt, doch ist die ausschließliche Erwähnung 
der Vermittlung christlicher Werte als Bildungsziel 
tendenziell diskriminierend gegenüber den an­
gehörigen anderer Religionsgemeinschaften und 
330 Vgl. SchulG Berlin, §3; BbgSchulG, §3; hSchG, §2; SchulG nRW, §2; nSchG, §2; SchG Schleswig-holstein, §4. 
331 SchulG nRW, §2. 
332 SchulG Berlin, §3; vgl. SchulG M-V, §5. 
333 BremSchulG, §5. 
334 SchulG Berlin, §3; BbgSchulG, §4. 
335 SchulG M-V, §4; SchulG Sachsen, §2. 
336 nSchG, §3; SchG Schleswig-holstein, §4. 
337 SchG Schleswig-holstein, §124. 
338 SchG Schleswig-holstein, §4. 
339 Vgl. auch für die folgenden absätze Reitz/Rudolf (2014), S. 31. 
340 SchG Baden-Württemberg, §1; BayEUG, artikel 1; SchulG nRW, §2; SchulG Sachsen, §1; thürSchulG, §2. 














53 analySE DER BIlDUnGSZIElE,  BIlDUnGSInhaltE UnD MEthODEn 
Weltanschauungen. Die „Ehrfurcht vor Gott“ wird 
in zwei Schulgesetzen als „oberstes“342 bezie­
hungsweise „vornehmstes“343 Bildungsziel benannt 
und schließt neben polytheistischen Glaubens­
richtungen auch atheistische und agnostizisti­
sche Weltanschauungen aus. Die Erwähnung des 
humanismus schwächt zwar die religiös geprägte 
Formulierung ab, doch durch die enge Verbindung 
des humanismus mit der europäischen aufklä­
rung werden Schüler_innen ausgeblendet, deren 
herkunft nicht europäisch geprägt ist. Dies wird 
durch Formulierungen wie „auf Grundlage […] des 
europäischen humanismus“344 und „christliche 
tradition im europäischen Kulturkreis“345 noch 
verstärkt. 
Das Deutsche Institut für Menschenrechte 
empfiehlt
den Parlamenten der Bundesländer, Bildungs- 
und lernziele in Bezug auf Vermittlung von Wis­
sen, Einstellungen und Fähigkeiten zum abbau 
von Diskriminierung stärker in den Schulgeset­
zen zu verankern: alle Schulgesetze müssen 
die aktive Rolle der Schule und somit auch der 
Schüler_innen verdeutlichen und das Ziel der 
Gleichberechtigung sowie wirksamer teilhabe 
benennen. Ferner sollen die durch die Un-Kon­
ventionen benannten Dimensionen umfassend 
vorkommen. 
Gleichzeitig sind Formulierungen zu heimatliebe 
und christlichen Werten in den Schulgesetzen 
unter Berücksichtigung des Diskriminierungs­







Um das Bildungsziel, Diskriminierung abzubauen, 
zu verwirklichen, muss neben der Benennung im 
Schulgesetz dieses Ziel auch in den Bildungsplä­
nen konkretisiert und in lehr- und lernmateria­
lien sowie schließlich im Schulalltag umgesetzt 
werden. 
Für die vorliegende analyse wurde die themati­
sierung in Bildungsplänen anhand eines Samples 
überprüft, in dem geographische aspekte (nord-
Süd- sowie Ost-West-Verteilung), parteipolitische 
Dominanz (über die Zeit der letzten fünf bis zehn 
Jahre) und Flächen- beziehungsweise Stadtstaaten 
möglichst ausgeglichen werden sollten. Es wurden 
die Bildungspläne von Bayern, Berlin/Branden­
burg, Bremen, nordrhein-Westfalen und thürin­
gen untersucht. Dabei wurden alle Schularten 
und Stufen berücksichtigt, allerdings mit einem 
Schwerpunkt auf fächerübergreifende Kompe­
tenzen beziehungsweise Rahmenlehrpläne sowie 
auf den Bildungsplänen der Fächer Sachkunde, 
Politik, Sozialwissenschaft, Gesellschaftswissen­
schaften (je nach Bundesland existieren andere 
Bezeichnungen). So entstand ein Korpus von 75 
Dokumenten für die genannten Bundesländer.346 
teilweise umfassen die untersuchten Bildungsplä­
ne auch die Fächer Erdkunde, Geschichte, etc. Un­
tersucht wurde zunächst, ob und wie die Begriffe 
beziehungsweise Konzepte von „Diskriminierung“, 
„Gleichberechtigung“ und „Stereotyp“ aufgenom­
men werden. Diese Begriffe können in den arti­
keln zum Menschenrecht auf Bildung in Kapitel 4 
als prominent identifiziert und dem themenfeld 
Diskriminierung eindeutig zugeordnet werden. 
342 BayEUG, artikel 1.
 




345 SchulG Sachsen, §1.
 
346 Die Dokumente wurden alle am 31. 05. 2016 abgerufen.
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Zunächst zur häufigkeit der Begriffe beziehungsweise Konzepte: 347 Der 
Begriff „Gleichberechtigung“ wird 32mal erwähnt (häufig in Verbindung mit 
Gleichberechtigung der Geschlechter), „Diskriminierung“ 17mal und „Stereo­
typ“ 11mal. Ins Verhältnis gesetzt zu 75 Dokumenten mit einem Umfang von 
bis zu 200 Seiten pro Dokument muss konstatiert werden, dass die themati­
sierung nur punktuell geschieht. 
Zum Vorkommen je nach Bundesland ist auffällig, dass in zwei Bundesländern 
die thematik beziehungsweise die Begriffe nur in jeweils zwei Dokumenten 
aufgenommen werden. Bei den anderen Bundesländern behandeln ein Drittel 
bis zu sämtliche Bildungspläne beziehungsweise Referenzrahmen das thema, 
wenn auch in unterschiedlichem ausmaß: 
Tabelle 1: Thematisierung von Diskriminierung/Gleichberechtigung/Stereoty­
pen je nach Bundesland, aufgeschlüsselt nach Anzahl Dokumenten und Anzahl
relevanter Fundstellen 
Gesamtanzahl Anzahl relevanter Anzahl relevanter
Dokumente Dokumente Fundstellen 
Bayern 35 9 10 
Berlin-Brandenburg 10 10 21 
Bremen 7 2 2 
nRW 12 8 16 
thüringen 11 2 2 
Die folgende tabelle zeigt die Verteilung je nach Jahrgangsstufen.348 Insge­
samt scheint das thema weniger häufig in der Grundschule und in der Ober­
stufe vorzukommen, je nach Bundesland ist die Verteilung allerdings sehr 
unterschiedlich. Fast alle Bundesländer thematisieren Gleichberechtigung in 
den jahrgangsstufen-übergreifenden Rahmenlehrplänen. Interessant ist etwa 
die Verankerung der thematik im „Referenzrahmen Schulqualität“: Dort heißt 
es nicht nur allgemein „Die Schule nutzt die Vielfalt an der Schule bei der Ge­
staltung des Schullebens/Die Schule lässt keine Form der ausgrenzung oder 
Diskriminierung zu“349, sondern auch: „Die leistungsbewertung […] erfolgt in 
einer potenzialorientierten und nicht diskriminierenden Form“.350 
347 Dabei wurden identische textbausteine nur einmal gewertet. neben „Gleichberechtigung“ wurde auch „gleichberechtigt“, neben „Diskrimi­
nierung“ auch „diskriminiert“ berücksichtigt. Wurden diese Begriffe in offenbar anderem Kontext gebraucht, blieben sie unberücksichtigt 
(etwa, wenn Fächer „gleichberechtigt“ unterrichtet oder wenn ein „diskriminierendes hörverstehen“ entwickelt werden soll). „Relevant“ in 
tabelle 1 bedeutet dementsprechend, dass die Begriffe in einem Gleichberechtigungs- oder Diskriminierungskontext gebraucht werden. 
348 Dabei wurden Rahmenlehrpläne, die für ganze Schularten oder schulartenübergreifend gelten, in die letzte Spalte einsortiert. Gelten 
Bildungspläne jedoch zum Beispiel für die Stufen 7–10, wurden sie sowohl zu „Jg. 7–8“ als auch zu „Jh. 9–10“ einsortiert, weshalb es zu 
Doppelzählungen im Vergleich mit der vorigen tabelle kommt. 
349 Ministerium für Schule und Weiterbildung des landes nordrhein-Westfalen (2015) (Referenzrahmen Schulqualität nRW), S. 43. 
350 Ministerium für Schule und Weiterbildung des landes nordrhein-Westfalen (2015) (Referenzrahmen Schulqualität nRW), S. 27. 
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Tabelle 2: Thematisierung von Diskriminierung/Gleichberechtigung/Stereoty­
pen je nach Jahrgangsstufe 
Jg. 1–4 Jg. 5–6 Jg. 7–8 Jg. 9–10 Jg. 11–13 
übergrei­
fend 
Bayern 1 1 3 5 0 2 
Berlin-
Brandenburg 2 5 2 5 2 7 
Bremen 1 0 0 0 0 1 
nRW 1 5 7 5 5 3 
thüringen 0 1 1 1 0 0 
Gesamt 5 12 13 16 7 13 
Die folgenden zwei textstellen sind Beispiele, wie das Ziel der gleichberech­
tigten teilhabe als Querschnittsaufgabe in Rahmenplänen beziehungsweise 
als textbausteine in mehreren Bildungsplänen der Fächer aufgegriffen wird: 
„Die individuelle Vielfalt der lernenden im hinblick auf persönliche, sozio­
kulturelle und ethnische hintergründe sowie unterschiedliche lebenswelten 
sind ein wichtiger ausgangspunkt für die Planung des Unterrichts. […] Damit 
fördert der Unterricht die Stärken unterschiedlicher Persönlichkeiten und 
nutzt diese für das individuelle lernen ebenso wie für die Demokratiebildung 
in einer von Vielfalt geprägten Gesellschaft. Die gleichberechtigte teilhabe 
am gesellschaftlichen leben, unabhängig von ethnischer und kultureller 
herkunft, sozialem und wirtschaftlichem Status, Geschlecht und sexueller 
Orientierung, alter und Behinderung sowie Religion und Weltanschauung, bil­
det sowohl die Basis für die Unterrichtspraxis als auch einen zentralen Inhalt 
im Sinne des inklusiven lernens“.351 
„Die Grundschule wirkt am gesellschaftlichen auftrag zur Umsetzung von 
Inklusion mit. alle Kinder, gleich welcher herkunft, Kultur, Sprache, Religion, 
Weltanschauung, Begabung und welchen Geschlechts, haben ein Recht auf 
gemeinsame und bestmögliche Bildung sowie gleichberechtigte teilhabe. Die 
dadurch gegebene Vielfalt in jeder Klasse und Schule stellt eine Bereicherung 
und Ressource dar. […] Das gemeinsame leben und lernen orientiert sich an 
den individuellen Interessen, Stärken sowie lern- und Entwicklungsbedürfnis­
sen der Schülerinnen und Schüler und berücksichtigt die jeweiligen kulturel­
len, religiösen, sprachlichen oder sozialen hintergründe“352. 
351 landesinstitut für Schule und Medien Berlin-Brandenburg im auftrag der Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Wissenschaft 
(Berlin) und des Ministeriums für Bildung, Jugend und Sport land Brandenburg; (teil C. Sozialwissenschaften/Wirtschaftswissenschaft. 
Wahlpflichtfach. Jahrgangsstufen 9/10), S. 13; sowie landesinstitut für Schule und Medien Berlin-Brandenburg im auftrag der Senats­
verwaltung für Bildung, Jugend und Wissenschaft (Berlin) und des Ministeriums für Bildung, Jugend und Sport land Brandenburg (teil C. 
Politische Bildung. Jahrgangsstufen 7–10), S. 21. 
352 Bayerisches Staatsministerium für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst (2014) (Bayern lehrplan PlUS. Bildungs- und Erziehungs­
auftrag der Grundschule), S. 20. 
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Positiv hervorzuheben ist hier die Breite an Diskri­
minierungsdimensionen, die benannt werden, die 
Perspektive auf Vielfalt als Stärke oder Ressource 
und die Berücksichtigung individueller Vorausset­
zungen und Interessen. Die Zielbeschreibung als 
solche ist klar und durchaus übereinstimmend mit 
den aus dem Menschenrecht aus Bildung abgelei­
teten Bildungszielen. Jedoch muss an den einzel­
nen Inhalten und Methoden auch deutlich werden, 
wie diese Zielsetzung umgesetzt werden kann, 
Rahmenlehrpläne und Fachcurricula beziehungs­
weise Bildungspläne müssen ineinandergreifen – 
und dies muss sich wiederum in der Umsetzung 
an den einzelnen Schulen widerspiegeln. 
Wie dies geschehen kann, zeigt etwa ein Kern­
lehrplan für Sozialwissenschaften und Sozialwis­
senschaften/Wirtschaft der Oberstufe. Unter der 
Überschrift „Verfahren sozialwissenschaftlicher 
Erkenntnis- und Ideologiekritik“ heißt es dort 
neben einer Reihe weiterer Punkte: die Schüler_in­
nnen „ermitteln typische Versatzstücke ideologi­
schen Denkens (u. a. Vorurteile und Stereotypen, 
Ethnozentrismen, Chauvinismen, Rassismus, 
Biologismus)“353. 
Dass die thematik keineswegs zu komplex ist, um 
auch in relativ jungem alter und/oder in Förder­
schulen berücksichtigt zu werden, zeigt das fol­
gende Beispiel: Der lehrplan für den Bildungsgang 
zur lernförderung führt für Sachkunde das thema 
„Menschen- und Grundrechte“ die folgenden 
lernziele/Inhalte unter der Überschrift „alle Men­
schen sind gleich“ aus: „Gleichberechtigung von 
Jungen und Mädchen erörtern. Reichtum und ar­
mut in der Gesellschaft vergleichen. Unterschied­
lichkeiten der Kinder in aussehen, abstammung 
und lebensweise betrachten und vergleichen.“ 354 
als „hinweise“ werden aufgeführt: „Rollenspiele 
und Rollentausch. Reiche sind keine besseren 
Menschen! hautfarbe und abstammung sagen 
nichts über den Wert eines Menschen aus!“355 
Zwar wird hier die Gleichberechtigung der Ge­
schlechter ausschließlich binär verstanden (siehe 
auch unten) und die hinweise sind größtenteils 
aussagen, bei denen unklar ist, wie die Schüler_ 
innen dazu gebracht werden können, diese ohne 
Überwältigung für sich anzunehmen. Zudem kann 
der letzte Satz des Zitats so verstanden werden, 
als hätten die Menschen durchaus unterschiedli­
che Wertigkeit. Dennoch wird deutlich, dass die 
thematik auch mit einfachen aussagen verständ­
lich vermittelt werden kann. 
Die oben kurz erwähnte vorherrschende Konno­
tation von „Gleichberechtigung“ mit Geschlecht 
zeigt sich in der auswertung der thematisierten 
Diskriminierungsdimensionen (siehe folgende ta­
belle). Dies ist angesichts der analyse der Schul­
gesetze (vgl. Kapitel 6.3) nicht überraschend, denn 
auch dort ist Geschlecht die am prominentesten 
vertretene Dimension in den Bildungszielen zum 
thema Gleichberechtigung. 
353 Ministerium für Schule und Weiterbildung des landes nordrhein-Westfalen (2014) (Kernlehrplan für die Sekundarstufe II Gymnasium/ 
Gesamtschule. Sozialwissenschaften und Sozialwissenschaften/Wirtschaft), S. 42, sowie identisch auf S. 63, 73, 98. 
354 thüringer Kultusministerium (2001) (lehrplan für den Bildungsgang zur lernförderung. Erprobungsfassung. Klassenstufen 5/6), S. 78. 
355 thüringer Kultusministerium (2001) (lehrplan für den Bildungsgang zur lernförderung. Erprobungsfassung. Klassenstufen 5/6), S. 78. 





Tabelle 3: Benannte Diskriminierungsdimensionen 
Dimension Anzahl Fundstellen Anzahl Dokumente 
Geschlecht 33 19 
Kultur 24 14 
sozioökonomische herkunft 12 7 
Religion/Weltanschauung 12 10 
sexuelle Orientierung 11 8 
Behinderung 8 7 
alter 7 6 
Familienformen/lebensformen 6 5 
Ethnie 6 5 
Rassismus 6 6 
Sprache 5 5 
Begabung 3 3 
trans* 2 2 
Inter* 2 2 
politische anschauung 1 1 
Die reine Erwähnung sagt natürlich noch nichts darüber aus, wie die the­
men und auch die Diskriminierungsdimensionen behandelt werden. Für die 
Kategorie Geschlecht bleibt an manchen Stellen unklar, ob Geschlecht binär 
gedacht wird.356 Relativ häufig ist von „Jungen und Mädchen“ oder „Frauen 
und Männern“ die Rede, Inter* und trans* finden explizit nur an zwei Stellen 
Erwähnung: „Die Schule fördert die akzeptanz von gleichgeschlechtlichen 
lebensweisen sowie von transsexuellen und intersexuellen Menschen“.357 
„Und: hierbei gilt das Prinzip des Gender Mainstreaming, d. h., dass in un­
terschiedlichen lebenssituationen die Interessen von Frauen, Männern und 
Menschen mit weiteren Geschlechtsidentitäten bei allen Entscheidungen 
auf allen gesellschaftlichen Ebenen zu berücksichtigen sind und das Ziel der 
freien Entfaltung der Persönlichkeit unabhängig vom Geschlecht, von der 
Geschlechtsidentität und vom Geschlechtsausdruck verfolgt wird“.358 
356 Etwa bei den beiden zuvor zitierten textstellen (landesinstitut für Schule und Medien Berlin-Brandenburg im auftrag der Senatsverwaltung 
für Bildung, Jugend und Wissenschaft (Berlin) und des Ministeriums für Bildung, Jugend und Sport land Brandenburg (teil C. Sozialwis­
senschaften/Wirtschaftswissenschaft); Bayerisches Staatsministerium für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst (2014) (Bayern 
lehrplan PlUS, Bildungs- und Erziehungsauftrag der Grundschule). 
357 Ministerium für Schule und Weiterbildung des landes nordrhein-Westfalen (2015) (Referenzrahmen Schulqualität), S. 50. 
358 landesinstitut für Schule und Medien Berlin-Brandenburg im auftrag der Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Wissenschaft (Berlin) 
und des Ministeriums für Bildung, Jugend und Sport land Brandenburg (teil B: Fächerübergreifende Kompetenzen Jg. 1–10), S. 30. 
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Die explizite Erwähnung macht es wahrschein­
licher, dass die oft vernachlässigten Merkmale 
trans* und Inter* tatsächlich berücksichtigt 
werden, jedoch ist auch hier entscheidend, dass 
die Zielbeschreibungen konkret in den Inhalten 
und Methoden Eingang finden. Ein solches In­
haltsfeld, bei denen das Diskriminierungsmerkmal 
Geschlecht relativ häufig vorkommt, sind Rollener­
wartungen sowie arbeits- und Berufswelt (siehe 
auch die folgende tabelle). hier wird deutlich, wie 
die thematisierung der Geschlechtergerechtigkeit 
an konkreten Inhalten festgemacht werden kann, 
noch dazu im Bereich der Berufswahl, von der die 
Schüler_innen unmittelbar betroffen sind und die 
auswirkungen auf ihr späteres leben hat.359 
Die zweithäufigste Diskriminierungsdimension ist 
die der Kultur. auch hier zeigt ein Beispiel, dass 
die Verschränkung mit Inhalten trotz sehr knap­
per Darstellung gelingen kann. Für das lernfeld 
„Europa und Welt“ im Sachunterricht der Grund­
schule heißt es: „stereotype Vorstellungen über 
Menschen aus anderen Kulturen hinterfragen“.360 
Problematisch kann es allerdings werden, wenn 
bei dieser aussage ausgeblendet wird, dass sich 
Schüler_innen selbst als „Menschen aus anderen 
Kulturen“ verstehen können (siehe Kapitel 6.5). 
anhand welcher weiterer Inhalte oder benachbar­
ter Konzepte das thema Diskriminierung/Gleich­
berechtigung in den Bildungsplänen konkretisiert 
wird, zeigt die folgende tabelle.361 
359 Vgl. dazu auch CEDaW/C/DEU/CO/6 , Ziffern 35–36. 
360 Der Senator für Bildung und Wissenschaft, Freie hansestadt Bremen (2007) (Sachunterricht. Bildungsplan für die Primarstufe), S. 13. 
361 Die Codes entstanden in einer deduktiven Vorgehensweise bei Durchsicht der textstellen mit den benannten Begriffen. Es werden nur die 
Begriffe gelistet, die mindestens zweimal vorkommen. 
  
 Tabelle 4: Begriffe und Konzepte, in deren Beschreibung „Gleichberechtigung“, 
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Code Alle Codings Dokumente 
Vielfalt 18 12 
Demokratie 14 13 
Partizipation 10 7 
Gewaltprävention/Konfliktlösung 9 5 
Menschenrechte 8 6 
Grundgesetz 6 5 
Solidarität 6 5 
Rechte/Pflichten 5 4 
Menschenwürde 4 3 
arbeit/Berufswahl 4 4 
teilhabe 4 4 
Ideologie/Ideologiekritik 4 4 
nS-Zeit 3 3 
Zuschreibungen 3 2 
Konsum/nachhaltige Entwicklung/ 3 3 
Internationale Zusammenarbeit 
Kinderrechte 3 2 
Inklusion 3 3 
Zivilcourage 2 2 
Manche der Begriffe sind eher abstrakt und illustrieren zum Beispiel, dass ne­
ben Diskriminierung auch gesellschaftliche Vielfalt angesprochen wird, oder 
dass Diskriminierungsschutz als Voraussetzung für gelingende Demokratie 
und Partizipation beziehungsweise teilhabe gelten kann. andere Begriffe 
zeigen Möglichkeiten auf, die thematik in verschiedenen Inhaltsfeldern zu 
behandeln: neben arbeit/Berufswahl (s. o.) sind hier die Zeit des nationalso­
zialismus, aber auch Kinderrechte und Konsum/nachhaltige Entwicklung/ 
Internationale Zusammenarbeit benannt. 
Zu letzterem themenfeld beschreibt ein Bildungsplan für die Jahrgangsstufe
5/6 das thema „Mode und Konsum – mitmachen um jeden Preis?“ wie folgt:
„Im Übergang von der Kindheit zur Pubertät setzen sich Schülerinnen und
Schüler in der Regel intensiv und mit wachsendem Interesse mit ihrem äußeren
und auch mit Fragen der Mode auseinander. […] Das themenfeld knüpft an
diese Erfahrungen an und thematisiert, ausgehend vom eigenen Modebewusst­
sein, die Frage nach nutzen, Sinn und Wirkung von Kleidung in verschiedenen
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Zeiten und Räumen. […] Mit der thematisierung des
Produktionswegs werden Fragen der nachhaltigkeit
und sozialen Gerechtigkeit aufgegriffen. hier bietet
sich die Erarbeitung anhand eines Produkt-Fallbei­
spiels (zum Beispiel Jeans) an, um komplexe Zusam­
menhänge aufzuzeigen und die Schülerinnen und
Schüler für die globalen auswirkungen auch ihres
Kaufverhaltens zu sensibilisieren. als übergreifende
themen spielen Verbraucherbildung, nachhaltige
Entwicklung/leben in globalen Zusammenhängen,
Kulturelle Bildung, Gleichstellung und Gleichberech­
tigung der Geschlechter (Gender Mainstreaming)
und Bildung zur akzeptanz von Vielfalt (Diversity)
eine Rolle. […] Inhalte: anpassung und eigener Stil
(Gruppe und Identität)/Mode in verschiedenen
Zeiten: was Männer und Frauen, arme und Reiche
tragen (zum Beispiel Kleiderordnungen und Kon­
ventionen im Mittelalter, in der preußischhöfischen
Gesellschaft)/nutzen von Kleidung in verschiede­
nen naturräumen (früher und heute)“362. 
hier zeigt sich durchaus kreatives Potenzial, wie 
Erwartungen an Kleidung je nach Geschlecht, aber 
auch je nach „Kultur“ oder sozioökonomischer 
herkunft („arme und Reiche“) thematisiert wer­
den können. Gleichzeitig wird aber deutlich, dass 
es besonderer Kompetenz und Engagement der 
lehrkraft bedarf, nicht auf der individuellen Ebene 
zu verharren, sondern auch gesellschaftlichen Er­
wartungsdruck sowie strukturelle Diskriminierung 
(etwa in Bezug auf religiös konnotierte Kleidung 
und Berufswünsche) zu erörtern. Deshalb müssen 
diese themen noch expliziter in den Bildungsplä­
nen aufgenommen werden. 
In der obigen tabelle zeigt sich auch, dass Men­
schenrechte im Zusammenhang von Diskrimi­
nierung/Gleichberechtigung/Stereotypen nur in 
ausnahmefällen thematisiert werden. Und selbst 
wenn sie erwähnt werden, stehen sie häufig 
eher nebeneinander als dass deutlich wird, dass 
Diskriminierung als Verstoß gegen die Menschen­
rechte zu werten ist.363 
als positives Gegenbeispiel ist die folgende text­
stelle zu benennen: 
„achtung vor der Würde jedes Menschen und
anerkennung der Menschenrechte sind Vorausset­
zungen für ein menschenwürdiges Zusammenle­
ben. Die Kenntnis der allgemeinen Erklärung der
Menschenrechte und der Konvention zum Schutz
der Menschenrechte und Grundfreiheiten, der aus­
sagen des Grundgesetzes hierzu sowie von Beispie­
len für den Kampf um Menschenrechte ist notwen­
dig, doch reicht bloßes Wissen keineswegs aus. In
der Schule und im alltäglichen Verhalten zwischen
Buben und Mädchen, Jungen und alten, Gesun­
den, Kranken und hilfsbedürftigen, Menschen aus
verschiedenen sozialen Gruppen, ländern, Kultur­
kreisen und Religionen kann eingeübt werden, was
die achtung vor der Würde des Menschen praktisch
bedeutet: hinhören und Eingehen auf den anderen,
Umgang mit eigenen und mit fremden Vorurtei­
len, Vertreten eigener Meinungen, Wahrnehmen
und Bekämpfen von Diskriminierungen. So kann
das Bewusstsein dafür wachsen, dass Menschen,
wo immer sie leben, den gleichen anspruch auf
menschliche Würde und Freiheit haben“364. 
auch wenn es hier an geschlechtersensibler Sprache
mangelt, nur „Buben und Mädchen“ vorkommen
sowie die Erwähnung weiterer Un-Konventionen
(neben aEMR und EMRK als „Konvention zum Schutz
der Menschenrechte und Grundfreiheiten“) wün­
schenswert wäre: Der Zusammenhang von Diskri­
minierung und Menschenrechten wird sehr deutlich.
Zugleich wird die unmittelbare Erfahrungswelt der
Schüler_innen angesprochen und aktives handeln
zum Diskriminierungsschutz beziehungsweise Men­
schenrechtsschutz gefördert.
362 landesinstitut für Schule und Medien Berlin-Brandenburg im auftrag der Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Wissenschaft (Berlin) 
und des Ministeriums für Bildung, Jugend und Sport land Brandenburg (teil C Gesellschaftswissenschaften. Jahrgangsstufen 5/6), S. 34. 
363 Vgl. beispielsweise landesinstitut für Schule und Medien Berlin-Brandenburg im auftrag der Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und 
Wissenschaft (Berlin) und des Ministeriums für Bildung, Jugend und Sport land Brandenburg (teil B Fachübergreifende Kompetenzent­
wicklung), S. 26. 
364 Staatsinstitut für Schulqualität und Bildungsforschung München (2004) (Mittelschule: Kapitel II. Fächerübergreifende und fachbezogene 
Unterrichts- und Erziehungsaufgaben), S. 16–17. In einer ähnlichen art beschreibt den Zusammenhang auch: Staatsinstitut für Schulquali­
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Schließlich ist noch relevant, mit welchen Methoden die thematik im Unterricht
beziehungsweise Schulalltag umgesetzt werden soll. Dazu gibt die folgende tabelle
hinweise: 365 
Tabelle 5: Methoden, die bei den Konzepten „Gleichberechtigung“,
„Diskriminierung“ und „Stereotype“ erwähnt werden 
Code Alle Codings Dokumente 
Reflexion (allgemein) 14 6 
Reflexion zu Identität 12 8 
Rollenspiel/szenisches Spiel 11 5 
Rollenerwartungen 10 9 
Reflexion und abbau von Vorurteilen 10 8 
Biografiearbeit 9 7 
Perspektivwechsel/Empathie 9 7 
Sensibilisierung 8 6 
Reflexion und Diskussion von Werten 8 7 
anknüpfen an die unmittelbare Erfahrungswelt 7 6 
Vergleichen 7 4 
Medienanalyse 7 4 
Wahrnehmen und bekämpfen, ächten 6 3 
Erörtern/diskutieren/erläutern/kritisch analysieren 6 5 
Besuch von Museum/Gedenkstätte/Beratungsstelle 6 4 
thematisierung innerhalb der Schulkultur/ganzen Schule 6 5 
„normal“ in Frage stellen/Stereotype hinterfragen 5 3 
Projektarbeit 4 3 
Selbstwirksamkeit erfahren 4 3 
Gemeinsame Regeln erarbeiten 3 2 
Zum Eintreten ermutigt/bestärkt werden 3 3 
Sensible Sprache fördern 3 1 
Interviews führen 3 2 
Mechanismen untersuchen 3 2 
365 Die Codes entstanden in einer deduktiven Vorgehensweise bei Durchsicht der textstellen mit den benannten Begriffen. Es werden nur die 
Begriffe gelistet, die mindestens dreimal vorkommen. Dabei wurden die relativ häufigen Begrifflichkeiten, die auf reine Wissensvermittlung 
beziehungsweise Wiedergabe hindeuten (etwa „beschreiben“), vernachlässigt. 
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hier zeigen sich Kreativität und Vielfältigkeit, 
mit der die thematik Diskriminierung/Gleichbe-
rechtigung/Stereotype behandelt werden kann. 
auffällig ist, dass neben Reflexion auch Identität 
und Rollenerwartungen zahlreich erwähnt werden, 
was durchaus mit dem häufigen Vorkommen der 
Kategorie Geschlecht zusammenhängt. Dennoch 
ist positiv zu bewerten, dass hier die Schüler_in­
nen eine deutliche Subjektstellung einnehmen. 
Begriffe wie „Sensibilisierung“, „Perspektivwech­
sel/Empathie“, „Reflexion und Diskussion von 
Werten“ und „normal in Frage stellen/Stereotype 
hinterfragen“ deuten darauf hin, dass auch die 
Einstellungsebene berücksichtigt wird. Soll jedoch 
das Bildungsziel „Diskriminierung abbauen“ er­
reicht werden, muss wesentlich häufiger vermittelt 
werden, Diskriminierung „wahrzunehmen und zu 
bekämpfen, zu ächten“ „gemeinsame Regeln zu 
erarbeiten“, beziehungsweise „zum Eintreten (für 
die Menschenrechte/Gleichberechtigung) ermu­
tigt/bestärkt zu werden“, um auch die handlungs­
ebene beziehungsweise das lernen für Menschen­
rechte deutlicher abzudecken. Grundsätzlich muss 
die thematik wesentlich stärker in den Bildungs­
plänen verankert werden. 
Das Deutsche Institut für Menschenrechte 
empfiehlt
den Bildungsministerien der Bundesländer, die 
Bildungspläne daraufhin zu überarbeiten, dass 
die thematik Diskriminierung wesentlich stär­
ker verankert wird, sowohl fächerübergreifend 
als auch in den sozial-/gesellschaftswissen­
schaftlichen Fächern und für alle Schularten 
und Jahrgangsstufen. neben allgemeinen Quer­
verweisen sollen konkrete hinweise gegeben 
werden, wie die thematik in verschiedenen 
Inhalten behandelt werden kann. Der Zusam­
menhang von Diskriminierungsschutz und 
Menschenrechten ist zu erläutern und sämtliche 
Diskriminierungsdimensionen zu berücksichti­
gen. Schließlich ist darauf zu achten, dass neben 
der Wissensvermittlung auch Einstellungen re­
flektiert und Fähigkeiten gefördert werden, sich 
gegen Diskriminierung und für Menschenrechte 
einzusetzen. 
6.5 Diskriminierungsabbau
in Lehr- und Lernmaterialien
und Schulgeschehen: Päda­
gogik der Vielfalt statt dis­
kriminierender Darstellung
gefordert 
neben der Verortung des Bildungsziels Diskrimi­
nierungsabbau in Schulgesetzen und Bildungsplä­
nen ist natürlich die Umsetzung in lehr- und lern­
materialien sowie im Schulalltag zu untersuchen. 
Diese soll nach den Inhalten des Menschenrechts 
auf Bildung partizipativ und inklusiv (im Sinne von 
sensibel in Bezug auf Vielfalt) sein. Bewusstseins­
bildung, Reflexion sowie Förderung von Dialog 
sollen dazu beitragen, stereotype auffassungen zu 
vermindern (vgl. Kapitel 4.3). 
als Beispiel für eine pädagogische Umsetzung die­
ser Ziele sei auf den von annedore Prengel gepräg­
ten Begriff der Pädagogik der Vielfalt verwiesen.
In diesem Konzept stellt sie die Gemeinsamkeiten
von Interkultureller Pädagogik, Feministischer Päd­
agogik und Integrations- beziehungsweise Inklusi­
onspädagogik heraus, um sich einer allgemeinen
Pädagogik der Vielfalt zu nähern: Diese kritisiert
die Entwertung des ‚anderen‘ und fordert den ab-
bau von herrschaft, Privilegien und Vorstellungen
von höherwertigkeit. Dieser abbau ist als Prozess
zu sehen, nicht als direkt erreichbares Ziel. Eine
solche Pädagogik der Vielfalt bedarf nach Prengel
der egalitären Differenz – der Gleichwertigkeit
aller bei gleichzeitiger anerkennung von Differenz.
Dieses Konzept geht von einer gegenseitigen Be­
einflussung kultureller lebensweisen aus und ist
sich bewusst, dass die Wahrnehmung differenter
Erfahrungen immer fragmentarisch bleiben muss.
Wichtig in einer solchen Pädagogik sind unter
anderem der Zusammenhang von Gleichheit und
Freiheit, die Selbstachtung und anerkennung der
anderen (als Zusammenhang von eigenen Rechten
und den Rechten anderer), Prozesshaftigkeit, Di­
daktik des offenen Unterrichts sowie die anerken­
nung von Verschiedenheit und Gleichberechtigung
als institutionelle aufgabe.366 
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Relevant sind in diesem Zusammenhang auch 
partizipative Bildungsprozesse (siehe auch Kapi­
tel 6.2 zur Verankerung von Partizipationsrechten). 
aus pädagogisch-didaktischer Perspektive sollte 
in der Umsetzung von Partizipationsrechten die 
Macht der lehrer_innen nicht verleugnet, sondern 
das hierarchiegefüge reflektiert und thematisiert 
werden. neben der Vergabe von Schulnoten und 
somit von Chancen spielen auch verbale Eloquenz, 
eine (nicht-)anerkennung der Kinderkultur und all­
gemein die Interaktionsprozesse eine wesentliche 
Rolle. Ebenso gilt es kritisch zu beobachten, wer 
sich an partizipativen Prozessen beteiligt und wer 
nicht – in anderen Worten: wie inklusiv Partizipati­
on gelingt.367 In Bezug auf (Partizipations-)Rechte, 
gilt es, ein verbreitetes Empfinden einer Spaltung 
entgegenzuwirken: Ein ‚Mehr‘ an Rechten für 
Kinder und Jugendliche bedeutet eben nicht ein 
‚Weniger‘ an Rechten für Erwachsene. Sie sollten 
sich vielmehr als Dialogpartner in einer pädagogi­
schen Beziehung sehen, die von anerkennung und 
einem Bemühen um den abbau von Diskriminie­
rung geprägt ist.368 
Von inklusiver Pädagogik und inklusiven Methoden 
wird häufig im Zusammenhang mit der Un-Be­
hindertenrechtskonvention mit Fokus auf die 
Diskriminierungsdimension der Behinderung oder 
Beeinträchtigung gesprochen. Für die konkrete 
Umsetzung bieten sich dabei Unterrichtskonzepte 
an, die allen lernenden teilhabe und aktivität in 
einem barrierefreien Unterricht ermöglichen.369 
Die Un-Behindertenrechtskonvention verpflichtet 
die Vertragsstaaten zur Bereitstellung von „Bil­
dung in den Sprachen und Kommunikationsformen 
und mit den Kommunikationsmitteln, die für den 
Einzelnen am besten geeignet sind“370. auch die 
Kultusministerkonferenz erkennt die gegebenen­
falls notwendige anpassung von lehr- und lern­
medien sowie sonstige hilfen als Bestandteil von 
Barrierefreiheit im Bildungsbereich an.371 Diese 
anpassung kann sich auf optische oder akustische 
Gestaltungsprinzipien beziehen. auch der Einsatz 
technischer hilfsmittel bis hin zur anpassung 
sprachlicher Inhalte können angemessene Wege 
sein, Barrierefreiheit im Unterricht umzusetzen. In 
solch inklusiven lernarrangements kommt der in­
dividuellen lernplanung und -förderung besondere 
Bedeutung zu, weshalb das Prinzip der Binnendif­
ferenzierung372 in diesem Zusammenhang beson­
ders relevant ist. Zieldifferenzierter Unterricht 
ist nach gegenwärtigem Stand des deutschen 
Schulrechts in fast allen ländern – zum teil mit 
bestimmten Einschränkungen – grundsätzlich 
möglich.373 Die notwendigkeit flexibel und ange­
messen auf die lerngruppe reagieren zu können, 
bedeutet für die Unterrichtsplanung, neben der 
grundsätzlichen didaktischen Konzeptionierung 
auch personelle Überlegungen mit einzuschließen. 
Das Prinzip, flexibel auf die lerngruppe zu re­
agieren und auf individuelle Voraussetzungen 
einzugehen, gilt natürlich nicht nur in Bezug auf 
Schüler_innen mit Behinderungen beziehungswei­
se Beeinträchtigungen, sondern für die gesamte 
lerngruppe und für alle arten von lerngruppen. 
Um das Ziel des Diskriminierungsabbaus zu 
verwirklichen, gilt es aber nicht nur, die lehr- und 
lernmethoden entsprechend anzupassen, also 
Vielfalt implizit zu berücksichtigen, sondern auch, 
Vielfalt und Gleichberechtigung explizit als Inhal­
te zu thematisieren. Ein sinnvoller Bezugspunkt 
hierbei ist die Menschenwürde, was jedoch nicht 
als Belehrung funktionieren kann, wie heiner 
Bielefeldt ausführt: „Die achtung aber kann nicht 
von außen geschaffen, geschweige denn erzwun­
gen, sondern nur ‚erweckt‘ und sodann kultiviert 
werden. Dies wiederum kann nur geschehen in 
einer Bildungspraxis, die ihrerseits die achtung vor 
der sich entfaltenden Mündigkeit der Menschen 
zur leitenden Maxime erhebt“374. analoges gilt laut 
Ulrike hormel und albert Scherr für die Idee der 
367 Vgl. Reitz (2015); Prengel (2016a), insbesondere S. 61. 
368 Vgl. hinderer (2015), der allerdings nicht den abbau von Diskriminierung explizit, sondern allgemein die achtung von Menschen- und 
Kinderrechten thematisiert. 
369 Vgl. heimlich/Kahlert (2012), S. 173. 
370 CRPD, artikel 24, absatz 3. 
371 Vgl. Sekretariat der Ständigen Konferenz der Kultusminister der länder in der Bundesrepublik Deutschland (2011), S. 8. 
372 Vgl. Fuchs et al. (2014b), insbesondere S. 112. Sowie: heyer (2009), S. 193. 
373 Vgl. Mißling/Ückert (2014), S 35. 
374 Bielefeldt (2004), S. 26. 
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Gleichberechtigung, die nicht als selbstverständ­
liche haltung vorausgesetzt werden könne, an die 
nur appelliert werden müsse.375 Diese Überlegun­
gen sind allerdings um eine menschenrechtsba­
sierte Perspektive zu ergänzen: auch wenn nicht 
vorausgesetzt werden kann, dass alle Beteiligten 
sich persönlich der Idee der Menschenwürde oder 
der Gleichberechtigung moralisch verpflichtet 
fühlen, muss vermittelt werden, dass diejenigen, 
die von Diskriminierung betroffen sind, durch die 
Menschenrechte „im guten Recht“ sind, wenn sie 
Diskriminierungsschutz einfordern. Ebenso muss 
vermittelt werden, dass die sogenannten Pflichten-
träger_innen, die im auftrag des Staates handeln 
(also auch lehrkräfte), verpflichtet sind, diesen 
anspruch zu schützen und gegen Diskriminierung 
vorzugehen. Dieser rechtebasierte ansatz im 
Unterschied zu rein moralischen appellen ist ein 
unverzichtbares Element, um Diskriminierungsab­
bau zu verwirklichen.376 
neben dem moralischen und dem rechtlichen
Charakter ist schließlich auch der politische Cha­
rakter der Menschenrechte zu berücksichtigen:
Menschenrechte sind auch als eine Folge von
Unrechtserfahrungen, politischen Kämpfen und
aushandlungen zu behandeln, womit ihre politi­
sche Dynamik und ihre Gestaltungsmöglichkeiten
stärker in den Blick genommen werden, als wenn
sie ausschließlich aus rechtlicher oder moralischer
Perspektive behandelt werden.377 Wichtig ist ferner,
dass Diskriminierung benannt und thematisiert
wird: Wenn eine auseinandersetzung mit instituti­
oneller und struktureller Diskriminierung sowie mit
Prozessen, die zu Diskriminierung führen, vermie­
den wird, können diese auch nicht reflektiert und
abgebaut werden, stattdessen besteht die Gefahr,
dass Stereotype gefestigt werden.378 
Dementsprechend dürfen bei der inhaltlichen thema­
tisierung von Vielfalt Macht beziehungsweise Privi­
legien nicht ausgeblendet werden. andernfalls kann
passieren, was Eske Wollrad wie folgt beschreibt:
„Weißsein [wird] als norm neutralisiert, indem es
nunmehr lediglich einen ‚Unterschied‘ bezeichnet,
aber keine ‚Macht‘position“379. Es gilt, Diskriminie­
rung in all ihren Formen zu erkennen, als solche zu
benennen und dazu befähigen, gegen sie vorzugehen.
Dies ist keineswegs trivial, zumal die verbreiteten 
lehrmaterialien selbst diskriminierend wirken 
können. aspekte wie Gender, Sprache, herkunft, 
Religion und Weltanschauung sowie Behinderun­
gen beziehungsweise Beeinträchtigungen sollen 
berücksichtigt werden, ohne dass es zur Repro­
duktion von Stereotypen oder einer Dichotomie 
‚wir – die anderen‘ kommt.380 Eine der wenigen 
Studien, die sich mit vielen verschiedenen Dis­
kriminierungsdimensionen in (allerdings öster­
reichischen) Schulbüchern beschäftigt, kommt 
zu dem Schluss: „Zwar wurde häufig darauf Wert 
gelegt, offene Diskriminierungen zu vermeiden 
und Rassismus abzulehnen. auch fixe Rollenbil­
der von Männern und Frauen wurden hinterfragt 
oder als nicht zwingend abgelehnt […]. [S]owohl in 
den texten als auch über die verwendeten Bilder 
wurden teilweise abwertende Diskurse weiterge­
führt: Von der Überlegenheit Europas und zum 
aussterben verurteilten ‚Indianern‘, dem Islam als 
totalisierender Kraft und einem afrika voller armut 
und Bürgerkrieg. Die unterschiedlichsten Regio­
nen, Religionsrichtungen und gesellschaftlichen 
Kontexte wurden vereinheitlicht […].“381 
Die Inhalte des Menschenrechts auf Bildung 
fordern nicht nur das Unterlassen von Diskrimi­
nierung, sondern auch unterstützende Inhalte 
und Methoden für die auseinandersetzung und 
Bewältigung. Christa Markom und heidi Weinhäupl 
argumentieren dazu: „Denn wer nur Begriffe und 
belastete Wörter aus den Büchern verbannt, wird 
nichts bewirken. Wer die Geschichte dieser Be­
griffe kennt und die damit zusammenhängenden 
Machthierarchien und Diskriminierungen, kann sie 
hinterfragen und in weiterer Folge auch Vorurtei­
le ansprechen und auflösen.“382 Die Materialien 
375 Vgl. hormel/Scherr (2004), S. 14. 

376 Vgl. Reitz/Rudolf (2014), S. 15–16, 21.
 
377 Vgl. Weyers (2016).
 
378 Vgl. Messerschmidt (2015), insbesondere S. 76.
 
379 Wollrad (2009), S. 418. hervorhebungen im Original in Kursivschrift.
 
380 Vgl. Fuchs et al. (2014b), insbesondere S. 112.
 
381 Markom/Weinhäupl (2007), S. 1.
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sollen idealtypisch die gesellschaftliche Vielfalt 
widerspiegeln – auch um allen lernenden eine 
Identifikation mit den Inhalten der lehrmittel zu 
ermöglichen – und eine Binnendifferenzierung 
anbieten.383 
Es existieren praktisch orientierte Materialien, die 
inklusive Pädagogik, vorurteilsbewusste Bildung, 
antidiskriminierungspädagogik, Diversity oder 
Social Justice-trainings mit menschenrechtsba­
sierten ansätzen kombinieren.384 Einige Projekte 
haben zum Ziel, möglichst diversity-sensible 
lehrmaterialien und aufgabenstellungen zu ent­
wickeln. Für Vielfalt in Bezug auf heimat, Flucht 
und asyl, Religion und Weltanschauung, sexuelle 
Identität, antiziganismus, antisemitismus und 
antirassismus etwa hat das Projekt „Zwischentö­
ne. Materialien für Vielfalt im Klassenzimmer“ des 
Georg-Eckert-Instituts für Schulbuchforschung 
eine Reihe von Modulen entwickelt.385 Es exis­
tiert eine Vielzahl weiterer handreichungen zu 
einzelnen themen, beispielhaft genannt sei eine 
handreichung für lehrkräfte zu dem themen Ge­
schlecht, Inter- und transidentität sowie sexuelle 
Orientierung. neben Reflexionsfragen zur eigenen 
haltung und zur Wahrnehmung von Geschlecht 
und Geschlechtsrollen gibt sie hinweise für den 
Umgang mit Schulbüchern, insbesondere wie In­
tersexualität und transsexualität thematisiert oder 
wie Geschlechtsstereotype hinterfragt werden 
können.386 
Für die Wahrung des menschenrechtlichen 
Diskriminierungsschutzes solcher lehr- und 
lernmaterialien ist zudem der konkrete Einsatz 
entscheidend. Jedoch scheinen gerade für den 
sozialwissenschaftlichen Bereich keine empiri­
schen Studien vorzuliegen, wie die lehrmittel von 
den lernenden verwendet werden.387 Unabhängig 
von der Verwendung der lehrmaterialien existiert 
auch sehr wenig empirisches Wissen zur achtung 
der Menschenrechte und zum Umgang mit Diskri­
minierung im Schulalltag. Deshalb wird im Folgen­
den stärker auf Falldarstellungen verwiesen, die 
den Umgang mit Diskriminierung(-serfahrungen) 
illustrieren. 
Für Interaktionen gilt festzuhalten, dass Diskrimi­
nierungen in zweifacher hinsicht wirken können: 
Zum einen als Verweigerung eines Rechts, zum 
anderen als aberkennen des gleichen Wertes der 
diskriminierten Person, was sich wiederum auf 
ihr Selbstwertgefühl und Selbstbild auswirken 
kann.388 Weiterhin können Stereotype über geringe 
intellektuellen Fähigkeiten der eigenen sozialen 
Gruppe einen negativen Einfluss auf die leistun­
gen haben. aber auch (niedrige) Erwartungen der 
lehrkräfte an Schüler_innen aus sozioökonomisch 
benachteiligten Familien und/oder von Minder­
heiten haben einen negativen Einfluss auf deren 
leistungen.389 
als Beispiel für interaktionelle Diskriminierungen 
in Bezug auf Schüler_innen mit Körperbehinderun­
gen kann die qualitative Studie von Katrin Uhrlau 
herangezogen werden, bei der die Erfahrungen 
von körperbehinderten Jugendlichen in weiterfüh­
renden Schulen retrospektiv erhoben wurden. Da­
bei werden als diskriminierend empfundene hand­
lungsweisen von Mitschüler_innen unter anderem 
benannt: anstarren; neid auf den nachteilsaus­
gleich bekunden; hänseln, ärgern und verspotten. 
Die folgenden handlungsweisen von lehrer_innen 
wurden als diskriminierend erlebt: mit der Ein­
zelfallhilfe kommunizieren und dabei das Kind 
übergehen; das Kind vor den Mitschüler_innen 
bloßstellen; alltägliche hilfen verweigern und den 
nachteilsausgleich verwehren. Über Schulleitun­
gen wurde unter anderem berichtet: das Kind 
unbegründet oder mit ausreden abweisen; nicht 
383 Vgl. Fuchs et al. (2014b), insbesondere S. 112. 
384 Vgl. Feige et al. (2016); hinz (o. J.) (Überlegungen, dort den Menschenrechtsansatz zu stärken, sind noch nicht veröffentlicht); liebscher 
et al. (2010); Reich (2014); landesinstitut für Schule und Medien Berlin-Brandenburg (lISUM) (2012); Die Bundeskoordination von Schule 
ohne Rassismus – Schule mit Courage (2016), etwa „lernziel Gleichwertigkeit“. 
385 Vgl. Georg-Eckert-Institut. 
386 Vgl. GEW – Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (2013); Die Initiative Intersektionale Pädagogik bei GlaDt e.V. in dem Projekt i-PäD 
im Rahmen der Initiative „Berlin tritt ein für Selbstbestimmung und akzeptanz Sexueller Vielfalt”; Kugler; Queerformat. 
387 Vgl. Fuchs et al. (2014c), insbesondere S. 104. 
388 Vgl. Erben (2009), S. 38. 
389 Vgl. Schofield (2006). 
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nach speziellen Bedarfen fragen; das Kind zur 
Imagepflege benutzen.390 Bei diesen listen wird 
deutlich, dass der Diskriminierungsbegriff nicht 
einheitlich gebraucht wird – entscheidend ist aber 
zunächst festzuhalten, dass diese handlungswei­
sen von den Betroffenen als diskriminierend emp­
funden werden (können), also eine entsprechende 
Sensibilisierung, Reflexion und gegebenenfalls 
auch thematisierung von konkreten Vorfällen 
vonnöten ist. (Die notwendige Flankierung dieser 
Sensibilisierung und thematisierung durch Be­
schwerdestellen wird in Kapitel 6.6 behandelt.) 
Im Rahmen einer weiteren Studie zum individu­
ellen Erleben des gemeinsamen Schulalltags von 
Schüler_innen mit und ohne Behinderungen be­
richtet Paul aus seiner Schulzeit. Paul beschreibt 
seine Beeinträchtigung wie folgt: „Ich kann nicht 
so schnell denken. Ich bin eher verlangsamt“. Er 
erinnert sich: „Bei manchen Situationen […] gab 
es so viel ärger und so viel Stress im Klassenrat 
bei Kleinigkeiten, da habe ich mich so hineinge­
steigert in einen epileptischen anfall. […] Da hatte 
eine Mitschülerin gelacht und gegrinst. Ich hätte 
mir gewünscht, dass sie ernst ist und sagt: Okay. 
Ich akzeptiere das. […] Ich passe auf, dass du kei­
nen anfall hast“391. Im weiteren Verlauf des Inter­
views berichtet Paul auch von homophoben äuße­
rungen: „Die haben mich nur gemobbt. So richtig 
fertig gemacht, nur weil ich mich geoutet hatte als 
homosexuell. […] Ich hatte so richtig angst davor, 
im Schulalltag. am Schulanfang, da wusste ich, 
jetzt geht es wieder los: hi, Schwulette, Schwuch­
tel! […] Die lehrer haben weggesehen, die haben 
nichts gemerkt. – Ich habe es der Klassenlehrerin 
einfach nicht gesagt. Ich wusste, die macht nichts. 
Die reden nur und machen keine Konsequenzen. 
Die schützt diesen typen. Ich wusste, da kommt 
nichts bei raus. Da habe ich mich richtig Scheiße 
gefühlt in der Klasse“392. 
Dieses Beispiel veranschaulicht zum einen, 
dass Diskriminierungserfahrungen nicht immer 
öffentlich zur Sprache gebracht werden, aber 
dennoch eine enorme Belastung für die Betrof­
fenen bedeuten können. Die thematisierung 
von Diskriminierung ist deshalb auch in Schulen 
geboten, in denen (noch) keine entsprechenden 
Fälle bekannt geworden sind. Zum anderen wird 
deutlich, dass eine intersektionale Perspektive 
vonnöten ist, um die Verschiedenheit innerhalb 
einzelner Diskriminierungsdimensionen angemes­
sen zu berücksichtigen und um Verschränkungen 
näher zu untersuchen. (Siehe Kapitel 6.6 für Emp­
fehlungen an Schulbehörden und Schulgremien) 
Dies scheint bisher nur bedingt gelungen zu sein, 
wenn etwa anti-rassistische arbeit sich an Män­
nern orientiert und Gender Studies größtenteils 
weiß bleiben,393 oder wenn kritische Schulbuch­
forschung einzelne Diskriminierungsmerkmale 
aufgreift, aber die Verschränkung zu anderen 
größtenteils ignoriert, wie die folgenden ausfüh­
rungen (Kapitel 6.5.1 zum themenkomplex Rassis­
mus, Kultur und Religion sowie Kapitel 6.5.2 zum 
themenkomplex Geschlecht und sexuelle Vielfalt) 
zeigen. auffällig ist zudem, dass aktuell nur wenig 
Forschung zur Darstellung von Menschen mit Be­
hinderungen sowie zur Darstellung von Menschen 
mit niedrigerem sozioökonomischem Status in 
lehr- und lernmaterialien existiert. 
Das Deutsche Institut für Menschenrechte 
empfiehlt
dem Bundesministerium für Bildung und For­
schung und anderen Forschungsakteuren, lehr­
materialien und Schulalltagsgeschehen daraufhin 
zu untersuchen, wie sie Diskriminierungsabbau 
verhindern beziehungsweise fördern. Dabei sollte 
eine intersektionale Perspektive eingenommen 
werden und innerhalb dessen sämtliche Diskrimi­
nierungsdimensionen berücksichtigt werden. 
6.5.1 Beispiel: Analyse von Lehrmateri­
alien und Schulgeschehen zum Themen­
komplex Rassismus, Kultur, Religion
und Weltanschauung 
Zu diesem themenkomplex liegen insbesondere 
Studien vor, die sich mit dem thema Migration be­
schäftigen. teilweise fallen hierunter die Diskrimi­
nierungsdimension der Kultur und teilweise auch 
des Rassismus und der Religion beziehungsweise 
390 Vgl. Uhrlau (2006), S. 256, 259–260, 264. Zitiert nach: antidiskriminierungsstelle des Bundes (2013), S. 63.
 
391 Gollenbeck et al. (2016), S. 142, analyse von Kirsten Puhr auf S. 298–299.
 
392 Gollenbeck et al. (2016), S. 142–143, analyse von Kirsten Puhr auf S. 299–300.
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Weltanschauung. an Vorgaben ist neben den 
behandelten menschenrechtlichen Verpflichtun­
gen, Schulgesetzen und Bildungsplänen noch die 
Empfehlung der Kultusministerkonferenz zu Inter­
kultureller Bildung und Erziehung in der Schule zu 
erwähnen. Darin wird Interkulturelle Bildung als 
Querschnittsaufgabe verortet und als Kompetenz 
der Schüler_innen unter anderem benannt, dass 
sie „bewusst gegen Diskriminierung und Ras­
sismus eintreten“394. an anderer Stelle heißt es: 
„Prüfung der lehr-/lernmaterialien im hinblick 
darauf, ob die vielschichtige, auch herkunftsbezo­
gene heterogenität der Schülerinnen und Schüler 
berücksichtigt ist und ggf. Ergänzung der Materia­
lien“395. 
Diese Prüfung scheint auch nötig zu sein: Für den 
Bereich der Migration wird deutlich, dass diese 
überwiegend als Problemfall behandelt, etwa als 
gescheiterte oder nur als partiell erbrachte Inte­
grationsleistung der Migrant_innen beschrieben 
wird. Die jüngste „Schulbuchstudie Migration und 
Integration“ untersuchte 65 Schulbücher der Fä­
cher Sozialkunde, Geschichte und Geografie unter 
anderem daraufhin, wie Migration und Integration 
definiert und wie die lernenden adressiert wer­
den. Schon bei der Definition zeigen sich proble­
matische Formulierungen: „Migration. Eine neue 
herausforderung für die EU stellt der Zustrom tau­
sender afrikanischer Flüchtlinge dar, die jährlich 
nach Europa drängen. Von der wirtschaftlichen 
not in ihren heimatländern getrieben, versuchen 
sie auf abenteuerlichen Wegen Europa zu errei­
chen, um hier arbeit und ein besseres leben zu 
finden. Wie dem zunehmenden Flüchtlingsproblem 
am besten begegnet werden soll, darüber gehen 
die Meinungen auseinander. Inzwischen wurden 
auf EU-Ebene erste Strategien entwickelt, um der 
illegalen Migration herr zu werden“396. an diesem 
Beispiel wird deutlich, dass der Eindruck von Be­
drohung mit Begriffen wie ‚Migrationsströme‘ oder 
‚herr zu werden‘ bestärkt wird. Illegale Migration, 
asyl sowie arbeitsmigration werden hier offen­
sichtlich als synonyme Konzepte gebraucht. Zwar 
ist das Schulbuch erschienen, bevor die Medi­
en zunehmend über im Mittelmeer ertrunkene 
Flüchtende berichteten, aber Begriffe wie ‚aben­
teuerliche Wege‘ hatten auch schon 2009 einen 
zynischen Beigeschmack. 
Die „Schulbuchstudie Migration und Integration“
zeigt, dass die Darstellung solch bedrohlicher
‚Migrationsströme‘ überwiegt. Migration wird
nicht als normalität, sondern als ‚Problem‘ und
‚Konfliktfall‘ beschrieben, und dabei größten­
teils unter ökonomischen aspekten betrachtet.
Scheinbar gescheiterte Migration wird häufiger
dargestellt als gelungene Beispiele von Migra­
tion und Integration. Vor allem wird Integration
als anpassung verstanden, wie die folgende
Zusammenfassung der Definitionen von Integ­
ration verdeutlicht: „Für eine gelingende Integ­
ration in die deutsche Gesellschaft zählen die
Bemühungen der Menschen mit Migrationshin­
tergrund, die sich von einem defizitären Zustand
heraus in die deutsche normalität eingliedern
sollen. andere Mitglieder der aufnahmegesell­
schaft spielen für Integration keine Rolle. Die
Perspektive einer Gesellschaft, in der Integrati­
on durch ein gleichberechtigtes aufeinandertref­
fen verschiedener kultureller Praxen geschieht,
findet sich in keinem der untersuchten Sozial­
kundebücher“397. 
Menschen mit Migrationsgeschichte werden in
der Regel als homogene Gruppe beschrieben, die
implizit den ‚Deutschen‘ gegenübersteht. Dies
ist angesichts der vielen Menschen mit Migrati­
onsgeschichte und deutscher Staatsbürgerschaft
natürlich schon inhaltlich falsch, schafft zusätz­
lich aber auch eine problematische abgrenzung
und unterschiedliche Wertigkeit. Menschen mit
Migrationsgeschichte werden überwiegend als
Opfer gesellschaftlicher Umstände, aber nur sel­
ten als aktiv handelnde beschrieben. Strukturelle
Diskriminierung von Menschen mit Migrations­
geschichte wird ebenso wenig thematisiert wie
Effekte von diskriminierender Sprache und Be­
zeichnungen erörtert werden. Im Gegenteil: Die
Schulbücher verwenden selbst diskriminierende
Begrifflichkeiten wie ‚Farbige‘. Die aufgabenstel­
lungen richten sich an homogene lerngruppen
394 Sekretariat der Ständigen Konferenz der Kultusminister der länder in der Bundesrepublik Deutschland (2013), S. 4.
 
395 Sekretariat der Ständigen Konferenz der Kultusminister der länder in der Bundesrepublik Deutschland (2013), S. 8.
 
396 Deiseroth (2009), S. 254. Zitiert nach: niehaus et al. (2015), S. 25.
 
397 niehaus et al. (2015), S. 63.
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und berücksichtigen nur sehr selten, dass in den
Schulklassen Schüler_innen sich als solche mit
Migrationsgeschichte verstehen können: „For­
muliere mögliche Zukunftswege für ausländische
Kinder“398. Schüler_innen mit Migrationserfah­
rungen werden in diesen und vielen ähnlichen
aufgabenstellungen entweder ausgeblendet oder
besonders hervorgehoben – sie werden jeden­
falls nicht als ‚normaler‘ teil der Schulklasse
behandelt. 
Wie dies im Schulalltag wirken kann, zeigt die fol­
gende kurze Interaktion aus dem Forschungsnetz­
werk „IntaKt“ 399: „lehrerin: ‚Eines dieser [‚Bilder 
einer ausstellung‘ von Modest Mussorgski, d. 
Verf.] ist: Bydlo. Weiß jemand, was das ist?“‘ fragt 
die lehrerin anna. Sie weiß es nicht. lehrerin: 
‚Wie kann das sein? Du bist doch Polin! Im letzten 
Jahr – der Pole – wusste es! naja, dann erkläre 
ich es eben‘“400. Eine mögliche Stigmatisierung 
aufgrund (zugeschriebener) nationaler herkunft 
wird hier sehr deutlich. 
analog gilt dies für die Darstellung von Schwarzen 
Menschen beziehungsweise Menschen afrikani­
scher herkunft: In Schulbüchern überwiegen ste­
reotype und pauschalisierende Darstellungen von 
afrika. Durch das Fehlen wichtiger historischer 
Zusammenhänge, die auf den Beitrag von Men­
schen afrikanischer herkunft hinweisen, werden 
Stereotype über ‚rückständige und unselbständige 
afrikaner_innen‘ bekräftigt, da sie in den Darstel­
lungen überwiegen.401 In der diskursanalytischen 
Untersuchung zweier Politikschulbücher von 
Katrin Osterloh wird erkennbar, dass Demokratie 
sowie die internationale Sicherung von Frieden 
und Menschenrechten als weiß repräsentierte 
Konzepte dargestellt werden, während die Verlet­
zung von Frieden und Kinderrechten als Schwarz 
repräsentiertes Problem konstruiert wird.402 Elina 
Marmer und Papa Sow kommen in ihrer Unter­
suchung von fünf Geschichtsbüchern zu dem 
Schluss, dass die afrikanische Diaspora und ihr 
Beitrag zur Weltgeschichte marginalisiert werden: 
„Schwarze Menschen in Europa erscheinen in 
den Büchern lediglich auf einigen nS-Plakaten in 
entsprechender Darstellung als Bestien. Schwarze 
Menschen in der US-amerikanischen Geschichte 
sind passive Opfer und ‚Sklaven‘, die abschaffung 
der Versklavung wird weißen Männern gutge­
schrieben“403. Für die thematisierung bekannter 
Schwarzer Persönlichkeiten in Deutschland bieten 
sich beispielsweise an: anton Wilhelm amo, der 
im 18. Jahrhundert als erster bekannter Philosoph 
und Rechtswissenschaftler afrikanischer herkunft 
an der Universität von Wittenberg promovierte, 
oder William Edward Burghardt Du Bois, Schwar­
zer Menschenrechtler aus den Vereinigten Staaten 
von amerika, der von 1892 bis 1894 in heidelberg 
und Berlin studierte. Ebenso fördert die Behand­
lung des Widerstands von afrikaner_innen gegen 
Versklavung und Kolonialismus und koloniale 
Kontinuitäten wie rassistische Straßennamen eine 
rassismuskritische Perspektive.404 
In Gruppendiskussionen und lerntagebüchern
wird deutlich, dass sich Schüler_innen mit
afrikanischer herkunft durch entsprechende
lehr- und lernmaterialien beziehungsweise
aufgabenstellungen als fremd, nicht dazugehörig
und ausgegrenzt fühlen.405 auch äußerungen,
bei denen der Sprecher beziehungsweise die
Sprecherin sich der diskriminierenden Wirkung
nicht bewusst ist, können verletzend wirken, wie
das Beispiel eines tagebuchs einer Schwarzen
Schülerin zeigt: „Eine Schülerin beginnt, darüber
zu sprechen, wie schlecht in afrika alles sei; die
typischen Klischees wie armut, schlechte Bildung,
mangelnde Ernährung, etc. werden genannt. Die
lehrerin hat die Schülerin gelobt und ihr zuge­
stimmt. Dieser fahrlässige Umgang mit dem Wort
‚afrika‘ löste in mir Groll aus und hat mich zudem
verletzt. Ich musste zusehen, wie die lehrerin ihre
Schüler_innen verdummt und dumme aussagen
398 Berger von der heide, thomas et al (2013), S. 109, aufgabe 1. Zitiert nach: niehaus et al. (2015), S. 42. 
399 Vgl. etwa Zapf/Klauder (2014). 
400 tellisch (2015), S. 288. 
401 Vgl. Fuchs et al. (2014b), insbesondere S. 115; Marmer/Sow (2015); Osterloh (2008). 
402 Vgl. Osterloh (2008). 
403 Marmer/Sow (2015), S. 117. Die ausführliche Untersuchung inklusive Beispielabbildungen aus den Schulbüchern findet sich in: Marmer/ 
Sow (2013). 
404 Die hinweise hierzu stammen von Elisabeth Kaneza (Mailwechsel vom 17. 08. 2016). 
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der Schüler_innen bejaht. In dieser Situation habe
ich mich hilflos gefühlt. Ich weiß genau, hätte ich
etwas gesagt, hätte mich niemand verstanden,
und ich selber hätte mich zudem noch mehr un­
verstanden gefühlt“406. 
In Bezug auf die Dimension Religion bringt eine 
Studie zur Darstellung des Islams und von Mus­
lim_innen ähnliche Erkenntnisse wie die zuvor 
genannten: Es dominiert eine homogenisierende, 
eurozentristische Perspektive. nur in ausnahmen 
ist von islamischen Reichen im Plural die Rede 
oder wird die heterogenität der islamischen Welt 
benannt.407 Zwar finden sich insbesondere bei 
der Beschreibung der mittelalterlichen Zeit auch 
aufwertungen, etwa wenn die islamische Welt zu 
der Zeit als dem christlichen Europa als kulturell 
überlegen beschrieben wird. Jedoch bleibt der 
Islam in Gegenwartskontexten fast ausschließlich 
mit sozialen und politischen Konflikten, Kriegen, 
terrorismus und Fundamentalismus verbunden.408 
aus dem Schulalltag wird auch über antisemitis­
mus berichtet: „Ich komme aus der Russischen 
Föderation und lebe seit drei Jahren in Deutsch­
land. Meine Eltern haben ihre arbeitsplätze dort 
aufgegeben und sind nach Deutschland gegangen, 
da sie als Juden ihre Religion nicht praktizieren 
konnten. an meiner neuen Schule habe ich nicht 
erzählt, dass wir Juden sind. Ist besser so. In den 
Pausen werden oft Witze erzählt, die auf den 
holocaust und die Verbrennung jüdischer Men­
schen anspielen und dass die Juden reich sind und 
die Politik manipulieren. Ich sage lieber nichts, 
meinen Eltern traue ich mich nicht davon zu be­
richten“409. 
Es gibt also eine große anzahl an Belegen für 
diskriminierende Darstellungen in lehr- und 
lernmaterialien sowie für Diskriminierung im 
Schulalltagsgeschehen aufgrund von Rassismus, 
Religion und Kultur. Dies wird in Kapitel 6.6 wieder 
aufgegriffen. 
6.5.2 Beispiel: Analyse von
Lehrmaterialien und Schulgeschehen
zu Geschlechtervielfalt und sexueller
Orientierung 
Die Kategorie Geschlecht ist in mehrerlei hinsicht 
zu untersuchen: Zum einen geht es nach wie vor 
um stereotype Darstellungen von Frauen und Mäd­
chen beziehungsweise Männern und Jungen. Zum 
anderen geht es auch darum, die Binarität von 
Geschlecht zu hinterfragen und neben vielfältiger 
sexueller Orientierung auch trans*- und Inter*­
sexualität zu thematisieren. 
auch wenn konstatiert werden kann, dass sich 
seit den 1970er Jahren die Geschlechterdarstel­
lungen in den Schulbüchern deutlich weiterent­
wickelt haben, zeigen aktuelle Studien nach wie 
vor Stereotypisierungen, Unterrepräsentation von 
Frauen zum Beispiel in Geschichtsbüchern oder 
die ausblendung von gesellschaftlicher Ungleich­
heit aufgrund des Geschlechts.410 In ihrer Studie 
zur Geschlechterkonstruktion und der Darstellung 
von lSBtI411 in Schulbüchern stellt Melanie Bittner 
quantitativ eine ähnliche häufigkeit von weiblich 
und männlich dargestellten Personen in Englisch­
schulbüchern fest. Jedoch wird dabei gleichzeitig 
deutlich, dass das aussehen der abgebildeten Per­
sonen stark stereotypisierend ist: Mädchen haben 
lange haare, Jungen kurze, auch Körpersilhouetten 
sind eindeutig entweder männlich oder weiblich. 
So wird die Binarität von Geschlecht verfestigt. 
leser_innen, die nicht eindeutig männlich oder 
weiblich aussehen beziehungsweise aussehen 
wollen, haben keine Identifikationsmöglichkeiten – 
Inter*- oder trans*personen kommen in den un­
tersuchten Englischbüchern ohnehin nicht vor.412 
In keinem der untersuchten Schulbücher (Englisch 
und Biologie) wird durchgängig geschlechterge­
rechte Sprache verwendet.413 
406	 antidiskriminierungsstelle für Menschen mit Migrationshintergrund, aMIGRa München (2008) (tagebuch einer Münchner Schülerin). 
Zitiert nach: Marmer/Sow (2015), S. 269. 
407 Vgl. Cornelissen (2008) Zitiert nach: Kröhnert-Othman et al. (2011), S. 13. 
408 Vgl. Fuchs et al. (2014b), insbesondere S. 116; Kröhnert-Othman et al. (2011), S. 13–14. 
409 nach: antidiskriminierungsstelle Brandenburg (Potsdam) (2007). Zitiert nach liebscher et al. (2010), S. 24. 
410 Vgl. Bittner (2011), S. 78–79; hunze (2003), Finsterwald/Ziegler (2007); Markom/Weinhäupl (2007). 
411 lSBtI steht für lesben, Schwule, Bisexuelle, trans* und Inter*personen. 
412 Vgl. Bittner (2011), S. 35–38. 
413 Vgl. Bittner (2011), S. 74. 
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In den von Bittner untersuchten Biologiebüchern 
werden die Genderforschung und ihre theorie 
von Geschlecht als sozialer Konstruktion völlig 
ignoriert. heteronormativität wird größtenteils 
unkritisch reproduziert, Diskriminierung nicht 
als solche thematisiert. Überhaupt wird homo­
sexualität nur in drei von neun untersuchten 
Werken für die 5. Klasse thematisiert, Inter*- und 
trans*sexualität in nur einem Werk. Es überwiegt 
eine Darstellung von lSBtI als tendenziell unge­
wöhnlich, aber nicht wertend. Bei den Definitionen 
zum Geschlechtsverkehr jedoch wird ausschließ­
lich heterosexueller Sex beschrieben, noch dazu 
wird dabei durchgehend der männlichen Person 
eine aktive und der weiblichen eine passive Rolle 
zugeschrieben. Des Weiteren wird die Geburt so 
beschrieben, als könne das Geschlecht immer 
sofort und unproblematisch bestimmt werden – 
Intersexuelle werden unsichtbar gemacht, die 
weitreichenden medizinischen Eingriffe, die immer 
noch häufig durchgeführt werden, und ihre Folgen 
werden ausgeblendet.414 
Positiv werden einige aufgabenstellungen be­
wertet, die Klischees hinterfragen, wie etwa die 
folgende: „Mit welchen Problemen muss man 
rechnen, wenn man sich entgegen einem gängigen 
Klischee verhält? Wie würde es in deiner Klasse 
zum Beispiel einem Jungen gehen, der lieber zum 
Ballett als zum Fußball geht?“415. Weniger eindeu­
tig zu bewerten, wenn auch potenziell problema­
tisch ist die folgende aufgabenstellung: „Welche 
Spiele werden gerne von Mädchen, welche häufig 
von Jungen gespielt? Welche dieser Spiele haben 
etwas mit der späteren aufgabe von Frauen und 
Männern zu tun?“416 hier ist durchaus denkbar, 
dass Stereotype und Rollenzuschreibungen verfes­
tigt werden. Je nach Diskussionsverlauf und Sen­
sibilität der lehrkraft ist aber auch denkbar, dass 
diese Frage als Provokation aufgefasst wird, und 
Ergebnis der Diskussion ist, dass weder aufgaben 
noch Spiele eindeutig einem Geschlecht zugeord­
net werden können. 
Diskriminierungen aufgrund von sexueller Orien­
tierung sind im Schulalltag ebenfalls ein alltägli­
ches Phänomen. So schildert eine Schülerin: „Ich 
bin in ein Mädchen aus der Parallelklasse verliebt, 
aber das sagen wir niemanden! Einmal war da ein 
Junge aus meiner Schule, 16 Jahre alt: der geht 
auf einen anderen Jungen vor unserer Schule zu, 
knutscht mit ihm und geht dann arm in arm da­
von. Was glaubst du, was da los war? ‚Igitt, kuckt 
mal, die schwulen Säue!‘ war noch das Mildeste. 
Die lehrer haben nichts gesagt dagegen, bloß 
gefragt: ‚Könnt ihr das nicht zu hause machen?‘ 
Beim nächsten Elternabend forderte ein Vater den 
Schulverweis des Schülers, weil er sonst andere 
Jungs zur homosexualität verführe und hIV an der 
Schule einschleppe“417. 
6.6 Diskriminierungsschutz
als Aufgabe für Schulbe­
hörden, Schulgremien und
Schulentwicklung 
Die ausführungen in Kapitel 6.5 belegen das Vorhan­
densein von diskriminierenden Darstellungen in lehr-
und lernmaterialien sowie von diskriminierenden
Interaktionen im Schulalltag. Es stellt sich deshalb
die Frage, wie dem – begleitend zu entsprechenden
Forderungen in Bezug auf Schulgesetzgebung und
Bildungsplänen – entgegengewirkt werden kann.
lehr- und lernmaterialien wie Schulbücher 
unterliegen meist einem Genehmigungsverfah­
ren,418 zumindest existieren Richtlinien, die diese 
erfüllen müssen. In den Schulgesetzen von einigen 
Bundesländern wird dabei vermerkt, dass die 
Inhalte nicht ein „geschlechts- oder religionsdis­
kriminierendes oder ein rassistisches Verständnis 
fördern“ 419 beziehungsweise allgemeiner „nicht 
ein diskriminierendes Verständnis fördern“420 
dürfen. Dementsprechend existieren anregungen 
wie zum Beispiel Merkblätter, wie Schulbücher 
414 Vgl. Bittner (2011), S. 57, 59, 62–64, 78–79.
 
415 Cieplik (2011) (Erlebnis naturwissenschaften 1), S. 268. Zitiert nach Bittner (2011), S. 67.
 
416 Jütte/Kähler (2008) (Biologie heute entdecken), S. 259. Zitiert nach Bittner (2011), S. 75.
 
417 liebscher et al. (2010), S. 23–24.
 
418 Vgl. Fuchs et al. (2014a), S. 18; sowie Stöber (2010); Dern et al. (2012), S. 75–78.
 
419 BbgSchulG, §4; analog: SchulG Berlin, §16; hSchG, §10.
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auf diskriminierende Darstellungen überprüft 
werden können. So werden in einem Merkblatt 
für die Schulbuchzulassung zum einen erneut die 
im Schulgesetz gelisteten Bildungsziele (inklusive 
„in Verantwortung vor Gott, im Geiste christlicher 
nächstenliebe“, vgl. Kapitel 6.3) als Orientierungs­
kriterium herangezogen. Zum anderen wird neben 
einer binär verstandenen Geschlechtergerechtig­
keit421 auch die gesellschaftlichen Pluralität thema­
tisiert: „Ermöglicht das Werk einen konstruktiven 
Umgang mit heterogenität im Sinne eines nach 
lernvoraussetzungen, lernprozessen und ler­
nergebnissen differenzierenden Unterrichts? […] 
Fördert das Werk den konstruktiven Umgang mit 
gesellschaftlicher Pluralität? trägt es der Individu­
alisierung und Pluralisierung von lebensentwürfen 
Rechnung? Fördert das Werk die Fähigkeit zum 
interkulturellen beziehungsweise interreligiösen 
Dialog und zum dialogorientierten, friedlichen 
Umgang mit unterschiedlichen Positionen?“422. Zu 
ergänzen sind solche Kriterien beziehungsweise 
handreichungen um sämtliche Diskriminierungsdi­
mensionen. 
Das Deutsche Institut für Menschenrechte 
empfiehlt
–	 den zuständigen Gremien auf Ebene der 
Bildungsministerien der Bundesländer, der 
landesinstitute für Bildung sowie den Schul- 
und Fachkonferenzen der einzelnen Schulen, 
lehr- und lernmaterialien konsequent danach 
zu überprüfen, ob sie stereotype, abwertende 
Bilder, Bezeichnungen, etc. in Bezug auf sämt­
liche in den internationalen Menschenrechts­
dokumenten benannten Diskriminierungs­
dimensionen vermitteln und gegebenenfalls 
entsprechende Sensibilisierungs- und Fortbil­
dungsangebote wahrzunehmen.423 
– 	 den zuständigen Gremien und Behörden, bei
Überprüfungskriterien für die Zulassung von
Unterrichtsmaterialien beziehungsweise für
handreichungen mit empfehlendem Charak­
ter sämtliche Diskriminierungsdimensionen
zu berücksichtigen. Geprüft werden soll
einerseits, dass diskriminierende Darstel­
lungen und Inhalte unterbunden werden und
andererseits, dass Darstellung und thema­
tisierung von Vielfalt und Diskriminierung
unter menschenrechtlicher Perspektive
geschehen. 
Diskriminierungsschutz kann nur in anspruch 
genommen werden, wenn Diskriminierungen als 
solche erkannt werden und die entsprechenden 
Rechte und Beschwerdewege bekannt sind. Dazu 
bedarf es eines Informations- und Beratungsan­
gebots, aber auch leicht zugänglicher und unab­
hängiger Beschwerdestellen, die über notwendige 
Kompetenzen verfügen, um wirksame abhilfe zu 
verschaffen. In den bisherigen Regelungen wird 
für Beschwerden meist auf lehrkräfte und Schul­
leitung sowie auf die Schulkonferenz verwiesen.424 
Dies kann insofern problematisch sein, als es sich 
hierbei um keine unabhängigen Stellen handelt: So 
kann es Schüler_innen womöglich davon abhalten, 
sich über diskriminierendes Verhalten von lehr­
kräften bei deren Kolleg_innen zu beschweren, 
die zudem über ihre Benotung und Schullaufbahn 
entscheiden. 
Die antidiskriminierungsstelle des Bundes macht 
aber auch deutlich, dass die Funktion von Be­
schwerdestellen über die abhilfe in der individuel­
len Situation hinausgeht: „Beschwerdeverfahren 
wirken nicht nur individuell, sondern versetzen 
die Schulen in die lage, Diskriminierungsgefahren 
ihres eigenen handelns zu erkennen und insti­
tutionell auf Diskriminierungen zu reagieren“425. 
Diskriminierungsschutz und die abhilfe bei Be­
schwerden sollte deshalb als Schulentwicklungs­
aufgabe verstanden und in den gesamten Schulall­
tag integriert werden. Beratungsangebote sollten 
möglichst niedrigschwellig sein und Beschwerde­
stellen unabhängig agieren. 
Schulgremien spielen für die diskriminierungsfreie 
Gestaltung eine wichtige Rolle. Für die Besetzung 
dieser Gremien wirken einige Schulgesetze auf Ge­
schlechterparität bei den Gremienmitgliedern hin, 
421 Vgl. landesinstitut für Schulentwicklung Baden-Württemberg (2016), 2016. S. 12.
 
422 landesinstitut für Schulentwicklung Baden-Württemberg (2016), S. 11–12.
 
423 In anlehnung an CERD/C/GC/34 (CERD/C/GC34) Ziffern 14, 32, 61, 66; sowie a/RES/69/16, Ziffer 12.
 
424 Vgl. Dern et al. (2012), S.97–99.
 
425 Dern et al. (2012), S. 96.
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doch gibt es nur selten Regelungen, die sich mit 
der Repräsentation von Minderheiten beziehungs­
weise von Diskriminierung Betroffenen beschäfti­
gen. Einige Vorgaben existieren zur Einbeziehung 
von Eltern von Schüler_innen mit Behinderungen 
oder für Schüler_innen sowie Eltern mit Migrati­
onsgeschichte.426 Gerade für die Befassung mit 
Diskriminierungsthemen ist das Motto der Behin­
dertenselbstorganisationen „nichts über uns ohne 
uns“ besonders relevant, da sonst Erfahrungen 
gar nicht erst zur Sprache kommen und lösungs­
ansätze erarbeitet werden, die an den Bedarfen 
weiterer Betroffenen vorbei gehen. Wichtig neben 
formellen Vorgaben zur Besetzung ist jedoch auch, 
gegebenenfalls Unterstützungsangebote für die 
Beteiligung dieser Gruppen zu entwickeln und zu 
überlegen, wie Gremiensitzungen möglichst inklu­
siv gestaltet werden können. 
Das Deutsche Institut für Menschenrechte 
empfiehlt
–	 den Schulämtern, Schulleitungen und Schul­
konferenzen sowie weiteren Schulgremien,
für Informations- und Beratungsangebote in
Sachen Diskriminierungsschutz zu sorgen
und externe qualifizierte Beratungs- und
anlaufstellen für Beschwerden über diskri­
minierendes Verhalten in Betracht zu ziehen.
Entsprechende Gremien mit Funktion als
Berichts- und Evaluationsstelle für Diskrimi­
nierungsschutz sind einzurichten beziehungs­
weise die aufgaben bestehender Gremien zu
erweitern. In diesem Prozess ist es erforder­
lich, über die Besetzung der Gremien (analog
zur Geschlechterparität), vor allem aber, über
Unterstützungsmöglichkeiten beziehungsweise
änderungen bei der Gestaltung zu diskutieren. 
auch den lehrkräften kommt eine zentrale Rolle 
im Diskriminierungsschutz zu. Dabei geht es nicht 
nur darum, selbst diskriminierendes Verhalten zu 
vermeiden und sich entsprechend kontinuierlich 
zu hinterfragen und Verhalten zu reflektieren. 
auch der Umgang mit diskriminierenden äuße­
rungen im Klassenzimmer, auf dem Schulhof 
oder bei ausflügen ist keineswegs trivial. Deshalb 
benötigen die lehrkräfte entsprechende angebote 
in ihrer aus- und Fortbildung. Im Rahmen dieser 
angebote sollte deutlich werden, welche Pflichten 
lehrkräfte haben, aber auch, welche Rechte sie 
selbst haben und wie sie zum Diskriminierungsab­
bau beitragen können. 
Eine „lehrerbildung für eine Schule der Vielfalt“427, 
die zudem teilhabe für alle und Inklusion als Ziele 
benennt, wird in der gemeinsamen Empfehlung 
von hochschulrektorenkonferenz und Kultusmi­
nisterkonferenz als Ziel beschrieben, muss aber 
noch konsequent umgesetzt werden. Zumindest 
die menschenrechtliche Perspektive scheint 
bisher nur punktuell und unverbindlich angeboten 
zu werden.428 Die nachhaltige Etablierung einer 
solchen „Schule der Vielfalt“ beziehungsweise 
des Diskriminierungsabbaus liegt nicht nur in der 
Verantwortung der lehrkräfte, sondern aller am 
Schulleben beteiligten und sollte entsprechend 
auch in Schulkultur und Entwicklungsprozessen 
berücksichtigt werden (siehe Kapitel 6.1 zur Be­
deutung von Partizipationsrechten in der Schule). 
Der Begriff der Schulkultur umfasst das Begreifen 
und Gestalten von Schule als lebensraum, das 
soziale Klima, die Partizipation von Schüler_innen 
und Eltern beziehungsweise Erziehungsberech­
tigten am Schulleben und in Schulentwicklungs­
prozessen sowie die Kooperation mit außerschuli­
schen Partnern.429 
Das Deutsche Institut für Menschenrechte 
empfiehlt 
–	 den Bildungsministerien der Bundesländer, 
den Schulämtern sowie den hochschulen, die 
in der aus- und Weiterbildung pädagogischer 
Fachkräfte tätig sind, angebote zum men­
schenrechtsbasierten Diskriminierungsschutz 
in der lehrer_innenaus- und -fortbildung 
verbindlich aufzunehmen.430 Dazu gehören 
426 Vgl. Dern et al. (2012), S. 81. 
427 hochschulrektorenkonferenz; Kultusministerkonferenz (2015). 
428 Vgl. Reitz/Rudolf (2014), S. 35–37; sowie Deutsches Institut für Menschenrechte (2014), Datenbank MRB zu Frage 4; sowie Reitz (2016), 
insbesondere S. 129–130. 
429 Vgl. etwa Bildungsserver Berlin-Brandenburg; sowie Bildungsportal des landes nordrhein-Westfalen – Qualitätsbereich 3: Schulkultur; 
vertiefend für einen Vergleich der antworten mit Daten aus 2008 vgl. Reitz (2016), insbesondere S. 125–127; sowie Deutsches Institut für 
Menschenrechte (2014) Datenbank MRB zu Frage 6. 
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auch eine entsprechende Sensibilisierung, 
die Vermittlung von Kenntnissen und das 
aufzeigen von handlungsmöglichkeiten in 
Bezug auf Mechanismen von Diskriminierung 
einschließlich institutioneller und struktureller 
Diskriminierungen. 
Ferner sind die themenbereiche Inklusion, 
Partizipation, Deutsch als Zweitsprache und 
der menschenrechtsbasierte Umgang mit 
Vielfalt in allen lehramtsausbildungen sowie 
in der Weiterbildung als verpflichtender Quer­
schnitt zu verankern. 
–	 den Bildungsministerien der Bundesländer, 
den Kommunen, weiteren Schulträgern, den 
Schulämtern, Schulleitungen und Schul­
konferenzen, menschenrechtsbasierten 
Diskriminierungsschutz im Rahmen von 
Schulentwicklung, Schulkultur und Schulpro­
grammen zu berücksichtigen. Dies beinhaltet 
die Ergänzung von vorhandenen Evaluations­
instrumenten um menschen- und kinderrecht­
liche Perspektiven. 
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7 Schlussfolgerungen und Empfehlungen
 
Das Menschenrecht auf Bildung gilt einerseits als 
Schlüssel für den Zugang zu anderen Rechten, wie 
die teilhabe am wirtschaftlichen, kulturellen und 
sozialen leben. andererseits ist es auch ein ei­
genständiges Recht, das diskriminierungsfrei vom 
Staat zu achten, schützen und gewährleisten ist. 
Bildung als Menschenrecht bedeutet die anerken­
nung des gleichen Rechts für alle und ist nur dann 
gewährleistet, wenn alle Menschen dieses Recht 
frei von Diskriminierung in anspruch nehmen 
können. Die allgegenwärtige Diskussion um Chan­
cengleichheit beziehungsweise Bildungsgerech­
tigkeit kann von einer stärker menschenrechtlich 
orientierten Perspektive profitieren, um eindeutige 
Bezugsrahmen und konkrete Konsequenzen für die 
Umsetzung zu benennen. Gleichzeitig ist es aufga­
be von Bildung dazu beizutragen, für Diskriminie­
rungen zu sensibilisieren und handlungsoptionen 
für den abbau von Diskriminierungen zu eröffnen. 
Relevant für die vorliegende analyse ist insbeson­
dere der Maßstab der Diskriminierungsfreiheit. 
Dabei wird Diskriminierung verstanden als eine 
unterschiedliche Behandlung, die zur absicht oder 
zur Folge hat, dass dadurch das gleichberechtigte 
anerkennen, Genießen oder ausüben der Men­
schenrechte beeinträchtigt wird. Zu prüfen ist 
ferner, ob eine objektive Rechtfertigung für eine 
solche Ungleichbehandlung vorliegt – insbeson­
dere, ob sie ausschließlich dem allgemeinwohl 
dient, ob Ziele und Wirkung mit den Menschen­
rechten vereinbar sind, und die Verhältnismäßig­
keit gewährleistet wird. Diskriminierungen sind 
dabei auch ein Machmittel, um hierarchisierungen 
herzustellen oder zu bewahren. neben formaler 
Diskriminierung ist auch die faktische Diskriminie­
rung, neben direkter auch indirekte, strukturelle, 
institutionelle und interaktionelle Diskriminierung 
zu identifizieren und zu unterlassen. Bildungs­
ziele, Bildungsinhalte und Methoden sollen dazu 
beizutragen, dass die Gesamtgesellschaft für 
die thematik sensibilisiert wird und sich gegen 
Diskriminierung und für Menschenrechte einsetzt. 
Verbotene Diskriminierungsdimensionen sind 
unter anderem hautfarbe, Geschlechtsidentität, 
Sprache, Religion, politische anschauung, nationa­
le oder soziale herkunft sowie sozioökonomischer 
Status, Behinderung beziehungsweise Beeinträch­
tigung, alter, Familienstand, sexuelle Orientierung 
sowie Gesundheitszustand. Dabei handelt es sich 
nicht um eine abgeschlossene liste. Eine intersek­
tionale Sichtweise, die die heterogenität der Grup­
pen sowie mögliche Verschränkungen mehrerer 
Differenzkategorien berücksichtigt, macht weitere 
Diskriminierungsmechanismen sichtbar. 
Das Menschenrecht auf Bildung ist in diversen 
Un-Konventionen sowie in der Europäischen Men­
schenrechtskonvention verankert. Die Inhalte des 
Menschenrechts auf Bildung lassen sich einteilen 
in nötige Rahmenbedingungen, insbesondere zur 
Verfügbarkeit und Zugänglichkeit von Bildung, 
und in Bildungsziele, Bildungsinhalte und Metho­
den, die die annehmbarkeit und adaptierbarkeit 
von Bildung gewährleisten müssen. neben den 
Gesetzestexten sind auch die allgemeinen Bemer­
kungen und die abschließenden Bemerkungen der 
Un-Fachausschüsse sowie die Urteile des Euro­
päischen Menschenrechtsgerichtshofs zur Kon­
kretisierung des Inhalts des Menschenrechts auf 
Bildung relevant. Dabei ist der Diskriminierungs­
schutz unmittelbar anwendbar und die artikel zu 
Bildung in den genannten Konventionen sind in 
Deutschland geltendes Recht. 
In Bezug auf die Rahmenbedingungen sollten 
flächendeckend funktionsfähige Bildungseinrich­
tungen und -programme zur Verfügung stehen, 
die qualitativ hochwertige Bildung anbieten. Die 
menschenrechtlich verbriefte Grundschulpflicht 
wird in Deutschland in der Regel als Schulbesuch­
spflicht umgesetzt. Der formale Zugang zu Bildung 
sollte auf Grundlage von Chancengleichheit und 
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gleichermaßen den Zugang zu Schule ermögli­
chen. Die in Deutschland frühe aufteilung von Kin­
dern auf unterschiedliche Schulformen ist kritisch 
zu prüfen. Formen der Sonderbeschulung sind zu­
rückzubauen. neben formalen Diskriminierungen 
gilt es, auch faktische Diskriminierungsmecha­
nismen transparent und wirksam zu überprüfen: 
Faktische Diskriminierungen werden insbesondere 
am Übergang zu weiterführenden Schulen, am 
Schulerfolg bestimmter Personengruppen, in der 
Intersektion verschiedener Diskriminierungsdi­
mensionen und in Bezug auf die Durchlässigkeit 
des Schulsystems sichtbar. Die physische Zugäng­
lichkeit, insbesondere für Kinder und Jugendliche 
mit Behinderungen beziehungsweise Beeinträch­
tigungen, sollte gewährleistet sein, dazu gehört 
auch die konsequente Umsetzung des Konzepts 
der angemessen Vorkehrungen. neben der physi­
schen Zugänglichkeit gilt es, Bildung auch wirt­
schaftlich zugänglich zu machen. Entsprechende 
Maßnahmen müssen Stigmatisierungen vermeiden 
und den Zielgruppen niederschwellig zugäng­
lich sein. Schließlich muss die Religions- und 
Weltanschauungsfreiheit im Kontext von Schule 
gewährleistet werden. hier gilt es die individuelle 
Rechtsausübung zu ermöglichen und gleichzeitig 
Schüler_innen vor religiöser und weltanschauli­
cher Indoktrinierung zu schützen. 
In Bezug auf Bildungsziele, Bildungsinhalte und 
Methoden gilt es, Schulgesetze, Bildungspläne, 
lehr- und lernmaterialien sowie Interaktionen 
im Schulalltag so zu gestalten, dass sie diskri­
minierungsfrei sind und, darüber hinausgehend, 
menschenrechtliche Vorgaben in Bezug auf freier 
Entfaltung der Persönlichkeit, achtung der Men­
schenrechte und Beitrag zum abbau von Diskrimi­
nierung erfüllen. Dabei ist der Subjektcharakter 
der lernenden zu stärken und Menschenrechts­
bildung flächendeckend und explizit zu verankern. 
nicht nur Wissen über Menschenrechte, sondern 
auch Fähigkeiten und Einstellungen, sich für 
Menschenrechte und gegen Diskriminierung einzu­
setzen, sind zu vermitteln. Diskriminierungsschutz 
sollte über toleranz hinausgehen und die Ziele der 
Gleichberechtigung und der wirksamen, aktiven 
teilhabe an der Gesellschaft verfolgen. Dabei 
sollten allgemeine Bildungsziele mit Inhalten und 
Methoden verknüpft und sämtliche Dimensionen 
berücksichtigt werden. Methoden sollen mög­
lichst inklusiv und partizipativ sein und somit 
die wirksame Beteiligung aller an Schule 
beteiligten Menschen sichergestellt werden. 
Die konkrete Umsetzung im Schulalltag ist 
keineswegs trivial und benötigt flankierende 
Maßnahmen wie entsprechende Kriterien zur 
Überprüfung von lehr- und lernmaterial, In­
formations- und Beratungsangebote, aus- und 
Weiterbildung der lehrkräfte sowie die Be­
rücksichtigung im Rahmen von Schulentwick­
lung, Schulkultur und Schulprogrammen. nur 
dann kann Bildung nachhaltig dazu beitragen, 
Diskriminierung abzubauen und nur dann wird 
das Recht auf Bildung diskriminierungsfrei 
umgesetzt. 
Vor diesem Hintergrund empfiehlt 
das Deutsche Institut für Menschen­
rechte in Bezug auf die Umsetzung 
des Menschenrechts auf Bildung, 
wie es in den hier behandelten 
Menschenrechtskonventionen verankert 
ist, 
1	 den jeweils zuständigen Kostenträgern 
(Sozialämtern, Schulämtern, Kommunen 
und sonstigen Schulträgern) in Bezug 
auf die Verfügbarkeit von Ressourcen 
für multiprofessionelle teams mit Qua­
lifikationen aus lehramt/Fachdidaktik, 
Schulsozialarbeit, Schulpsychologie und 
Sonderpädagogik sicherzustellen, dass 
die menschenrechtlich gebotenen Be­
darfe abgedeckt werden. (Empfehlung 
aus Kapitel 5.1) 
2 	 den landesparlamenten, das Diskrimi­
nierungsverbot in den Schulgesetzen
auszuweiten. alle Schulgesetze müssen
deutlich machen, dass rassistische
Diskriminierung sowie Diskriminierung
aufgrund von sozio-ökonomischer
herkunft, Sprache, Geschlecht, Reli­
gion und Weltanschauung, politischer
anschauung, Beeinträchtigungen und
Behinderungen, alter, Staatsangehö­
rigkeit, Familienstand und Familienver­
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stand, Wohnort und „sonstigem Status“
verboten ist.
–	 den Bildungsministerien der länder, die frü­
he aufteilung von Kindern auf verschiedene 
Bildungswege aus diskriminierungskritischer 
Perspektive zu überprüfen. 
–	 den landesregierungen und -parlamenten 
und dem Bundesministerium für Bildung 
und Forschung, den diskriminierungsfreien 
Zugang zu einem qualitativ hochwertigen Bil­
dungssystem flächendeckend herzustellen, 
einschließlich der notwendigen finanziellen 
Mittel und des erforderlichen und entspre­
chend ausgebildeten Personals. 
–	 den landesregierungen und -parlamen­
ten, die Förderschulen zurückzubauen und 
Kinder mit Behinderungen in Regelschulen 
aufzunehmen, sofern sie dies wollen. 
–	 den landesregierungen und –parlamenten, 
dafür Sorge zu tragen, dass angemessene 
Vorkehrungen auf allen Bildungsebenen 
bereitgestellt werden und für Betroffene 
gerichtlich durchsetzbar sind. 
–	 dem Bundesministerium für Bildung und 
Forschung und den Bildungsministerien der 
länder, Forschungsprojekte zu initiieren und 
zu fördern, die Vorbereitungsklassen und de­
ren Wirkweise wissenschaftlich evaluieren. 
(Empfehlung aus Kapitel 5.3) 
3 dem Bundesministerium für Bildung und 
Forschung sowie den Bildungsministerien 
der Bundesländer, das Bildungssystem 
transparent zu überwachen, um wirksame 
Maßnahmen zur Behebung von faktischer 
Diskriminierung wie etwa dem ungleichen 
Schulerfolg effektiv zu ergreifen. Bildungs­
daten sollen nach den Dimensionen aufge­
schlüsselt werden, an die Diskriminierungen 
anknüpfen. 
Im Rahmen dieses Monitorings soll auch 
überprüft werden, ob Bildung tatsächlich auf 
die in den Un-Konventionen festgelegten 
Bildungsziele ausgerichtet ist. 
Das Monitoring und die Bewertung von Fort­
schritten sollen die ansichten aller Bildungs­
akteure berücksichtigen, inklusive Kinder 
und Jugendliche, lehrkräfte, Eltern sowie 
Schulverwaltung und Schulleitung. Insbeson­
dere bei Maßnahmen zum abbau von Dis­
kriminierung sind Personen und Gruppen zu 
beteiligen, die von Diskriminierung aufgrund 
der benannten Dimensionen betroffen sind. 
(Empfehlung aus Kapitel 5.4) 
4 	 dem Bundesministerium für Bildung und 
Forschung und den landesregierungen und 
-parlamenten, eine bedarfsgerechte Finan­
zierung der Bildungsteilhabe sicherzustellen. 
– 	dem Bundesministerium für arbeit und 
Soziales, den Jobcentern, Kommunen und 
sonstigen zuständigen Behörden sowie 
Bildungseinrichtungen und Beratungsstellen, 
verständliche und zugängliche Informationen 
über vorhandene angebote zur Unterstüt­
zung für die Bildungsteilhabe zielgruppen­
gerecht zu verbreiten. (Empfehlung aus 
Kapitel 5.6) 
5 	 den Parlamenten der Bundesländer, die 
Schulgesetze so anzupassen, dass das Bil­
dungsziel „Vorbereitung auf teilhabe“ sowohl 
den aktiven Subjektcharakter als auch den 
wirksamen Charakter der teilhabe verdeut­
licht. Ebenso sollten die Partizipationsrechte 
im Bildungsalltag von lernenden – in allen 
Schulformen sowie in allen die Schüler_in­
nen betreffenden Bereiche – nachhaltig 
verankert werden. Dabei sollten die Kriterien 
des Un-Kinderechtsausschusses für die 
Beteiligung von Kindern als Orientierungs­
rahmen genutzt werden. (Empfehlung aus 
Kapitel 6.1) 
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6 den Parlamenten der Bundesländer, Men­
schenrechtsbildung explizit als Bildungsziel 
in den Schulgesetzen zu verankern. (Empfeh
lung aus Kapitel 6.2) 
7 der Kultusministerkonferenz, die Empfehlung 
zur Menschenrechtserziehung in der Schule 
zu aktualisieren, um sowohl begrifflichen als 
auch menschenrechtlichen Entwicklungen 
der letzten Jahrzehnte Rechnung zu tragen. 
In diesen Prozess sind im Sinne eines in-
klusiven und partizipativen Vorgehens auch 
relevante akteur_innen aus der Menschen­
rechtsbildung einzubeziehen. (Empfehlung 
aus Kapitel 6.2) 
8 den Schulministerien der Bundesländer, 
explizite Menschenrechtsbildung flächen-
deckend in Bildungsplänen und Curricula 
zu verankern. Dabei ist auf Formulierungen 
zu achten, die sämtliche Ebenen der Men­
schenrechtsbildung ansprechen (Bildung 
über, durch, für Menschenrechte), sowie dar
auf, dass Menschenrechtsbildung in Kernfä
chern, aber auch fächerübergreifend für das 
gesamte Schulleben verbindlich verankert 
wird. (Empfehlung aus Kapitel 6.2) 
9 den Parlamenten der Bundesländer, Bil­
dungs- und lernziele in Bezug auf Vermitt­
lung von Wissen, Einstellungen und Fähigkei­
ten zum abbau von Diskriminierung stärker 
in den Schulgesetzen zu verankern: alle 
Schulgesetze müssen die aktive Rolle der 
Schule und somit auch der Schüler_innen 
verdeutlichen und das Ziel der Gleichberech
tigung sowie wirksamer teilhabe benennen. 
Ferner sollen die durch die Un-Konventionen 
benannten Dimensionen umfassend vorkom-
men. 
Gleichzeitig sind Formulierungen zu hei­
matliebe und christlichen Werten in den 
Schulgesetzen unter Berücksichtigung des 
Diskriminierungsverbots kritisch zu prüfen 
und gegebenenfalls zu überarbeiten. (Emp­
fehlung aus Kapitel 6.3) 
10 den Bildungsministerien der Bundesländer, 
die Bildungspläne daraufhin zu überarbei­
ten, dass die thematik Diskriminierung 
wesentlich stärker verankert wird, sowohl 
fächerübergreifend als auch in den sozial-/ 
gesellschaftswissenschaftlichen Fächern 
und für alle Schularten und Jahrgangsstufen. 
neben allgemeinen Querverweisen sollen 
konkrete hinweise gegeben werden, wie die 
thematik in verschiedenen Inhalten behan­
delt werden kann. Der Zusammenhang von 
Diskriminierungsschutz und Menschenrech­
ten ist zu erläutern und sämtliche Diskrimi­
nierungsdimensionen zu berücksichtigen. 
Schließlich ist darauf zu achten, dass neben 
der Wissensvermittlung auch Einstellungen 
reflektiert und Fähigkeiten gefördert werden, 
sich gegen Diskriminierung und für Men­
schenrechte einzusetzen. (Empfehlung aus 
Kapitel 6.4) 
11 dem Bundesministerium für Bildung und For
schung und anderen Forschungsakteuren, 
lehrmaterialien und Schulalltagsgeschehen 
daraufhin zu untersuchen, wie sie Diskrimi­
nierungsabbau verhindern beziehungsweise 
fördern. Dabei sollte eine intersektionale 
Perspektive eingenommen werden, inner
halb derer sämtliche Diskriminierungsdimen­
sionen berücksichtigt werden. (Empfehlung 
aus Kapitel 6.5) 
12 den zuständigen Gremien auf Ebene der 
Bildungsministerien der Bundesländer, der 
landesinstitute für Bildung sowie den Schul- 
und Fachkonferenzen der einzelnen Schu­
len, lehr- und lernmaterialien konsequent 
danach zu überprüfen, ob sie stereotype, 
abwertende Bilder, Bezeichnungen, etc. in 
Bezug auf sämtliche in den internationalen 
Menschenrechtsdokumenten benannten 
Diskriminierungsdimensionen vermitteln und 
gegebenenfalls entsprechende Sensibilisie­
rungs- und Fortbildungsangebote wahrzu-
nehmen. 
– den zuständigen Gremien und Behörden, bei 
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Unterrichtsmaterialien beziehungsweise für 
handreichungen mit empfehlendem Charak
ter sämtliche Diskriminierungsdimensionen 
zu berücksichtigen. Geprüft werden soll 
einerseits, dass diskriminierende Darstel­
lungen und Inhalte unterbunden werden und 
andererseits, dass Darstellung und thema­
tisierung von Vielfalt und Diskriminierung 
unter menschenrechtlicher Perspektive 
geschehen. (Empfehlung aus Kapitel 6.6) 
13 den Schulämtern, Schulleitungen und Schul­
konferenzen sowie weiteren Schulgremien, 
für Informations- und Beratungsangebote in 
Sachen Diskriminierungsschutz zu sorgen 
und externe qualifizierte Beratungs- und 
anlaufstellen für Beschwerden über dis-
kriminierendes Verhalten in Betracht zu 
ziehen. Entsprechende Gremien mit Funk
tion als Berichts- und Evaluationsstelle für 
Diskriminierungsschutz sind einzurichten 
beziehungsweise die aufgaben bestehender 
Gremien zu erweitern. In diesem Prozess 
ist es erforderlich, über die Besetzung der 
Gremien (analog zur Geschlechterparität), 
vor allem aber, über Unterstützungsmöglich­
keiten beziehungsweise änderung bei der 
Gestaltung zu diskutieren. (Empfehlung aus 
Kapitel 6.6) 
14 den Bildungsministerien der Bundesländer, 
den Schulämtern sowie den hochschulen, 
die in der aus- und Weiterbildung päda­
gogischer Fachkräfte tätig sind, angebote 
zum menschenrechtsbasierten Diskriminie­
rungsschutz in der lehrer_innenaus- und 
-fortbildung verbindlich aufzunehmen. Dazu 
gehören auch eine entsprechende Sensibi­
lisierung, die Vermittlung von Kenntnissen 
und das aufzeigen von handlungsmöglich­
keiten in Bezug auf Mechanismen von Diskri­
minierung einschließlich institutioneller und 
struktureller Diskriminierungen. 
Ferner sind die themenbereiche Inklusion, 
Partizipation, Deutsch als Zweitsprache und 
der menschenrechtsbasierte Umgang mit 
Vielfalt in allen lehramtsausbildungen sowie 
in der Weiterbildung als verpflichtender 
Querschnitt zu verankern. 
– den Bildungsministerien der Bundesländer, 
den Kommunen, weiteren Schulträgern, den 
Schulämtern, Schulleitungen und Schulkon-
ferenzen, menschenrechtsbasierten Diskri­
minierungsschutz im Rahmen von Schulent-
wicklung, Schulkultur und Schulprogrammen 
zu berücksichtigen. Dies beinhaltet die Er
gänzung von vorhandenen Evaluationsinstru-
menten um menschen- und kinderrechtliche 
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